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1. Allgemeine Gemeindeſachen . Die Bürgermeiſter ſind in der Tat ſtark mit Arbeit

Landtagsverhandlungen . überlaſtet . Von allen Seiten ſchiebt man auf den

Sorthebund⸗
Bürgermeiſter ab Sehr richtig! links). Ich kann

8
g. Dr. Zehn —

das auch in meiner Eigenſchaft als Mitglied eines

Herr Abg . Neck hat ſich dahin geäußert , es Gerichtshofs ſagen . Es beſteht ja der Zuſtand , daß

ſei , als der Herr Miniſter ſich geäußert habe , er trage die Gerichte keine Hilfsorgane haben , abgeſehen von

Bedenken , inbezug auf die Regelung der Gehälter der den Gerichtsvollziehern . Wenn man nun irgend eine

Gemeindebeamten einzugreifen , weil man darin ei⸗ Ermittelung braucht , wenn über irgend eine Be⸗

nen Eingriff in die Selbſtverwaltung finden könne , [ ſchwerde etwas erhoben werden ſoll , heißt es : Ja ,

von dieſer Seite „ Sehr richtig ! “ gerufen worden . wer ſoll das machen ? Und da kommt man auch bei

Ich bin damals meines Wiſſens nicht hier geweſen , den Gerichten nicht ſelten dazu , daß man eben in

ich war am erſten Tage der Verhandlung über den [ Ermangelung eines anderen Organs ſich an das

Etat des Miniſteriums des Innern nicht anweſend . [ Bürgermeiſteramt wendet . Alſo auch die Gerichte

Ich habe nun in der Zwiſchenzeit den Herrn Abg. machen das ſo , weil ſie ſich manchmal nicht anders

Neck gefragt und von ihm gehört , daß er einen ein⸗zu helfen wiſſen , weil man in Zivilſachen , nament⸗

zelnen Zwiſchenruf , der auf dieſer Seite gefallen ſei,lich aber in Angelegenheiten der freiwilligen Ge⸗

bei dieſer Bemerkung im Auge gehabt habe ; den be⸗ richtsbarkeit , doch nicht durch die Gendarmen Er⸗

treffenden Abgeordneten könne er nicht nennen , erhebungen machen laſſen kann . Dazu kommen aber ,

habe nicht bemerkt , wer es geweſen . und das iſt ja weitaus das Mehrere , all die eigentli⸗

Dieſe Ausführungen des Herrn Abg . Neck geben [ chen Verwaltungsgeſchäfte , die den Bürgermeiſter⸗

mir aber doch Anlaß zu der Erklärung , daß ich und [ ämtern zugeſchoben ſind , die Mitwirkung bei der

ſoweit ich Fühlung mit der Fraktion habe — auch Ausführung der ganzen ſozialen Geſetzgebung und

die Fraktion im allgemeinen nicht auf dem Stand⸗bei all dem , was ſchon angedeutet worden iſt ; da iſt

punkt ſtehen , wie er durch den Zwiſchenruf von die⸗ein ſolches Maß von Geſchäften auf die Bürgermeiſter

ſer Seite zum Ausdruck gekommen ſein ſoll . Ich geſchoben , daß es , glaube ich, unmöglich iſt , einen

perſönlich jedenfalls nicht . Ich kann feſtſtellen , daß Menſchen , der einigermaßen mit ſeiner Zeit rechnen

ich von vielen Seiten her die Wünſche ausgeſprochen [ muß , für dieſe ausgedehnten Geſchäfte zu bekommen

bieR habe , daß für die Gemeindebeamten , ins⸗um die Bezahlung , die von alter Zeit hergebracht iſt

beſondere für die Bürgermeiſter etwas geſchehen ( Abg. Neck : Sehr richtig !l ). Die Bürgerausſchüſſe

müſſe , und ich halte das für durchaus berechtigt . oder wer darüber ſonſt zu beſchließen hat, die ganze



Bürgerſchaft bei kleinen Gemeinden , haben kein Ver⸗

ſtändnis dafür . Die ſind im großen und ganzen

der Meinung , daß der Bürgermeiſter dazu da iſt , daß
man ihm die Verantwortung für alles zuſchieben ,

daß jeder an ihm ſeine Vorwürfe anbringen kann .

Und vor allem iſt er auch dazu da , daß , wenn er ge —

wählt iſt , er zunächſt einmal ordentlich Bier und

Würſte zu bezahlen hat ( Heiterkeit und Zuſtimmung ) .
Wenn der Herr Miniſter in dieſer letzteren Richtung
—nebenbei bemerkt — einmal mehr Ordnung ſchaf⸗

fen könnte , würde er ſich ein großes Verdienſt er —

werben ; er würde ſich ein großes Verdienſt erwerben ,

wenn dieſer althergebrachte Unfug bei den Gemeinde —

wahlen abgeſchafft oder doch weſentlich eingeſchränkt
würde .

Der Bürgermeiſter iſt ein Doppelweſen , ein Or —

gan der Gemeindeverwaltung , und inſofern ſoll ihm
die Gemeinde auch bezahlen , das kann man mit

Recht von der Gemeinde verlangen ; er iſt aber heut —

zutage noch in viel größerem und weiterem Umfang

auch Organ des Staates . Und ſo weit man ihm dieſe

ſtaatlichen Geſchäfte aufladet und ſeine Zeit und

Mühe damit in Anſpruch nimmt , iſt es , glaube ich,

nicht mehr als recht und billig , daß der Staat ihn
dafür auch bezahlt . Ich möchte alſo dem Herrn Mi —

niſter nahelegen , einmal dieſe Frage zu erwägen ,
ob es nicht der Billigkeit und Gerechtigkeit der gan —

zen Sachlage entſpricht , daß der Staat den Bürger —
meiſtern gewiſſe Zuſchüſſe zu ihren Gehältern be —

zahlt , die ſie von der Gemeinde bekommen ( Zuſtim⸗

mung rechts und links ) .

Miniſter des Innern Dr . Frhr . von und zu
Bodman :

Der Herr Abg . Neck hat ſich beſchwert über die

Mißſtände im hieſigen Amthaus . Dieſe Mißſtände
ſind dem Miniſterium bekannt ; ſie ſind Gegenſtand
der Feſtſtellung und der Prüfung geweſen , wie ihnen
abzuhelfen ſei ; es wird vorausſichtlich noch in die —⸗

ſem Jahre Abhilfe erfolgen .

Weniger günſtigen Beſcheid kann ich erteilen

in der Frage der baulichen Veränderungen am Amt⸗

hauſe zu Weinheim , wozu nach den Ausführungen
des Herrn Abg . Müller - Weinheim ein Bedürfnis be⸗

ſtehen ſoll . Wir haben auch dort die Verhältniſſe
geprüft ; wir ſind auch zu der Ueberzeugung gelangt ,
daß in der Tat ein Bedürfnis nach Aenderungen
beſteht . Dieſe Aenderungen würden aber 20000 Mk .

koſten , und die Mißſtände ſind nicht ſo dringend ,
daß eine ſofortige Abhilfe geboten erſcheint . Wenn

der Herr Abgeordnete geſagt hat , die Regiſtratur be —

finde ſich im Keller , ſo bedarf es einer Einſchränkung ;
es handelt ſich dabei nur um die ſtehende Regiſtratur ,
d. h. um die Akten über erledigte Angelegenheiten ,
die bis zur völligen Ausſcheidung in einem beſonde⸗
ren Raum untergebracht werden und auf die man
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nur ausnahmsweiſe zurückzugreifen hat . Wir wer —

den aber auch dieſe Sache im Auge behalten .

Der Herr Abg . Neck hat weiter Klage geführt
über die Belaſtung der Bürgermeiſter durch Ge —

ſchäfte , die ſie für den Staat verrichten , und der Herr

Abg . Dr . Zehnter iſt ihm dahin beigetreten . Dieſe

Belaſtung liegt zweifellos vor , und mit der Ausdeh —

nung der Tätigkeit des Staates auf immer neue Ge —

biete ſteigt dieſe Belaſtung . Sie ergibt ſich mit Not —

wendigkeit aus der Stellung , welche die Gemeinde

im Staatsweſen einnimmt , die ich ja auch ſchon wie —

derholt betont habe , aus der Stellung , die ihr als

Aufgabe nicht nur die Fürſorge für die ſpeziellen In —

tereſſen ihrer Angehörigen , ſondern auch die weitere

Aufgabe zuweiſt , als unterſtes , aber keineswegs un⸗

wichtiges Glied in der Staatsverwaltung mitzu —

arbeiten , an der Ausführung der Geſetze mittätig

zu ſein . Gerade auch dieſe Aufgabe macht ja die

Stellung des Bürgermeiſters zu einer ſo außeror —
dentlich wichtigen . Die Bürgermeiſter ſind in der

Tat ſehr bedeutungsvolle und ſehr wichtige Funktio —
näre in unſerem Staatsweſen , und ſie vollziehen ihre
Funktionen , wie ich gerne auch bei dieſer Gelegenheit
wiederhole , im allgemeinen durchaus nicht nur zu —

friedenſtellend , ſondern — wenn man berücktichtigt ,
daß ſie doch in der Regel aus dem Erwerbsleben

hervorgehen und ohne beſondere Vorbildung ſind —

auch mit anerkennenswertem Geſchick und mit erfreu —
licher Tüchtigkeit .

Nun wird man aber als richtig zugeben können ,
daß , wenn der Staat die Bürgermeiſter in ſolchem
Umfange in Anſpruch nimmt , dann auch eine ge —

wiſſe Verpflichtung für ihn beſteht , für ſie zu ſor⸗
gen , und zwar entweder indem der Staat die Ge —

meinden anhält , dieſe Beamten hinreichend , auge —

meſſen zu bezahlen , oder indem er ſich ſelber an die —

ſer Bezahlung beteiligt , oder endlich — und das wird

wohl am meiſten im Intereſſe der Bürgermeiſter
liegen — indem der Staat beides tut . Ich weiſe
den Gedanken , daß der Staat ſich wenigſtens an der

Verſorgung , vielleicht auch an der Bezahlung der

Bürgermeiſter während ihrer Aktivität beteiligen
ſoll , keineswegs zurück . Das wird eine Frage ſein ,
die zu prüfen ſein wird , wenn wir an die bereits

mehrfach in Ausſicht geſtellte Frage der Neugeſtaltung
der Verſorgung der Gemeindebeamten und auch an

die Frage der Erlaſſung eines Gemeindebeamten⸗

geſetzes herantreten .
Der Herr Abg . Neck hat aber ſpeziell Klage da⸗

rüber geführt , daß die Gemeindebeamten durch die

Mitwirkung bei der Feſtſtellung des Wehrbeitrages
ſo ſehr in Anſpruch genommen werden . Das be —

rührt inſofern auch meinen Geſchäftskreis , als , wie

der Herr Abgeordnete geſagt hat , die Verordnung
vom 20 . November 1913 im Einverſtändnis mit dem

Miniſterium des Innern vom Finanzminiſterium
erlaſſen worden iſt . Dieſe Verordnung gründet ſich
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ihrerſeits auf den § 35 des Wehrbeitragsgeſetzes , alſo
eines Reichsgeſetzes , wonach die Landesregierung
die für die Veranlagung und Erhebung des Wehr —

beitrages zuſtändigen Behörden beſtimmt und wo⸗

nach ſie ferner beſtimmt , ob und inwieweit zur Mit —

wirkung bei der Veranlagung und zur Erhebung des

Wehrbeitrages Gemeinden heranzuziehen ſeien . Nun

iſt in §S 3 dieſer Verordnung geſagt , daß die Gemein —

debehörde die öffentlichen Aufforderungen zurAbgabe
der Vermögenserklärungen bekanntzumachen und

die nötigen Zuſtellungen zu bewirken habe . Darüber

wird wohl keine Klage geführt . Dann wird in der

Verordnung geſagt , daß in den Gemeinden außer⸗

halb des Amtsſitzes des Steuerkommiſſärs der Ge⸗

meindevorſtand die Vermögenserklärungen entgegen⸗

zunehmen und , ſoweit es ihm möglich iſt , den Pflich —

tigen auf ihren Antrag bei der Aufſtellung der Er⸗

klärungen behilflich zu ſein hat . Dieſes „Behilflich —

ſein bei der Aufſtellung der Erklärungen “ wird wohl
der Hauptſtein des Anſtoßes ſein , zumal wenn man

die Bürgermeiſter ſo in Anſpruch nimmt , wie der

Herr Abgeordnete geſagt hat , daß einzelne 5 bis 6

Tage damit beſchäftigt ſind , eben nicht nur behilflich

zu ſein , ſondern den Steuerzahlern die Erklärungen

ſelber aufzuſtellen .

Der Grund , warum wir unſer Einverſtändnis
erklärt haben und warum das Finanzminiſterium die

Beiziehung der Bürgermeiſter in dieſem Umfang

vorgeſchrieben hat , iſt der , daß nach Erklärung des

Finanzminiſteriums die Steuerkommiſſäre und ihre

Organe gar nicht in der Lage geweſen wären , das

Geſchäft ohne die Mithilfe der Gemeindevorſtände

zu bewältigen . Den Gemeindevorſtänden ſollte ja

andererſeits durch Vorträge der Steuerkommiſſäre an

die Hand gegangen werden ; die Beſtimmungen des

Geſetzes ſollen ihnen erläutert werden . Das wird wohl
auch hier geſchehen ſein , und ich glaube deshalb , daß
den Gemeindevorſtänden damit nichts unbilliges zu⸗

gemutet wird . Es handelt ſich auch nur um eine

einmalige und vorübergehende Belaſtung , die die

Bürgermeiſter wohl gern auf ſich nehmen , wenn ſie
an den großen vaterländiſchen Zweck der Erhebung
des Wehrbeitrages denken . Ich glaube , der Herr
Abgeordnete hat dieſe Belaſtung wohl auch nur des —

halb mit ſolchem Nachdruck hervorgehoben , weil er

auf die Notwendigkeit eines Gemeindebeamtengeſet⸗
zes und darauf hinweiſen wollte , wie wünſchenswert
es ſei , daß der Staat ſich an der Bezahlung der Ge —

meindebeamten beteilige . —

Abg . Graf .

Ich möchte das , was die Herren Kollegen Dr .

Zehnter und Neck in der letzten Freitagsſitzung über
die Beſſerſtellung der Gemeindebeamten und über
die Aufgaben , welche die Gemeindebeamten auf dem

Gebiete der ſozialen Geſetzgebung zu vollbringen ha⸗
ben , geſagt haben , nur kräftig unterſtützen . Ich will
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ihre Ausführungen nicht wiederholen , ſondern nur

in einigen Punkten noch ergänzen . Ich ſtehe jetzt
24 Jahre im Gemeindedienſt und weiß daher aus

eigener Erfahrung , daß die Anforderungen , welche
an die Gemeindebeamten , beſonders an die Bür⸗

germeiſter auf dem Gebiete der ſozialen Geſetzge —
bung geſtellt werden , gegenüber früher koloſſal ge —

wachſen ſind , und daß dieſe Tätigkeit die Bürger⸗
meiſter ſehr ſtark in Anſpruch nimmt . Ich möchte
die Behauptung aufſtellen , daß dieſe Tätigkeit die

Bürgermeiſter ſo viele Zeit in Anſpruch nimmt , wie

ihre geſamte Tätigkeit auf allen Gebieten vor 25

und 30 Jahren . Die Gehälter der Gemeindebeam⸗

ten ſind aber nicht in demſelben Verhältnis geſtie⸗

gen , ſondern in vielen Gemeinden ſind die Gehälter
noch ſo wie in früheren Jahven . Vor einigen Jah⸗
ren war der Gemeinderat in meiner Gemeinde ſo

nobel , mir den Gehalt um 70 Mark aufzubeſſern .
Bis dahin hatte ich den Gehalt wie meine Vorgänger
vor 30 und 35 Jahren . So iſt es aber nicht nur in

meiner Gemeinde , ſondern ich glaube annehmen zu

dürfen , daß in vielen Gemeinden des Landes das

Gleiche ſein wird . Ich habe ſchon vor längeren
Jahren bei Ortsbereiſungen und beim Bezirksamt
den Antrag geſtellt , es ſollte einmal dahin gewirkt
werden , daß die Gehälter der Gemeindebeamten

derart geſetzlich geregelt werden möchten , daß ein

Mindeſtgehalt durch die Regierung feſtgeſetzt werde ,
und daß auch dahin gewirkt werden möge , daß die

Bürgermeiſter für ihre Mitwirkung auf dem Ge⸗

biete der ſozialen Geſetzgebung und für das , was ſie
überhaupt für den Staat arbeiten müſſen , wenigſtens
in etwas entſchädigt werden . Wir wiſſen ganz ge⸗
nau und verlangen auch nicht , daß wir für jede
Kleinigkeit bezahlt werden müſſen oder ſollen , aber

auf der anderen Seite kann man auch nicht ver⸗

langen , daß wir alles , was wir auf dieſem Gebiete

arbeiten müſſen , umſonſt machen . Es wird ſich wohl
bei anderer Gelegenheit die Möglichkeit geben , hie⸗
rauf zurückzukommen , weshalb ich mich auf dieſe
Ausführungen beſchränke .

Abg . Schirmeiſter .

Wenn ich mich heute zum Worte gemeldet habe ,
tue ich es aus dem Grunde , weil verſchiedene Her⸗
ren wie in der Freitagsſitzung ſo auch heute der

Herr Kollege Graf das Kapitel der Fürſorge für die

Gemeindebeamten geſtreift haben . Da glaube ich,
Ihnen aus meinem privaten Wiſſen mitteilen zu

dürfen , daß eine für dieſe Sache ſehr einflußreiche
Perſon ſich mit dem Gedanken trägt , in einer Petl⸗
ton eine Grundlage zu ſchaffen , die es der Regie⸗
rung erleichtern ſoll , ein Gemeindebeamtengeſetz zu
ſchaffen . Die Herren Kollegen in dieſem Hauſe ,
ganz beſonders die zahlreichen in dieſes Haus beru⸗

fenen Bürgermeiſter möchte ich recht freundlich er —

ſuchen , bei Eintreffen der Petition recht kräftig bei

ihren Fraktionskollegen für dieſe Sache zu wirken



und , wenn es einmal ſoweit iſt , auch für die Rat⸗

ſchreiber einzutreten . Es wird nicht mehr lange

anſtehen , bis dieſe Petition dem Hohen Hauſe zu⸗

geht .

Abg . Martin .

Wiederholt war ja bereits die Tätigkeit der

Gemeindebeamten und ihre Entlohnung Gegen —

ſtand eingehender Erörterungen in dieſem Hohen

Hauſe , und es iſt durchaus nicht in meiner Abſicht

gelegen , Geſagtes zu wiederholen . Aber da ich auf

dieſem Gebiete auf eine gewiſſe Erfahrung mich be —

rufen darf , glaube ich, daß auch mir in dieſer Ange⸗

legenheit einige Worte geſtattet ſein werden .

Auf die Anregung bezüglich der Verbeſſerung
der Gehaltsverhältniſſe der Gemeindebeamten , die

namentlich dahin ging , von Staats wegen hier ein,

zuſchreiten und Maßnahmen zu treffen zur Ver⸗

beſſerung der Gehaltsverhältniſſe der Gemeindebe⸗

amten , hat ja der Herr Miniſter Bedenken dahin

geäußert , daß man in einem ſolchen Vorgehen ei⸗

nen gewiſſen Eingriff in die Selbſtverwaltung der

Gemeinden erblicken könne . Nun , ich ſtehe durchaus

auf dem Standpunkte , daß das Selbſtverwaltungs -
fahrung reden und mit eigenen Erlebniſſen aufwar⸗

recht der Gemeinden unter allen Umſtänden ge⸗

wahrt bleiben muß , und ich müßte jeder Maßnahme

entgegentreten , die irgend einer Beeinträchtigung

des Selbſtverwaltungsrechts der Gemeinden gleich - h 0

käme . Aber wenn wir die Regelung dieſer Angele⸗ ſchreiber und ich
Aufnahme von Flurſchäden beſchäftigt .

genheit den Gemeinden ſelbſt überlaſſen , ſo glaube

ich eben doch , daß manche meiner Kollegen , wanche

Gemeindebeamte , für ewige Zeiten nicht in die Lage

kommen werden , ſich einer beſſeren Fürſorge zu er —

freuen . Es ſind der Umſtände ſo viele , und es

ſind die Verhältniſſe ſo mannigfach geſtaltet , daß in

Kanzleien der kleinſten Landgemeinden zurückrei

chen . Freilich laſſen ja manche derartige große ge⸗

ſetzgeberiſche Werke , wenn ſie als Maſſengebilde in

wiſſenſchaftlicher Ausſtattung ins öffentliche Leben

treten , die erſte Mithilfe und die erſte Mitarbeit

auch des einfachen Landbürgermeiſters und des

Ratſchreibers nicht mehr erkennen .

Dann darf ich darauf aufmerkſam machen , in

welch großem Umfange die Gemeindeverwaltung

namentlich auch in Heeresſachen in Anſpruch genom —⸗

men wird . Hier möchte ich nur an die Tätigkeit er⸗

innern , die den Gemeindeverwaltungen anläßlich

eines Manövers obliegt . Auch hier kann ich aus

eigener Erfahrung ſprechen . In meiner Heimat

und Umgebung haben wir ſeit 1890 , alſo ſeit 24

Jahren regelmäßig das Vergnügen , alle vier Jahre

mit Einquartierung bedacht zu werden , und wer

ſchon mit Einquartierungsgeſchäften zu tun gehabt

hat , der wird mir nachfühlen und nachempfinden ,

welch angenehmes und welch dankbares Geſchäft

namentlich die Verteilung der Quartierlaſten in

den einzelnen Gemeinden iſt . Dann kommt noch

hinzu — und auch hier kann ich aus eigener Er⸗

ten — die Inanſpruchnahme bei der Aufnahme von

Flurſchäden . Gerade im letzten Manöver , im Jahre

1910 waren wir in unſerer Gemeinde — der Rat⸗

faſt eine ganze Woche mit der

Auch die⸗

ſes Geſchäft hat natürlich nicht immer ſeine An⸗

nehmlichkeiten , u. wenn die einzelnen Intereſſenten

hier manchmal nicht ſo ausgehen , wie ſie es wün⸗

ſchen , ſo hängt man ſchließlich den Mißerfolg ihrer

vielen Gemeinden , und namentlich denke ich hier

an kleinere Gemeinden , auf eine Beſſerſtellung von
nen Spezialwunſch dahingehend , ob man nicht in

Und ich ſtehe auch auf dem Standpunkte , daß eine Erwägung ziehen könnte , vielleicht auf eine Ver⸗

einfachung der

Seiten der Gemeinden ſelbſt kaum zu rechnen iſt .

Beſſerung der Gehaltsbezüge der Gemeindebeamten

in allererſter Reihe dahin in Ausſicht genommen

werden ſollte und dann zu erwarten wäre , wenn

die Gemeindeverwaltungsorgane für diejenigen Ge⸗ 5
als abſolut notwendig wäre erfordert . Denn in der

Praxis kann man ſich ja in vielen Fällen doch nichtſchäfte , die ſie für den Staat beſorgen , auch eine ge⸗

wiſſe Entlohnung von dieſer Seite erhielten , es lie⸗

gen ja die Verhältniſſe in manchen Gemeinden ,

namentlich in kleineren unbemittelten Gemeinden ,

ſo, daß die betreffenden Gemeindebeamten ſich ange⸗

ſichts der übermäßig großen Belaſtungen , die viele

Gemeinden jetzt ſchon zu tragen haben , faſt gar nicht

getrauen , mit erhöhten Gehaltsforderungen an die

Gemeindeverwaltung und an die Gemeinde über⸗

haupt heranzutreten . Ich möchte hier zunächſt nur

daran erinnern , daß ja namentlich auf dem Gebiete

der Statiſtik die Gemeindeverwaltung von Staats⸗

wegen ſehr ſtark in Anſpruch genommen wird . Ich

darf wohl behaupten , daß bei manchen großen ge⸗

ſetzgeberiſchen Werken die erſten Anfänge bis in die

Anſprüche ſehr gern dem Bürgermeiſter oder der

Ortsverwaltung an .

Bezüglich der Einquartierung hätte ich noch ei⸗

heutigen Einquartierungskataſter
hinzuwirken . Mir ſcheint die jetzt beſtehende Ein⸗

richtung doch eine etwas zu komplizierte und um⸗

fangreiche zu ſein , die vielleicht mehr Schreibwerk

ſtreng auf das Einquartierungskataſter beſchrän⸗

ken .

Dann darf ich doch wohl auch daran erinnern ,

daß die Durchführung ſozialen Geſetzgebung

und deren Ausführung die Gemeindeverwaltungen

und ihre Organe ſehr erheblich in Anſpruch neh

men . Und auf dieſem Gebiete zeigt ſich eine ganz

eigenartige Erſcheinung . Während nämlich gerade

der Bürgermeiſter ſehr fürſorglich bemüht iſt , die

Wohltaten dieſer Geſetzgebung möglichſt vielen zu⸗

kommen zu laſſen , bleibt für ihn ſelber nichts . Für

ihn ſind die Tore dieſer Schöpfung verſchloſſen ,

wenn es ſich darum handelt , ihrer Wohltaten teil⸗

der
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haftig zu werden ; es wäre denn , daß er ſich auf ei⸗

gene Koſten ein Anrecht darauf erwirbt und auch

hier legt ihm die Altersgrenze ſchon wieder gewiſſe

Beſchränkungen auf . In dieſer Hinſicht glaube ich ,

daß ich hier einen Gedanken aufgreifen dürfte , dem

näher zu treten man doch in Erwägung ziehen

dürfte , und der geht dahin , ob nicht die Möglichkeit

vorhanden wäre , namentlich in Hinſicht der Inan⸗

ſpruchnahme der Arbeitskraft der Gemeindevor⸗

ſtände ihnen auf irgend eine Weiſe auch die Wohl⸗

taten der ſozialen Fürſorge mit ſtaatlicher Vergün⸗

ſtigung zukommen zu laſſen . Ich denke hier daran ,

ob es ſich nicht vielleicht ermöglichen ließe , daß man

ihnen die Wohltat einer Fürſorgekaſſe oder auch

derjenigen der Invalidenverſicherung mit ſtaatlicher

Vergünſtigung in ſpäteren Jahren zukommen laſſen

dürfte , daß man hier von Staatswegen einen ge⸗

wiſſen Erſatz für das ſchaffen könnte , was die be⸗

treffende Arbeitskraft gerade auf dieſem Gebiete ge⸗

leiſtet hat . Es ſcheint mir doch eigenartig und ich

kann es mit der heutigen Auffaſſung unſeres ſozi⸗

alen Lebens gar nicht in Einklang bringen , wenn

man ſieht , daß ein Mann , der einen großen Teil

ſeines Lebens — man darf vielleicht in vielen Fällen

ſagen : der ſeine beſte Lebenskraft im Dienſte der

Allgemeinheit gebraucht , vielleicht zum Schaden

ſeiner Geſundheit , vielleicht auch zum Nachteil ſeiner

Familie und ſeiner wirtſchaftlichen Exiſtenz , durch

irgend eine Zufälligkeit außer Dienſt kommt , wie

eine abgenutzte Maſchine beiſeite geſtellt wird und

für ihn faſt nichts mehr übrig bleibt , als vielleicht

eine unzufriedene Stimmung über ſeine frühere Tä⸗

tigkeit . Ich möchte der Großh . Regierung zur Er⸗
wägung anheimgeben , ob ſich hier nicht irgend et⸗

was erreichen ließe .

( Fortſetzung folgt ) .

Ueber die Ehrung von Stiftern , Vermächtnis⸗

gebern und ſonſt . Wohltätern auf dem Lande .

( Nachdruck verboten ) ,

Es wird wohl ſchon manchem Ortsvorſtand aufge⸗

fallen ſein , daß die Stiftungen für gemeinnützige

Zwecke in denLandgemeinden immer ſeltener werden .

Von beſonderem Intereſſe iſt daher , was der Ver⸗

faſſer der Bad . Gemeindechronickblätter zu Bogen 4:

„ Ehrentafel für Stifter und Vermächtnisgeber “ in

dieſer Beziehung ſagt . Er ſchreibt in ſeiner Anlei⸗

tung zu Chronikbogen 4 wörtlich :

„ Tagtäglich kann man in der Preſſe von größe⸗
ren Stiftungen und Vermächtniſſen leſen , die zu

Gunſten von Wohltätigkeitsanſtalten dieſer oder je⸗

ner Stadt oder Gemeinde errichtet worden ſind . Wenn

ſich dieſe Nachrichten meiſtens auf größere Städte be⸗

ziehen , ſo liegt darin inſofern nichts Auffallendes , als

wirklich reiche Leute auf dem Lande nicht beſonders

ſtark vertreten ſind . Häufig ziehen dieſe mit Rück⸗

ſicht auf höhere Schulen , die bequemere Lebensweiſe

und dergleichen Urſachen noch in vorgeſchrittenem

Alter nach der Stadt , um hier ihren Lebensabend zu

beſchließen . Gleichwohl muß es auffallen , daß Stif⸗

tungen und Vermächtniſſe in den Landgemeinden

immer ſeltener werden . Forſcht man nach den Ur⸗

ſachen dieſer Erſcheinung , dann fällt zunächſt ange⸗

nehm auf , wie ſehr die Verwaltungen größerer

Städte darauf bedacht ſind , das Andenken ihrer

Wohltäter und die Werke derſelben zu ſchätzen , zu

ehren und die in Betracht kommenden Namen der

Mit⸗ - und Nachwelt ſtets vor Augen zu halten . Da⸗

für ein Beiſpiel :

Die Stadt Mannheim hat bei Ehrung ihrer

Wohltäter die Stiftungen in 5 Gruppen eingeteilt .

Die Ehrung ſoll beſtehen bei

Gruppe 1 ( Stiftungen von 250000 Mk . und darüber )

Büſten und Straßenbenennung nach den Stif⸗

tern ;

Gruppe 2 ( Stiftungen von 150 bis 250000 Mark )

Aufſtellung von Büſten und dergleichen ;

Gruppe 3 ( Stiftungen von 50 150000 Mark ) An⸗

bringung von Einzelgedenktafeln ;

Gruppe 4 ( Stiftungen von 20 —50000 Mark Auf⸗

nahme in eine Kollektivgedenktafel und

Gruppe 5 ( Stiftungen bis 20000 Mark ) Aufnahme

in die Ehrentafel der Stadt⸗Chronik .

Inbetracht kommen nur rein ſtädtiſche , bürger⸗

liche Stiftungen , die auch im Sinne ihres Zwecks

wirkſam geworden und nicht durch Rentenzahlungen

überlaſtet ſind . Die Einzeltafeln werden in Bronco -

guß ausgeführt und im Turmſaale des neuen Rat —-

hauſes in der Wandtäfelung angebracht , die Sam⸗

meltafel mit den Namen kleinerer Stiftungen hat im

Haupttreppenhaus des Rathauſes ihren Platz ge⸗

funden .

Wie ſteht es nun demgegenüber mit derEhrung von

Stiftern häufig auf dem Lande ? Kommt es nicht

ha und dort vor , daß hier die Gründer von Fonds

ſchul⸗,Armenfonds und dergleichen ) u. die ſonſtigen

Stifter und Vermächtnisgeber dem Namen nach nur

ganz wenigen in der Gemeinde bekunt ſind ? Und

doch wäre auch bei dieſen Fonds mit

Rückſicht auf die erhöhten Anforderungen eine

Stärkung durch Zuſtiftungen ſehr vonnöten .

Dieſe letzteren würden da und dort ſicherlich auch

nicht ausbleiben , wenn die Gemeinde — ebenſo wie

die Städte —- dazu übergingen , das Andenken an vor⸗

handene Stifter und Vermächtnisgeber in geeigneter

Weiſe zu ehren und dadurch wohlhabenderen Per⸗

ſonen für die Betätigung ihres Wohltätigkeitsſinnes
einen wünſchenswerten Anreiz zu ſchaffen . Wie viel⸗
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fach auf anderen Gebieten , ſo dürfte auch hier eine

Anregung genügen . Welche Perſonen dabei in Be⸗

tracht kommen , iſt in den Gemeinden niemandem

beſſer bekannt , als dem Ortsvorſtand und den Ge⸗

meinderatsmitgliedern .

Hinſichtlich der Form dieſer Ehrung dürfte zu⸗

nächſt der Eintrag der Gründer von Fonds , der Stif⸗

ter und Vermächtnisgeber in das „ goldene Buch “
( die Ortschronik ) in Betracht kommen und zwar in

Bogen 4 der bad . Gemeindechronik - Blätter : „ Ehren⸗
tafel für Stifter und Vermächtnisgeber “ . Zu eni⸗

pfehlen iſt auch die Aufnahme der Namen in eine

Kollektiv⸗Gedenktafel ( Ehrenurkunde ) , die derart un⸗

ter Glas und Rahmen gebracht wird , daß neue Na⸗

men jederzeit nachgetragen werden können . Der

Text in dieſen Ehrenurkunden lautet :

„ Die dankbare Gemeinde nennt nachſtehend die

Namen ihrer

Wohltäter , Stifter und Vermächtnisgeber :

( Nun folgen die Namen nach dem Alier der

Stiftungen ) . Dieſe gleichzeitig einen Wandſchmuck
bildenden Ehrenurkunden werden dann zweckmäßig
im Rathaus , Schulhaus und anderen öffentlichen
Gebäuden untergebracht . Einzelne Gemeinden ha⸗
ben in jüngſter Zeit beſonders verdienten Perſonen
auch das Ehrenbürgerrecht verliehen und ihnen hier⸗
über beſondere Urkunden zugefertigt . In dieſen Fäl⸗
len erfolgt der Eintrag in Gemeindechronikbogen 3

„ Ehrentafel für Ehrenbürger “ .

Wohl jeder , der die Verhältniſſe auf dem Lande

zu beobachten Gelegenheit hat , wird dieſen Ausfüh⸗
rungen zuſtimmen und deren Beherzigung em⸗

pfehlen . M.

3 Ehren⸗Urkunden auf ſtarkem Karton ſind bei
J . Winter in Konſtanz — Huſſenſtraße — erhältlich .

Dieſe Urkunden können bei Verleihung des Ehrenbürgerrechts ,
der Ehrenmitgliedſchaft und ferner für die Namen der Stif⸗
ter und Vermächtnisgeber benützt werden Den Text der
Urkunde läßt der Verlag in ſchöner Chronikſchrift ( von
Druckſchrift nicht zu unterſcheiden ) einſchreiben . Die Urkunde
iſt , unter Glas und Rahmen gebracht , 52 om hoch und
37 em breit . Geſamtpreis , je nach dem Umfang des einzu⸗
ſchreibenden Textes , 8 —10 Mk. pro Bild . Näheres beim
Verlag von J . Winter .

Gemeindechronik betr .

Der Chronikbogen 23 „ Volksſchulen “ der

Gemeinde B. lautet :

Schulverband .

Seite 1.

Die politiſche Gemeinde bildet einen Schul —
verband ohne Nebenorte und abgeſonderte
Gemarkungen . ( Sind Nebenorte oder ab⸗

geſonderte Gemarkungen dem Schulverband
zugeteilt , ſo werden ſie genannt und etwaige
Vereinbarungen kurz angegeben ) .

Es folgen 5 leere Zeilen zu ſpäteren Nach⸗
trägen ) .

Jahr .
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Schulgebäude .

Bis zum Jahre 1828 wurde der Schulunter —
richt durch Privatperſonen erteilt und zwar
in einem Privathaus ( Haus Nr . 46) ) , das

jetzt noch beſteht . Der jetzige Beſitzer G. W.

hat das Haus umgebaut .

1828

Im Jahre 1828 wurde von der Gemeinde

ein zweiſtöckiges Schulhaus mit Oekonomie —

gebäude erſtellt . Im erſten Stock befand ſich
das Schulzimmer , im zweiten die Wohnung

für den Lehrer .

1879 1879 wurde das Oekonomiegebäude im un —

teren Stock zu einem Ratszimmer umgebaut .
Von da an hieß das Gebäude : „ Schul - und

Rathaus “ .

1910 —12 Infolge erheblicher Vermehrung der

Schülerzahl und geſetzlicher Feſtlegung der

auf einen Lehrer entfallenden Schülerzahl

( 70) mußte eine Unterlehrerſtelle errichtet
werden . Dies machte die Erſtellung eines

Neubaues nötig . Der Bau wurde nach den

Plänen und Koſtenüberſchlägen des Archi⸗

tekten H. in S. , der auch die Bauaufſicht lei⸗

tete , ausgeführt und zwar in den Jahren
1910 —12 . Der Bau enthält 3 Lehrſäle und

ein Sitzungszimmer . Nach der Darſtellung in

der 1912er Gemeinderechnung Seite 156 bezif⸗

ferte ſich der Geſamtaufwand auf rund 27300

Mark . Zu dieſen Koſten leiſtete der Staat

einen Beitrag von 2800 Mark .

( Nun folgen 15 leere Zeilen zu ſpäteren

Nachträgen ) .

Schulgüter und Holznutzungen .

Seite 2.

( Hier ſind die Nutzungen aufgeführt , wie ſie
unter § 8 der Gemeinderechnung dargeſtellt

ſind ) .

Seite 3 des Bogens . Auf der linken Hälfte

ſind unter der Ueberſchrift „ Hauptlehrer “ die

Namen der Hauptlehrer von 1828 ab, auf der rechten

Hälfte unter der Ueberſchrift „ Unterlehrer ,

Schulverwalter , Hilfslehrer ꝛc. “ die

Namen der unſtändigen Lehrkräfte eingetragen . In

größeren Gemeinden dürfte die Vormerkung dey

ſtändigen Lehrkräfte genügen .

Seite ö iſt der Schulbeſuch d. h. die Zahl der

Schüler der einzelnen Jahre eingetragen und zwar

für die letzten 30 Jahre .

Seite7 erſcheinen die Einnahmen und Aus⸗

gaben für die Schule , wie ſie unter den 88 8 und 28

der Gemeinderechnungen im Soll enthalten ſind .
Die Einträge erſtrecken ſich auf viele Jahre zurück
und gewähren ein klares Bild über die Aufwen⸗

dungen .



„ Schulchronil “ .

Seite 9.

Jahr Hier finden ſich unter andern beiſpiels —

weiſe folgende Einträge :

1898 Schulprüfung durch Kreisſchulrat N. am 16.

September . ( Die Prüfungsergebniſſe werden

nie eingetragen ) .

1904 Entlaſſung der Arbeitslehrerin N. B. und

Anſtellung der N. M. als Arbeitslehrerin mit

einem Gehalt von jährlich 80 Mark .

1907 Nachdem . . . . Schulkinder an den Maſern
erkrankt waren , wurde die Schule am . . .

geſchloſſen . Mit dem Unterricht wurde wie —

der am . . . . begonnen .

1908 Durch Gemeindebeſchluß vom , und

Staatsgenehmigung vom . . . wurde auf die

Erhebung von Schulgeld verzichtet .

1910 Schülerausflug am . . . . „ an dem ſich . . .

Klaſſen beteiligten . Ferner beteiligten ſich

. . . . ( Kurze Schilderung des Ausflugs ) .

1912 Einweihung des neu erbauten Schulhauſes

am . . . „ an der ſich auch der Amtsvorſtand

N. N. und der Kreisſchulrat M. B. beteilig⸗

ten . ( Der Verlauf der Feier findet ſich im

Bogen „ Gemeindefeſtlichkeiten “ beſchrieben ) .1
— ( inen ausgefüllten Bogen beſitzt der

Hauptlehrer zur Weiterführung , ein zweiter

iſt der Ortschronik eingefügt und einen drit⸗

ten beſitzt das Kreisſchulamt ) .

Anfrage .

Zu Unrecht verliehenes Ortsbürgerrecht . In

den Jahren 1902 , 1904 , 1908 und 1910 wurden in

hieſiger Gemeinde Perſonen mit angeborenem Bür⸗
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nicht vorgenommen , ſondern den Geſuchen ohne wei⸗

teres ſtattgegeben worden .

Wir bitten nun um Beantwortung folgender

Fragen :
1. Sind die zu unrecht als Bürger mit ange⸗

borenem Bürgerrecht aufgenommenen Perſonen

nach dem Geſetz rechtmäßig Bürger ?
Wenn „ja “, kann das noch nicht bezahlte Ein —

kaufsgeld in das Bürgerrecht nach erhoben werden ?

2. Bei Verneinung der Frage 1, muß die be⸗

zahlte Taxe für Antritt des angeborenen Bürger⸗

rechts den Betreffenden wieder rückerſetzt werden ?

3. Iſt die Gemeinde berechtigt , Erſatz für die

bereits bezogenen Genußloſe zu fordern ?

Dieſen Fragen wird als Beiſpiel erläuternd

beigefügt : Ein gewiſſer Sch . gebürtig und heimats⸗

berechtigt in der Gemeinde S . Baden , als verhei⸗

rateter Metzgermeiſter und Landwirt in der Ge —

meinde H. ſeit 1869 wohnhaft , iſt auf Erſuchen im

Jahre 1899 nebſt ſeiner Ehefrau in letztgenannter
Gemeinde in den Bürgerverband aufgenommen
worden . Zur Zeit des Einkaufs der Eheleute Sch .

in das Bürgerrecht in der Gemeinde H. , hatten de⸗

ren Söhne W. A. und E das 21 . Lebensjahr über⸗

ſchritten , waren alſo der elterlichen Gewalt entlaſſen

und konnten ſomit mit dem Erwerb des Bürgerrechts

ihres Vaters das Bürgerrecht für ſich in der Ge —

meinde H. noch nicht erworben haben . Dieſe vor⸗

bezeichneten Söhne haben nach erreichtem 25 . Le⸗

bensjahr um Antritt des angeborenen Bürgerrechts
in der Gemeinde H. nachgeſucht und letzeres vom

Gemeinderat zugeſprochen erhalten und zwar : W.

gerrecht auf Grund von Geſuchen , die teilweiſe von

Gemeindebeamten , teilweiſe von Gemeinden ſelbſt

abgefaßt waren und die Begründung enthielten , daß

deren Väter vor mehreren Jahren das Bürgerrecht
in hieſiger Gemeinde erworben hätten , in den Bür⸗

gerverband aufgenommen . Wie ſich nun aber nach —

träglich herausſtellte,f waren die ſo Aufgenommenen
bei der ſ. Zt. erfolgten Aufnahme ihrer Väter in

den Bürgerverband der elterlichen Gewalt bereits

entlaſſen , hatten alſo in dieſer Zeit das 21 . Lebens⸗

jahr ſchon überſchritten . In dieſem Falle hätte der

Gemeinderat ſ. Zt . die Geſuche zum Antritt des an⸗

geborenen Bürgerrechts nach 88 9 und 20 des Ge⸗

ſetzes über die Rechte der Gemeindebürger und die

Erwerbung des Bürgerrechts zur Berichtigung zu⸗
rückweiſen müſſen . Eine nähere Prüfung iſt ver⸗

mutlich im Vertrauen auf die Richtigkeit der Geſuche
da deren Abfaſſung durch Gemeindebeamte erfolgt ,

Sch . im Jahre 1902 , A. Sch . 1904 . und E. Sch . im

Jahre 1908 .

Die Vorausſetzungen des §S 10 B. - R. ⸗G. waren

beim Antritt des W. erfüllt , während beim Antritt

des A. und E. , da dieſe ſ. Zt . noch ledig und ohne

eigenes Vermögen als landw . Arbeiter bezw . als

Metzgereigehilfe im Betriebe ihres Vaters tätig , die

Bedingungen des § 10 Ziffer 2 und 3 in Verbindung

mit §S 26˙ B. ⸗R. ⸗G. nicht erfüllt waren .

Dazu ſei bemerkt , daß der Gemeinderat von

der Vorlage des Nachweiſes des geſetzlich beſtimmten

Vermögens Umgang genommen hat , vermutlich aus

Rückſicht darauf , daß deren Vater in günſtigen Ver⸗

mögensverhältniſſen lebte .

H. Bürgermeiſter . Bl . Ratſchr .

Antwort .

ſcach der Anfrage und den weiter hiezu gege⸗

benen Erläuterungen darf als feſtgeſtellt angenommen

werden , daß :

a ) die Väter der hier in Frage ſtehenden Perſo⸗
nen das Bürgerrecht in der betreffenden Ge⸗

meinde durch Aufnahme erworben haben , und

daß



b) zur Zeit dieſer Bürgeraufnahme die Söhne ,

um deren Bürgerrecht es ſich jetzt handelt , der

elterlichen Gewalt bereits entlaſſen waren .

Nach § § 2ff . , 1626 B. ⸗G. ⸗B. iſt der elterlichen

Gewalt jede Perſon entlaſſen , die das 21 . Le⸗

bensjahr vollendet hat , oder die nach Vollendung
des 18 . Lebensjahres durch Beſchluß des Vormund —

ſchaftsberichts für volljährig erklärt iſt . Ein Kind ,
welches der elterlichen Gewalt entlaſſen iſt , muß hin⸗

ſichtlich ſeiner bürgerlichen Verhältniſſe als ſelbſtän⸗

dig angeſehen werden ; es behält daher ſein bisheri⸗

ges Bürgerrecht auch bei einer eintretenden Verän⸗

derung des Bürgerrechtsverhältniſſes ſeiner Eltern

bei . Vergl . Gemeinderecht von Dr . Walz , S . 426

zu § 9 B. ⸗R. ⸗G.

Die Aufnahme eines badiſchen Staatsbürgers

in das Bürgerrecht einer anderen Gemeinde erfolgt

nach §S 20 B. - R. ⸗G. nur für ſich und ſeine der Ge —

walt noch nicht entlaſſenen Kinder . Hiernach haben

die oben unter b. erwähnten , zur Zeit der Bürger —

aufnahme des Vaters bereits volljährig geweſenen

Bürgersſöhne das Bürgerrecht ſ. Zt . nicht miter⸗

worben , ſie konnten in der fraglichen Gemeinde da⸗

her das Bürgerrecht auch nicht antreten . Mangels

der geſetzlichen Vorausſetzungen zum Bürger —

rechtsantritt , konnte der Gemeinderat die hier in

Frage ſtehenden Bürgersſöhne auch nicht zum An⸗

tritt desſelben zulaſſen . Hat er dies dennoch getan ,

ſo fehlte es dieſem Akte von vornherein an einer

weſentlichen Vorausſetzung ſeiner rechtlichen Giltig —

keit , weshalb derſelbe als nichtig anzuſehen iſt . Je⸗

der , deſſen rechtliches Intereſſe durch dieſe Hand⸗

lungsweiſe des Gemeinderats verletzt wird , kann

ſolche als nichtig geltend machen . Vergl . Rechtſpre⸗

chung des Gr . Bad . Verwaltungsgerichtshofs Band

1 S . 268 Ziffer 525 , S . 300 Ziffer 610 , Walz Bad .

Gemeinderecht S . 459 .

Aus dem Geſagten ergibt ſich , daß die im Ein⸗

gange unter b erwähnten Bürgerſöhne zu Unrecht
als Gemeindebürger der fraglichen Gemeinde aner —

kannt und behandelt worden ſind .

Wird der der geſetzlichen Grundlage entbehrende

bezügliche Gemeinderatsbeſchluß zurückgenommen , ſo

wird auch das nach §S 13 B. - R. ⸗G. „für den Ein⸗

tritt in das angeborene Bürgerrecht “ erhobene Bür⸗

gerrechtsantrittsgeld zurückzuerſtatten ſein ; anderſeits
wird die Geltendmachung eines Erſatzanſpruchs für

den zu Unrecht bezogenen Bürgernutzen als begrün —

det erſcheinen . Die Frage ob es jedoch der Billigkeit

entſpricht , dieſen Erſatzanſpruch tatſächlich geltend zu

machen , dürfte einer wohlwollenden Erwägung zu

unterziehen ſein , wo eine bewußte Rechtswidrigkeit

der Entſchädigungspflichtigen nicht zu unterſtellen

iſt . Einer nachträglichen Erhebung des geordneten

Bürgereinkaufsgeldes §§ 33 , 37 B. - R. ⸗G. müßte das
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Verlangen der betr . Perſon um Aufnahme in das

Bürgerrecht und ein denſelben entſprechenden Be⸗

ſchluß des Gemeinderats vorausgehen . Mſr .

Anfrage .
Nach Verordnung vom 31 . Dezember 1896 Geſ. ⸗

und Verordnungsblatt 1897 S . 2 haben Gemeinde⸗

beamte für Geſchäftsverrichtungen , die mehr als

Klm . vom Geſchäftslokal entfernt ſind , eine Tages⸗

gebühr von 6 Mark anzuſprechen . Es iſt nun nicht

klar , wie dieſe Entfernung bemeſſen wird . Wenn

z. B. ein Gemeindebeamter bei einer Holzverſteige⸗

rung in einen Wald geht , der 2 Klm . vom Geſchäfts⸗

lokal entfernt iſt , hier die Verſteigerung vornimmt ,

dann in einen anderen Wald geht , der von erſterem

wieder zwei Klm . entfernt liegt , nach der Geſchäfts⸗

verrichtung allda in einen dritten Wald geht , wo⸗

bei die Entfernung zwiſchen dem zweiten und letz —

teren 3 Klm . beträgt , ſo daß im ganzen 7 Klm . zu⸗

rückgelegt werden müſſen , wofür nach obiger Ver⸗

ordnung eine halbe Tagesgebühr mit 3 Mark in An⸗

ſatz gebracht werden kann . Dieſer Gebührenſatz wird

nun beſtritten indem eingewendet wird , daß die Ent⸗

fernung zwiſchen den einzelnen Waldungen nicht zu⸗

ſammengezählt werden dürfen , ſondern es müßte

die Entfernung zwiſchen dem Geſchäftslokal und dem

entfernteſt gelegenen Wald dem Gebührenanſatz zu

Grunde gelegt werden .

Ich frage nun ergebenſt an und bitte um Be⸗

ſcheid in Ihrer Zeitſchrift , welches der Rechtsbegriff
dieſer geſetzlichen Beſtimmung iſt .

A. , Bürgermeiſter .
Antwort .

Der 8 1 Ziffer 2 der Gebührenordnung für die

Gemeindebeamten und Gemeindebedienſteten vom

31 . Dezember 1896 gewährt den Gemeindebeamten

eine Tagesgebühr von 6 Mark , wenn der Geſchäfts⸗

ort mehr als 4 Klm . von dem ſtändigen Geſchäfts⸗

lokal bezw . der Wohnung entfernt iſt .

Der Gebührenanſpruch richtet ſich mithin nicht

darnach , ob zur Abwicklung der Geſchäfte im Ganzen

etwas mehr als 4 Klm . zurückgelegt werden müſſen ,

vielmehr kommt es bei Feſtſtellung der Ortsentfer⸗

nung darauf an , ob der betreffende Gemeindebeamte

genötigt war , ſich zu dieſem Zwecke vom ſtändigenGe —

ſchäftslokal bezw . Wohnung mehr als 4 Klm . zu

entfernen .

Wegen der Vornahme von Geſchäften für die

Gemeinde ſelbſt ſiehe übrigens 8S 2 Abſ . 3 der er⸗

wähnten Gebührenordnung . Mir .

Anfrage .

Waſſerwerk . Grundſtocksausgabe ? In einem

Einzelfall hat das Bezirksamt angeordnet , daß der

Aufwand für das Pumpenhaus nebſt unbe⸗

weglichem Zubehör ( ohne maſchinelle Einrichtung
und dergleichen ) dem Grundſtock zur Laſt zu ſetzen
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und jährlicherErſatz nach §S 42 der Gemeinderech —

nungsanweiſung vorzumerken ſei . Dagegen hielt
das Amt bezüglich des Hochbehälters mit Zu —

behör die Frage der Grundſtücksbelaſtung für zwei —

felhaft ( ' Gebäude im Sinne der Gemeinderechnungs —

anweiſung ? ) u. empfahl diesbezüglich von einer Be —

laſtung des Grundſtocks abzuſehen , ſodaß auch hier —

wegen kein Erſatz nach § 42 der Rechnungsanwei —

ſung nötig fiele .

Es wäre von Intereſſe , auch von anderer Seite

zu letzterer Frage eine Aeußerung zu erhalten .

Antwort .

Nach den in „ Grundſtock und Wirtſchaft “ von

E. Muſer Seite 37 ff. abgedruckten Miniſterialer⸗

laſſen kann der Grundſtock mit Aufwendungen für
Gaswerke nmur inſoweit belaſtet werden , als es ſich

um Erwerbung von Gelände und Gebäuden handelt .

Hinſichtlich des Gebäudeaufwands ſorgt die Rech —

nungsanweiſung für die der Städteordnung nicht un —

terſtehenden Gemeinden jedoch wieder für eine

Schadloshaltung des Grundſtocks durch die Wirtſchaft

nach Maßgabe des §S 42 G. ⸗R. ⸗A. , ſodaß in ſeiner

Endwirkung doch die Wirtſchaft die Trägerin des

Gebäudeaufwands iſt .

Hauptgrundſatz iſt , daß der Grundſtock in ſeinem

Beſtand nicht geſchmälert wird . In den Gemeinden

der erwähnten Art wird dies hinſichtlich der Gebäude

ausnahmslos auf die eine oder andere Art erreicht ,

nicht aber in den Städten der Städteordnung , da für

dieſe — aus hier nicht zu erörternden Gründen — 8
12 G. ⸗R. ⸗A. nicht Platz greift .

Im Weſentlichen ſchon mit Rückſicht hierauf er —

ſcheint eine grundſätzliche Stellung zu der in der An —

frage behandelten Frage wohl als angezeigt .

Die Beantwortung dieſer Frage iſt abhängig
von der Stellung , die man zu der Frage nimmt , ob

die hier erwähnten Baulichkeiten zu den „ Gebäuden “
im Sinne der Gemeinde - Rechnungs⸗Anweiſung ge⸗

hören .

Meines Erachtens wird dieſe Frage zu vernei —

nen ſein . Nicht jede Baulichkeit kann als Gebäude

im Sinne der Gem - Rech . ⸗Anw . angeſehen und be⸗

handelt werden ; dies iſt grundſätzlich vom Großh .

Miniſterium des Innern in verſchiedenen Einzel —
fällen — vergl . Muſer , Grundſtock ꝛc. S . 43 Ziff . 25 ,

27, 28, 29 , 30, 33 —ausdrücklich anerkannt worden .

Wenn auch verſchiedene Geſichtspunkte für die An⸗

erkennung der Gashochbehälter , Gaſometer als „ Ge —
bäude “ geltend gemacht werden können , ſo wird man

ſich doch der Stellung anſchließen können und ſollen ,
welche in dieſer Beziehung das bad . Gebäudeverſiche —

rungsgeſetz einnimmt . Der Begriff „ Gebäude “ iſt

zwar auch in dieſem nirgens definiert ; in der Dienſt —

weiſung für die Bauſchätzer ( § 23 ) aber wird aus⸗

drücklich beſtimmt , daß von der Gebäudeverſicherung

auszuſchließen ſind u. a. Dampfkeſſel , Brennkeſſel ,

einſchließlich der Ummauerung , freiſtehende Gaſo —

meter . Wie hier , ſo wird man auch im Gemeinderech —

nungsweſen Gaſometer , Gashochbehälter nicht zu den

„ Gebäuden “ rechnen ſollen , deren Aufwand dem

Grundſtock zur Laſt fällt . Mir .

Anfrage .

Gebühren der Aerzte in Armenſachen betr . Wenn

ein Gr . Bezirksarzt auf Antrag einer Armenbehörde

eine Beſcheinigung darüber ausſtellt , daß ein Orts —

armer , welcher früher als Mitglied der Krankenkaſſe

in Behandlung des Arztes war , ſich zur Auf⸗

nahme in eine Kreispflegeanſtalt eignet , welche Ge⸗

bühr erhält er für dieſe Beſcheinigung ?

Trifft hier Anl . II Ziff . 6 ( 6 Mk. ) oder Ziffer

16a (1 Mk . ) der landesh . Verordnung vom 23 .

Januar 1909 zu . J . Bürgermeiſter .

Antwort .

Die in der Anfrage angeführte Verordnung vom

23 . Januar 19009 iſt nicht für alle ärztliche Leiſtungen

der Bezirksärzte , ſondern , wie ſich ſchon aus dem

Betreff der Verordnung ergibt , nur für ihre amt⸗

lichen Verrichtungen maßgebend ; es ſind dies Ver⸗

richtungen , welche ſie — vergl . § 1 — im Dienſte
5der Rechtspflege und Verwaltung vornehmen müſſen .

Trifft dieſe Vorausſetzung bei dem nach der An⸗

frage in Frage ſtehenden Geſchäfte zu , ſo iſt bezüg⸗

lich des Gebührenſatzes zu unterſcheiden , ob :

a ) der Bezirksarzt auf Grund einer Unterſuchung
ein Gutachten behufs Verbringung einer Per⸗

ſon in eine Kreispflegeanſtalt abgegeben , oder

b) zu dem fraglichen Zweck nach körperlicher Un⸗

terſuchung bloß ein Zeugnis Geſundheits⸗

zeugnis ausgeſtellt hat .

Im Falle a beträgt nach Ziffer 6 der Anlage
1 zur Verordnung der Gebührenſatz 6 Mark , im

Falle b nach Ziffer 16 a a. a. O. 1 Mark ( oder wenn

ein Beſuch erforderlich war 2 Mark ) Mir .

Die Kapitalaufnahme der Gemeinde L. zur Be⸗

ſtreitung der Koſten für die Erbauung eines Fabrik⸗

gebäudes betr . Einem Beſchluſſe des Bürgeraus⸗

ſchuſſes kommt inſolange eine die Gemeinde rechtlich

bindende Wirkung nicht zu , als nicht der Gemeinderat

demſelben zugeſtimmt hat . In der Regel wird der

Gemeinderat zunächſt die Beſchlüſſe faſſen und die

Zuſtimmung des Bürgerausſchuſſes ſodann einholen
—vergl . §8 53 und 62 G. ⸗O. —; in den Fällen aber ,

in welchen ausnahmsweiſe der Bürgerausſchuß vor

dem Gemeinverat Stellung nimmt oder in welchen
er einen vom Antrag des Gemeinderats abweichen —

den Beſchluß faßt , liegt ein giltiger Gemeindebeſchluß

erſt dann vor , wenn der Gemeinderat nachträglich

ſeine Zuſtimmung ausdrücklich erteilt hat .



Dieſe Zuſtimmung des Gemeinderats zu er⸗

zwingen , iſt das Bezirksamt nicht befugt . Sie im

Falle der Weigerung des Gemeinderats durch ſeine

eigene Zuſtimmung zu erſetzen , wäre das Bezirks —

amt nur dann berechtigt , wenn die Vorausſetzungen

des § 181 Abſ . 5 Gem . ⸗Ord . vorliegen , es ſich alſo

um die Erfüllung einer der Gemeinde geſetzlich ob —

liegenden öffentlichen Verpflichtung handelte .

Auszug aus dem ( Erl . Gr . Miniſt . des J . v. 12 . Jan .
1912 . Nr . 838 ) .

Ablöſung einer Pfarrkompetenz .

Die Gemeinde F. , Amt Müllheim ,

hatte ſeit unvordenklichen Zeiten an die evangeliſche

Pfarrei F . eine Holzkompetenz zu leiſten ,

welche urſprünglich naturaliter befriedigt wurde .

Dabei hatte die ev . Pfarrei die Koſten der Aufma⸗

chung und der Zufuhr zu tragen . Die Gemeinde

mußte ſchon vor 100 Jahren , da ſie entſprechend er⸗

tragsfähigen eigenen Wald nicht beſaß , das Parr⸗

kompetenzholz aus Herrſchaftswaldungen kaufen .

Im Jahr 1869 traf die Gemeinde F. mit der

ev . Pfarrei ein Uebereinkommen , wonach ſich die Ge⸗

meinde verpflichtete , der Pfarrei jährlich 8 Klafter

buchenes Scheitholz zu kaufen , während die Pfarrei

den Holzmacher - und Beifuhrlohn zu zahlen hatte .

Dieſer Vertrag wurde vom Gemeinderat und dem

damaligen kleinen Bürgerausſchuß F. und dem

Oberkirchenrat namens der ev . Pfarrei F . unter⸗

zeichnet . Im Jahr 1879 wurde ein neuer Vertrag

zwiſchen dem politiſchen Gemeinderat und dem Kir⸗

chengemeinderat F. abgeſchloſſen , dahingehend , daß

die Gemeinde ſich verpflichtete , ſtatt des Holzes in

natura eine jährliche Barentſchädigung zum Voraus

zu leiſten nach dem Durch — — welcher ſich

für das Holz in einem beſtimmten Diſtrikt ( vorderer

Blauen ) nach einem von Gr . Bezirksforſtei alljähr⸗

lich zu erhebenden Gutachten ergibt . Auf Grund

dieſes Vertrages hat die Gemeinde F. lange Jahre

die Barentſchädigung geleiſtet , während ſie anderſeits

auch für ihre eigenen Bedürfniſſe das Holz kaufen

mußte . Verſchiedene Verſuche der Ge⸗

meinde F. , dieſe Verpflichtung auf die eine oder die

andere Art los zu weren , ſcheiterten daran , daß die

rechtliche Grundlage der Pfarrkompetenz nicht be⸗

kannt war . Auch bei der Rechnungsabhör wurde die

Sache aufgegriffen , blieb aber wieder beruhen . An⸗

läßlich der Ablöſung der Pfarrkompetenz der Stadt

Müllheim wurde begreiflicherweiſe auch in der Nach —

bargemeinde F. der Wunſch nach Ablöſung der

Pfarrkompetenz neu geweckt . Der Oberkirchenrat

war auch geneigt in die Ablöſung einzuwilligen .
Als Ablöſungskapital ſollte der 25 fache Betrag des

jährlichen Durchſchnittsertrages der Kompetenz von

1883 bis mit 1906 d. i. 222 Mark 25 Pfg . oder im
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Ganzen 5556 Mark 25 Pfg . von der Gemeinde ge —

leiſtet werden .

Die Nachprüfung dieſer Forderung ergab zu

nächſt , daß die ev . Zentralpfarrkaſſe bei der jährli

chen Berechnung der Barleiſtung nur Scheitholz J.

und II . Klaſſe berückſichtigt hatte , nicht dagegen auch

den Durchſchnittswert für Scheitholz III . Klaſſe , ob⸗

wohl auch dieſer von Gr . Forſtamt jeweils angegeben

wurde . Bei dieſen Ablöſungsverhandlungen wurde

nun die rechtliche Grundlage feſtgeſtellt , auf der die

Das Studium der Akten

des Gr . Generallandesarchives ergab Folgendes :

In den alten Kompetenzbüchern der Landgraf —

ſchaft Sauſenberg und Hochberg iſt in den Jahren
1583 und 1595 von der Pfarrei F. erwähnt :

„ F. Beholzung aus der Gemeindewald genug ,

doch muß er ( der Pfarrer ) dasſelbig auf ſeine Ko⸗

ſten hauen und heimführen laſſen “ .

Im Jahr 1714 bezog der Pfarrer das Holz wie —

der aus Herrſchaftswald . Im ſelben Jahre hat der

damalige Markgraf Carl bezüglich der Holzkompe⸗

tenzen der Pfarrer folgenden in dem Rentkammer⸗

protokolle von 1714 enthaltenen fürſtlichen Befehl

erlaſſen :

„ Actus n, Mont

1714 . Nr . 1144. Carl von Gottes
graf zu Baden Hochberg .

Unſeren Gruß , Erbar , lieber Getreuer . Euch iſt

ohnedem bekannt , wie unrichtig Unſerer ſämtlicher

in der Landgrafſchaft Sauſenburg und Herrſchaft

Rötteln befindlicher Pfarrer , bisherige . Holzbe⸗

ſtellung gelöſten ,

Pfarrkompetenz beruhte .

7E

30 . July anno

Gnaden , Mark

0

da Teils derſelben ein mehreres

an Holz genoſſen als Ihnen gebührt , andere aber ,

welchen man das Geld vor das Holz geordnet , ſol —

ches unter Ihrer Geldbeſoldung wirklich empfangen

und dennoch auch das Holz gaudirt haben , dahero

wir nachfolgende Verordnung gemacht , das Künf⸗

tighin ein Jeder derſelben und zwar mit dieſem

Jahrgang anzufangen , ſowohl aus unſeren als

auf denen Gemeindewaldungen des Jahres

empfangen haben ſoll : ꝛc. ꝛc.

F.

Der Pfarrer ſoll haben aus dem Gemeindewald

vermög der Lagerbücher und nicht mehr aus den

herrſchaftlichen Waldungen und zwar weillen das

Wäldchen klein nur 8 Klafter “
Bald darauf wandte ſich der

wieder an den Markgraf mitd

den Herrſchaftswaldungen beziehen zu dürfen , da

das Wäldlein der Gemeinde F. ſo klein ſei . Da⸗

rauf erließ Markgraf Carl am 13 . Juli 1717 folgen⸗
den Befehl :

„ Carl von Gottes Gnaden Markgraf zu Baden

und Hochberg :
Nr . 904 . Dieweilen wir um der ſchädlichen

Conſequenzen willen von Unſerer gemachten Ver⸗

3113u

8
damalige Pfarrer

er Bitte , das Holz aus



ordnung kraft deſſen einem Pfarrer zu F . jährlich

nicht mehr als 8 Klafter Brennholz aus gemeinem
Wald angewieſen und abgegeben werden ſollen ,

ſondern es vor allemahl dabei wollen gnädigſt

gelaſſen wiſſen . “

Aus dieſen beiden fürſtlichen Befehlen , welche
die rechtliche Grundlage der Pfarrkompetenz bilden ,

geht nach Anſicht der Gemeinde F. hervor , daß es

ſich um eine Reallaſt , ein dingliches Recht an Lie⸗

genſchaften handelt . Unter dieſer Vorausſetzung

ſind die Verträge aus den Jahren 1869 und 1879

ungültig , weil es ſich darin um die Regelung eines

dinglichen Rechtes an Liegenſchaften handelte , wo⸗

zu nach §8 143 G. ⸗O. die Zuſtimmung der Gemeinde

notwendig war . Die Gemeinde F . teilte dieſen

Standpunkt der ev . Zentralpfarrkaſſe mit dem Be⸗

merken mit , daß ſie in den letzten 30 Jahren in Folge
der verminderten Ertragsfähigkeit des Waldes , auf

dem die Reallaſt ruht , nur etwa 2945 Mark 72 Pfg .

d. h. den Wert des in dieſer Zeit geſchlagenen Hol —

zes an die Pfarrei bezw . die ev . Zentralpfarrkaſſe zu

zahlen gehabt hätte . Die Gemeinde erklärte ſich zur

Zahlung einer Ablöſungsſumme von 3000 Mark be⸗

reit , wovon aber die in den letzten 30 Jahren zu viel

bezahlten Beträge in Abzug zu bringen wären . Der

Oberkirchenrat wollte die Ablöſungsſumme nur auf

5000 Mark ermäßigen und einen Abzug nicht ge —

ſtatten , da er den Standpunkt der Gemeinde nicht

anerkannte und ſo zerſchlugen ſich im Jahre 1907

die Verhandlungen . Die Gemeinde lehnte die wei —

tere Erfüllung der Verträge von 1869 und 1879 ab .

Im Jahre 1910 erhob der Oberkirchenrat namens

der ev . Pfarrei F. Klage bei Gr . Landgericht Frei —

burg auf Anerkennung der Verträge vom Jahre 1869

und 1879 und auf Leiſtung der vom Jahr 1907 ab

daraus ſich ergebenden Verpflichtungen . Der kläge⸗

riſche Vertreter beſtritt , daß es ſich bei der Pfarr —

kompetenz um ein dingliches Recht handle . Nach

ſeiner Anſicht beſtehe ein obligatoriſches Recht . Er

gab zu , daß das Recht der Pfarrei auf Holzbezug

zunächſt als deutſchrechtliche Reallaſt , mithin als

dingliches Rechts aufgefaßt werden konnte . Im Laufe

der Zeit habe ſich aber dieſer Rechtscharakter geän⸗
dert . Das Holz wurde nicht aus dem Gemeinde —

wald entnommen ſondern in Herrſchaftswaldungen
geſteigert . Auch anderorts werde die fixe Natural —

kompetenz als obligatoriſche Verpflichtung aner —

kannt ohne Rückſicht auf vorhandenen Grund und

Boden . Es handle ſich alſo nicht um eine Real —

laſt ſondern um ein obligatoriſches Recht eigener
Art . Bezüglich des Nachweiſes dieſes Rechts berief
ſich der klägeriſche Vertreter auf die durch die Holz —
kompetenzbeſchreibungen erwieſene , vor der Zeit des

Inkrafttretens des badiſchen Landrechts anerkannte ,
unvordenkliche Verjährung . Dieſe Konſtruktion des

obligatoriſchen Rechts mache die Genehmigung der
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Gemeinde überflüſſig und es ſei demgemäß der Ver —

trag vom 21 . Auguſt 1869 rechtsgültig . Dieſer Ver⸗

trag ſei auch im weiteren Verlaufe von der Gemeinde

ſtillſchweigend genehmigt worden , da Mittel zur Be —

willigung des Vertrages in fortlaufender Weiſe ge —

währt worden ſeien und der Vertrag bei dieſer Ge —

legenheit fortgeſetzt zur Kenntnis des großen Bür —

gerausſchuſſes gekommen ſei .

Demgegenüber wurde von dem Vertreter der be —

klagten Gemeinde darauf hingewieſen , daß es ſich

nach all den Urkunden und insbeſondere nach den

fürſtlichen Befehlen aus den Jahren 1714 und 1717

um eine Reallaſt handle , wobei der Gemeindewald

der Gemeinde F. das belaſtete Grundſtück ſei und

zwar derjenige Teil , der zur Zeit der Entſtehung
und früheren Geltung des Rechtes vorhanden war .

Die Begründung des Rechtes auf den Holzbezug als

Reallaſt entſpreche auch der allgemeinen hiſtoriſchen

Entwicklung . Eine Aenderung des Titels des Rechtes

ſei auch in der Folgezeit nicht eingetreten , nament⸗

lich könne von einer Aenderung des Rechtes durch

unvordenkliche Verjährung , die vor Eintritt der

Geltung des Badiſchen Landrechtes hätte voll⸗

endet ſein müſſen , keine Rede ſein . Wo der ur⸗

ſprüngliche Titel des Rechtes feſtſtehe , könne dieſer

nicht durch unvordenkliche Verjährung in einen an⸗

deren verwandelt werden . Von einer ſtillſchweigen —
den Zuſtimmung der Gemeinde könne ebenfalls keine

Rede ſein ; es gebe keine ſtillſchweigende Willenser —

klärung der öffentlich rechtlichen Organe und Ver —

waltungskörper . Ihre Zuſtimmung habe ſich in der

vom Geſetze geforderten Form zu offenbaren . Der

Standpunkt der Gemeinde war danach folgender :

1. Sie anerkennt das Holzbezugsrecht als

eine Reallaſtberechtigung , die auf dem Gemeinde —

wald ruht . Sie iſt bereit das Kompetenzholz zu

liefern , ſoweit dasſelbe aus dem in Betracht kom —

menden Walde nach dem forſtamtlichen Wirtſchafts —
plan jährlich dem Walde entnommen werden kann .

2. Die Gemeinde ſtützt auf das Vorgetragene den

Anſpruch auf Rückzahlung der Beträge , welche ſie

in nicht verjährter Zeit aus Unkenntnis zu viel be —

zahlt hat . Für die Jahre 1880 —1906 hat ſie be⸗

zahlt 6092,35 /

Der Wert des Kompetenzholzes , der

nach dem Ertrag in dieſer Zeit und in

den Jahren 1907 —1910 hätte abgelie⸗
fert werden ſollen , beträgt 3696,03 Al,

ſo daß die Gemeinde noch 2396,32

zu fordern hat . —

So intereſſant der gerichtliche Austrag dieſes
Rechtsſtreites geweſen wäre , ſo konnte die kleine Ge⸗

meinde F. das Riſiko eines für ſie unglücklichen und

damit koſtenreichen Ausganges des Prozeſſes nicht



übernehmen . Sie mußte ſich vielmehr in dem vom

Landgericht Freiburg vermittelten Sühneverſuch

auf folgenden Vergleich einlaſſen :

Das den Gegenſtand der Klage bildende Holz —

bezugsrecht der ev . Pfarrei F. gegen die politiſche Ge —

meinde F. auf den Bezug von jährlich 31,104

buchenes Scheitholz wird von der Gemeinde auf fol —

gender Grundlage für immer abgelöſt :

Ster

Die Gemeinde F. zahlt der ev . Pfarrpfründe F.

ein einmaliges Ablöſungskapital von 3500 Mark ver⸗

zinslich vom 23 . April 1907 ab bis zur Zahlung

zu 4 Prozent .

8 2.

Die Gemeinde F. übernimmt ſämtliche Koſten

des Rechtsſtreites .
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Durch dieſen Vergleich wird die Zahlungspflicht

hinſichtlich der ſeit 1907 noch rückſtändigen Raten aus

dem Holzbezugsrecht an die ev . Pfarrei hinfällig ,

desgleichen werden durch dieſen Vergleich alle gegen —

ſeitigen Rechte und Pflichten der Parteien hinſicht —

lich des fraglichen Holzbezugsrechtes , insbeſondere

auch die mit der Widerklage geltend gemachten Rück —

forderungsrechte der beklagten Gemeinde erledigt u

ausgeglichen .

8 4.

Dieſer Vergleich wird rechtswirkſam , wenn bin⸗

nen einem Monat hiezu die Zuſtimmung des ev .

Oberkirchenrats in Karlsruhe und die Zuſtimmung

des Gemeinderats und des Bürgerausſchuſſes der

Gemeinde F. ſchriftlich bei Gericht eingereicht wird .

* * *

Der Vergleich wurde rechtskräftig . Die Ge⸗

meinde F . hat damit den langgehegten Wunſch , von

dieſer ungerechten Laſt in abſehbarer Zeit befreit zu

werden , erfüllt bekommen . Von den 1907 bis 1910

nicht bezahlen 4 mal 270 Mark , 1080 Mark ,

konnte die Gemeinde die Prozeßkoſten und die für

dieſe Zeit geforderten Zinſen bezahlen , ſo daß ſie

tatſächlich mit dem Betrag von 3500 Mark ſtatt
5556 Mark , welche der ev . Oberkirchenrat urſprüng⸗

lich forderte,ddie Kompotenz ablöſen konnte .

Tagesgebühren der Gemeindebeamten . Bürger⸗

meiſter und Ratſchreiber einer Gemeinde mit unter

4000 Einwohnern ( nicht Amts⸗ oder Amtsgerichts —

ſitzz nahmen im Umkreis von 4 Wegkilometern vom

Rathaus bezw . der Wohnung am gleichen Tage an⸗

einanderanſchließend mehrere dienſtliche Geſchäfte

vor . Sie forderten dafür nicht 4 ſondern 6 Mark

Tagesgebühren mit der Begründung , der Weg ſei

über 4 Klm. , ſie berechneten dabei auch die Zwiſchen⸗ —
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ſtrecken von dem einen Ort der Geſchäftsvornahme

zum e Das Bezirksamt entſchied , die er⸗

höhte Tagesgebühr von 6 Mark ſei nur dann

anzuſprechen , wenn der Ort der Geſchäftsverrichtung

mehr als 4 Klm . vom Rathaus bezw . der Wohnung

entfernt iſt , dabei könne nur die direkte Ent⸗

fernung in Betracht kommen , nicht die

Strecke eines Rundgangs zwiſchen

Plätzen , die an ſich nicht über 4 Klm . vom

Ort liegen .

Tarif für Waſſerzins und dergleichen . Der

Waſſerzins einer Gemeinde enthielt neben beſtimm⸗

ten Sätzen , die ſich nach der Hahnen⸗ , Viehzahl uſw .

richteten , auch Klaſſen , zu denen die Waſſerzinszahler

durch den Gemeinderat einzuſchätzen waren und Zu⸗

ſchläge , deren Höhe der Gemeinderat ſich vorbehielt .

Auf den Antrag um Staatsgenehmigung
erteilte das Bezirksamt dieſe Genehmigung „ſoweit
im Tarif beſtimmte Normen und Sätze

gegeben ſind . Soweit letztere Vorausſetzung

fehlt , käme nur die privatrechtliche Er -

hebung in Betracht “ .

Stimmenthaltung bei Gemeindebeſchlüſſen . Nach

Walz , Gemeinderecht , Anmerkung 4 zu § 40 der Ge⸗

meindeordnung , beſtehen Zweifel , ob bei der Feſt⸗

ſtellung der erforderlichen Mehrheit auch die wäh —

rend der Abſtimmung anweſenden Perſonen mitzu —

zählen ſind , die ſich der Abſtimmung ent⸗

halten haben . In einem Einzelfall

hat nun das Miniſterium des Innern mit

Erlaß vom 14 . Febr . 1914 Nr . 6831 entſchieden :

„ Diejenigen Stimmberechtigten , die ſich
der Abſtimmung enthalten , ſind als

nicht erſchienen anzuſehen , 5 alſo

bei der Berechnung der abf luten

Mehrheit 6 40 Abſatz 1 Ziffer 3 Gemeindesrd⸗
nung ) h außer Betracht

2 . Spe
Verein Bad .

Bad . Sparkaſſenrechner

urkaſſenweſer

arkaſſenrechner . Der Verein

—Unterverband Mittelba⸗

den — hielt am 13 . Dezember 1913 in Karlsruhe

eine Verſammlung ab, an der ſich 18 Mitglieder

beteiligten . Der Geſchäftsführer Klein - Durlach

machte zunächſt Mitteilungen über die ſeitens des

Verbandes der mittleern Städte Badens und der

übrigen Gemeindebeamtenverbände , dem Großher⸗

zoglichen Miniſterium des Innern eingereichte Pe —

tition wegen Reviſion des Fürſorgegeſetzes . Dieſe

Petition wurde dem Vorſtand unſeres Vereins , of⸗

fenbar aus Verſehen , zur Beteiligung nicht vorge —

legt , doch hat ſich unſer Verein der Petition in einem

Sp



beſonderen Schreiben angeſchloſſen . Die in derſel —

ben niedergelegten Wünſche decken ſich in der Haupt⸗

ſache mit den von uns ſchon wiederholt eingereich —

ten Petitionen um Verbeſſerung des Fürſorgege —

ſetzes .
Die Bearbeitung der

wegen Schaffung eines Gemeindebeamtenge⸗

ſetzes wurde in einer gemeinſamen Verſammlung

der verſchiedenen Gemeindebeamtenverbände einer

Kommiſſion übertragen . Die zu dieſer Petition auf —

geſtellten Grundſätze , ſowie die von dem Vorſtand

unſeres Vereins hiezu eingereichten beſonderen Wün —

ſche , insbeſondere d eitigung des Kautions⸗

zwanges , wurden den Anweſenden bekannt gegeben .

Die Verſammlung erklärte ſich damit einverſtanden .

Es kamen alsdann folgende

Wünſche und Anträge

weiter beſchloſſenen Peti

tion

die Beſe

zur

zu einer von einem nach⸗

und von

Eine Sparkaſſe hat

8185 den Hypothekengläubiger beantragten

dem Amtsgericht auch angeordneten Zwangsverſtei⸗

gerung gemäß § 27 des Zw. Verſt . ⸗Geſ . die Bei⸗

trittszulaſſung beantragt , aber hiezu nur den Voll⸗

ſtreckungstitel und kein Zeugnis des Grundbuch —

amts vorgelegt , weil ſie der Anſicht war , daß das

mit dem erſten Vollſtreckungsantrag eingereichte

Zeugnis genügen würde . Das Amtsgericht beſtand

jedoch auf Vorlage des Zeugniſſes .

Zu dieſer Frage iſt in dem Kommentar von

Jäckel zu §S 27 des Zw . ⸗V. ⸗Geſ . u. a. ausgeführt :

Sachlich iſt das Beitrittsgeſu

ſteigerungsantrag . Da der

tur des Verſteigerungs
die für dieſen geltenden

und unmittelbar Anwendung .

ich ein neuer Ver⸗

ere Antrag die Na⸗

hat , ſo finden auf ihn

Vorſchriften ohne weiteres
antrags

Es müſſen alſo die allgemeinen und beſonderen

Erforderniſſe jedes Verſteigerungsantrags gegeben

( 88§ 15, 16) und die 8§8§ 16 , 17 dem Verſteige⸗

rungsantrage beizufügende Urkunde auch dem Bei —

trittsgeſuche beigefügt ſein .

4
nach

Im Anſchluß an § 15 des pr . Geſ . von 1883

te der Entwurf 1 hiervon eine Ausnahme zu⸗
* 12
„, Uls

auf die bei den Vollſtr .

für den Beitretenden eine Bezugnahme0 8
Akten befindlichen Urkunden

gelten ſollte . Der Komm . 2 erſchien dies hinſicht —

lich des grundbuchamtlichen Eigentums⸗Zeugniſſes

( § 17 Abſ . 2) bedenklich , weil ſeit deſſen Erteilung

ein neuer Eigentümer eingetragen ſein könne , der

Vollſtreckungsrichter alſo nur aus einer neuen Be⸗

ſcheinigung mit einiger Sicherheit zu erſehen ver⸗

möge , wer z. Zt . der Stellung des zweiten Antrags

als Eigentümer des Grundſtücks eingetragen iſt .

ſig , daß bei Beſtellung der Hypothek , oder ſpäter , der

„Iſt nach Anordnung der Zw. Verſt . das

Grundſtück aufgelaſſen und der neue Eigentümer

eingetragen , ſo iſt der Beitritt wegen Forderun

gen , für die gegen den bisherigen Eigentümer die

Vollſtreckungs Klauſel erteilt iſt , nicht mehr zu —

der Gläubiger muß erſt gegen den neuen

Eigentümer die Vollſtr . ⸗Klauſel erwirken , wobei

für dingliche Anſprüche auf § 325 Z. - P. ⸗O. zu

erwe iſen iſt “.

—Nach § 325 Z. ⸗P. ⸗O. wirkt das Urteil für einen

bruch aus einer Hypothek im Falle einer Ver —

äußerung des belaſteten Grundſtücks in Anſehung des

gegen den Rechtsnachfolger auch dann ,

die Rechtsabhängigkeit nicht gekannt hat .

Es iſt mithin in einem ſolchen Falle ein Zahlungs⸗

befehl auf Duldung der Zwangsvollſtreckung in das

belaſtete Grundſtück erlaſſen ; erſt dann kann der

Beitritt er Aus dieſem Grunde kann

bei einem Antrag auf Beitrittszulaſſung zu einer

bereits angeordneten eerkigeren die Vor⸗

lage eines Eigentumszeugniſſes von dem Amtsgericht

verlangt werden . Auf keinen Fall kann ſich ein

hypothekengläubiger darauf berufen , daß das eine

oder andere Amtsgericht bei einer Beitrittszulaſſung

auf die Einreichung eines grundbuchamtlichen Z

niſſes verzichtet .

Grundſtücks

wenn dieſer

à161
klärt werden .

eug⸗

2. Auf eine Anfrage , ob der Hypothekengläu

biger im Falle eines infolge Brandſtiftung durch

Feuer zerſtörten Gebäudes , für ſeine Hypothekenfor —

derung Deckung findet , iſt folgendes zu erwidern :

Nach § 5 des Gebäudeverſicherungsgeſetzes iſt

die Gebäudeverſicherungsanſtalt zur Vergütung des

Schadens nicht verpflichtet , wenn der Eigentümer

des Entſtehen des Feuers vorſätzlich

oder aus grober Fahrläſſigkeit verurſacht hat . Der

Verwaltungsrat kann jedoch aus Billigkeitsgründen

Gebäudes das

die Schadensſumme ganz oder teilweiſe ausbezahlen .

In
s
8 6 Abſ . 1 des G. ⸗V. ⸗Geſ . iſt jedoch zu Gunſten

der — — folgendes beſtimmt :

„ Die Vorſchrift des § 5 bleibt bis zum er⸗

forderlichen Betrag außer

ung der auf beſchädigten oder zerſtörten Ge⸗

de ruhenden Hyoptheken , Grundſchulden , Ren⸗

und Reallaſten “ .

Anwendung in Anſeh —
5dem

5ꝗ

tenſchulden

Der Eigentümerhypothek ſoll die oben

eingeräumte Vergünſtigung nicht zu gute kommen .

Hiernach kann für die Sparkaſſen als Hypothe⸗

kengläubiger bei Brandſtiftungen , ſofern der Feuer⸗

verſicherungs - Anſchlag und eventuell der Bauplatz

zur Deckung der Hypotheken ausreicht , ein Nachteil

nicht entſtehen .

3. Eine Anfrage , wie die Entſtehung einer Ei⸗

gentümerhypothek bei teilweiſer oder gänzlicher

Heimzahlung einer Hypothek vermieden werden

kann , findet ihre Beantwortung in §S 1179 B. ⸗G. ⸗B.

Nach dieſer geſetzlichen Beſtimmung iſt es zuläſ⸗



Grundſtückseigentümer ſich verpflichtet , die Hypo⸗

thek löſchen zu laſſen , ſobald ſie ſich mit dem Eigen⸗
tum in einer Perſon vereinigt . Die Entſtehung der

Eigentümerhypothek wird jedoch durch eine ſolche

Verpflichtung des Eigentümers nicht ausgeſchloſſen ,

doch beſitzt derjenige , gegenüber welchem der Eigen⸗
tümer dieſe Verpflichtung übernommen hat , einen

Anſpruch auf Löſchung der Hypothek . Der Anſpruch

auf Löſchung kann dadurch geſichert werden , daß eine

Vormerkung in das Grundbuch erfolgt . In der

Praxis kommt es häufig vor , daß der 2. Hypotheken —⸗

gläubiger dieſe Löſchungsverpflichtung von dem Ei —

gentümer bezüglich der an der 1. Hypothek gelei⸗

ſteten Anzahlungen verlangt , um dadurch leichter im

Rang mit ſeiner Hypothek vorrücken zu können .

4. Es kommt öfters vor , daß für die von

Sparkaſſen gegen Bürgſchaft gewährten Schuld —

ſcheindarlehen weitere Sicherheit zu Gunſten der

Darlehensgeberin oder der Bürgen durch Eintrag
einer Sicherungshypothek auf die Grundſtücke des

Schuldners verlangt wird . Da die Schuldſchein —

darlehen ſatzungsgemäß alle drei Jahre erneuert

werden müſſen , beſtehen immer noch Zweifel darü⸗

ber , ob bei der Erneuerung des Schuldſcheindarle —

hens auch eine Vormerkung in das Grundbuch er —

forderlich iſt . Sachlich handelt es ſich bei der Er —

neuerung des Schuldſcheindarlehens nicht um ein

neues Darlehen , ſondern lediglich um die Fortſetzung
des alten Schuldverhältniſſes , wozu allerdings die

Ausfertigung einer neuen Schuld - und Bürgſchafts⸗

Urkunde , ſowie die Durchführung des Darlehens als

Heimzahlung und Neuanlage in der Rechnung not⸗

wendig iſt . Um jedoch alle Zweifel zu beſeitigen ,

empfiehlt es ſich , in die Eintragungsbewilligung
die Beſtimmung aufzunehmen , daß die Erneuerung
des Schuldverhältniſſes , ſowie alle Vereinbarungen

zwiſchen den Beteiligten den Hypothekeneintrag

nicht berühren ſollen .

5. Bei Ausgabe von Reichs⸗ und Preuß . Staats⸗

anleihen wird in der Regel den deutſchen Verbands⸗

ſparkaſſen ein beſtimmter Betrag zu einem Vorzugs —
kurs von 40 Pfennig unter dem Zeichnungspreis

vorbehalten . Es wurde der Wunſch ausgeſprochen ,

daß auch der Badiſche Staat bei Ausgabe neuer An —

lehen den Badiſchen Sparkaſſen den ihnen vom

deutſchen Reich und dem Königreich Preußen ange⸗

botenen Vorteil ebenfalls zukommen laſſen möchte ,
insbeſondere weil nach dem Erlaß des Großh . Mini —

ſteriums des Innern vom 17 . März 1910 . von den

Sparkaſſen verlangt wird , eine beſtimmte Summe

in ſolchen Anlehen anzulegen . Es dürfte Aufgabe
des Badiſchen Sparkaſſenverbandes ſein , hierwegen
Weiteres zu veranlaſſen .
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Verwaltungsgebäude der Sparkaſſe . Bei Spar⸗

kaſſen iſt vielfach die Anſicht vertreten , daß zur Er —

richtung von Verwaltungsgebäuden aus Sparkaſſen⸗
mitteln eine ſtaatliche Genehmigung nicht erforder —

lich ſei . Dem aber iſt nicht ſo, dieſe Art der Ver —

wendung von Sparkaſſengeldern ſtellt eine Kapital⸗

anlage in Gebäuden dar , wozu nach § 14 Abſatz 3

des Sparkaſſen⸗Geſ . die Genehmigung Großh . Mi⸗

niſteriums des Innern erforderlich iſt .

Es hat nun eine Sparkaſſe darum nachgeſucht ,

Sparkaſſenmittel zur Erbauung eines Sparkaſſen⸗

gebäudes verwenden und den Aufwand in den

Vermögensſtand aufnehmen zu dürfen mit der Zu⸗

ſage , alljährlich einen noch feſtzuſetzenden Betrag

an genanntem Koſtenaufwand abſchveiben zu wollen ,

bis der Feuerverſicherungsanſchlag erreicht iſt .

Das Miniſterium hat hierauf folgende Geneh⸗

migung erteilt :

Der Sparkaſſe N. wird zur Verwendung von

Sparkaſſenmitteln im Betrage von . . . . behufs Be —

ſtreitung des Aufwandes für Erbauung eines Ver⸗

waltungsgebäudes einſchließlich der Koſten des Bau —

platzes und zuzüglich der Kaufskoſten die erforder⸗

liche Staatsgenehmigung erteilt
Die Einſtellung des neuen Gebäudes in den

Vermögensſtand der Sparkaſſe mit dem tatſächlichen

Koſtenaufwand wird gemäß § 99 Abſ . 2 in Ver⸗

bindung mit § 58 Sp . ⸗R. ⸗A. mit der Bedingung

genehmigt , daß der ſo berechnete Wertanſchlag bin⸗

nen längſtens 10 Jahren durch Abſchreibungen auf

den Betrag des Feuerverſicherungsanſchlages zurück⸗

zuführen iſt .

4 . Verſicherungsweſen .

Berechnung des Tagesarbeitsverdienſtes . Für

die Beſtimmung der Lohnklaſſen , in welche die ein⸗

zelnen Mitglieder nach ihrem täglichen Arbeitsver⸗

dienſt einzureihen ſind , haben die Ortskrankenkaſſen

vielfach verſchiedene Berechnungsarten und kom —

men dabei zu verſchiedenen Ergebniſſen und Lohn⸗

klaſſen , wie folgende Beiſpiele zeigen , insbeſondere
wenn der Lohn wöchentlich , monatlich , vierteljähr —

lich oder jährlich bezahlt und nebenbei noch Koſt

und Wohnung gewährt wird . Bezieht z. B. eine

männliche Perſon einen jährlichen Lohn von 150

Mark und außerdem noch Koſt und Wohnung , wo —

für der Wert auf Mark 1,40 feſtgeſetzt ſein ſoll , ſo

wird der tägliche Verdienſt vielfach ſo berechnet ,

daß der jährliche Lohn durch 300 geteilt und der

Wert für die Naturalbezüge für den Tag zugeſchla⸗

gen wird , alſo 150 : 300 50 3 ＋ 1,40 S 1,90

Mark .

Da aber im vorliegenden Falle wie in

den meiſten Fällen — Koſt und Wohnung auch für



den Sonntag gewährt 0

jährliche Arbeitsverdienſt

und 365 . 1,40 I4 —

wird , ſ

auf

berechnet ſich der

150, . — l .

511, . — l

561,. —

300 S
zuſammen

und der tägliche Arbeitsverdienſt auf 661 :

2,20 Mark hegen 1 90 Mark oben .

Beträgt der Monatsgehalt z. B. 30 Mark nebſt

Koſt und — ſo berechnet ſich im angenom⸗

menen Falle der jährliche Arbeitsverdienſt auf

EI 360 J

und 365 . 1,40 /¼ 511

zuſammen 871N

und der tägliche Arbeitsverdienſt auf 871 Mark ge⸗

Dieſe Berechnungs —teilt durch 300 ſind 2,90 Mark .

weiſe wird von Gr . Verwaltungsgerichtshof in ei⸗

ner Entſcheidung vom 7. Mai 1901 Zeitſchrift

für Verwaltung und Verwaltungsrechtspflege Seite

257 —als zutreffend erachtet .

Es iſt hiernach in allen denjenigen Fällen , in

welchen der Lohn wöchentlich , monatlich oder vier —

telährlich bezahlt wird , zuerſt der Jahresarbeits⸗

verdienſt feſtzuſtellen und hieraus der dreihundertſte

Teil als Tagesarbeitsverdienſt zu berechnen .

Ortskrankenkaſſe und Gemeindekrankenverſiche⸗

rung . Zu Anfang des 19 . Jahrhunderts , als das

Zunftweſen und die Leibeigenſchaft abgeſchafft wur⸗

den , trat zum erſtenmale das Bedürfnis hervor , für

den Arbeiter im Erkankungsfalle durch Verſicherung

zu ſorgen , damit er nicht
der entehrenden Armen⸗

1f—
Laſt falle ; damals traten eben noch die

bezw . Gitsherden nachher

ſel Hier begann alſo die ſoziale
—. ig ſchon feſten Fuß zu faſſen , ſo daß ſie

ſich im Laufe der Zeiten zu der heutigen Höhe ent⸗

wickeln konnte .

1. Krankenfürſorge vor dem K. ⸗V. ⸗ Geſ . Die

frühere geſetzliche Fürſorge zerfiel 5 Bezug auf

einzelne Arten der Arbeitsverhältniſſe 3 Teile

und zwar in die des Arbeitgebers , 5 Genoſſen⸗

ſchaft und des Staates bezw . der

a ) Fürſorgedes Arbeitgebers : An

ſter Stelle ſteht diejenige der Herrſchaft ihrem Ge
ſinde gegenüber iedenſten ſtaatlichen Ge⸗

ſindeordnungen regelten dieſe Frage und ließen drei

Arten durchblicken , nach — die Fürſorge gehand⸗

gur6

ein , was

nd wegfiel .

in

N4

41

Die verſchi

habt wurde , nämlich 1 . bei Erkrankungen im

Dienſte , 2. im Falle 1885Verſchuldens der Dienſt —

herrſchaft und 3. bei ſonſtigen Erkrankungen .

Die preußiſche Geſindeordnung v. 1810 und die

ſächſiſche von 1835 ſahen Haftung des Dienſtherrn
für Kurkoſten und Unterhalt vor und zwar ohne

Aufrechnung auf den Lohn , wenn urſächlicher
Zuſammenhang mit dem Dienſte vorlag und

mit Aufrechnung , wenn die Krankheit natürlich
entſtanden war .

47

Die badiſche Geſindeordnung von 1868 läßt

—
rſchiedslos die Dienſtherrſchaft für Kur und Un —

terhalt während acht Tagen aufkommen .

Die württembergiſche Geſindeordnung lautete

ähnlich ; jedoch auf unbeſtimmte Zeit Verpflegung

Die heſſiſche Geſtnsenrpnung von 1877 verpflich —⸗

tet nur zur erſten Hilfeleiſtung .
Bayern hatte dagegen gar kein Fürſorgeſyſtem .

Für die Schiffsmannſchaft war die Fürſorge

der Seemannsordnung für das Deut

ſche Reich von 1872 geregelt , während bei den Hand —
nach

l ehilfen Art . 60 H. ⸗G. ⸗B. in Betracht kam .

( Letzterer entſpricht dem heutigen Art . 63 ) .

Endlich wurde die Fürſorgepflicht des

3
—

gebers bei Betriebsunfällen durch das Reichshaft⸗

htgeſetz vom 7. Juni 1871 beſtimmt

Fürſorge der Genoſſenſchaßft . Die
b

Bedü 18 — vereini 9t
en ſich zu einer Genoſſenſchaft .

D rbeitgebers beſtand alsdann da

ri je betr . Genoſſenſchaft zu leiſten .

kamen in Betracht :

1. Knappſchaftsvereine ,

2. Hilfskaſſen und
3. Innungskaſſen ,

—
die alle aus den altgermaniſchen Schutzgilden her

vorgingen .
ad 1. ) Dies iſt die älteſte Form . Schon 1300 in

der ſogen .
Knappſchaftskaſſen

Gnadengroſchenkaſſen

Kuttenberger Bergordnung iſt von

zrüderladen oder

die Rede Ii

Jahrhundert waren es zun iftmäßige Organi⸗

ſationen , der Hauptſache beruflichen

Intereſſen dienten aber daneben ſchon Unter⸗

ſtützung im Falle von Krankheit , Unfall , Tod

und Erwerbsloſigkeit gaben . Sie entwickel⸗

ten ſich infolge der Zwangsmitgliedſchaft der

Knappen und Beitragspflicht der Berg⸗

werkbeſitzer raſch , namentlich aber durch die

preußiſchen Be geſetze vom 10. April 1854

und — Juni 1865 , welch beide den Zwang

zur Errichtung von Knappſchaftskaſſen und

zum Beitritt feſtlegten .
leiten von den Zünften ab . Das

Landrecht beeinflußte ihre Entwik⸗

Auf⸗

B4oder

C.

indieDle

der

S . 8
ſie

0reußi ſeche

2190 und unterwarf ſie behördlicher

ſicht .
Dieſe Art ſteht im ſtrikten Gegenſatz zu den

beiden erſten Arten . Sie wurden errichtet

von Arbeitgebern (ſelbſt . Gewerbetreibenden )

nicht nur für ihre Mitglieder und deren An⸗

gehörige , ſondern auch für ihre Geſellen und

Lehrlinge für oben unter 1 zit . Unterſtützungs⸗

fälle .

Fürſorge des Staates bezw . der Ge⸗

meinde . Dieſe gliedert ſich in zwei Abteilungen

nämlich, Armenpflege und 2. Krankenfürſorge

der Gemeinde .

ad 3. )



ad 1. ) iſt geregelt durch Reichsgeſetz von 1870 , wo⸗

nach einem Hilfsbedürftigen , dem die wirt⸗

ſchaftlichen Mittel zur Erhaltung ſeiner ſelbſt
und der Exiſtenz ſeiner Familie fehlen , ſei

es auch nur momentan , die nötige Unterſtüt —

zung zu gewähren iſt .
wurde ausgebildet durch ſüddeutſches Recht .

bayr . Geſ . v. 1850 und 1869 , badiſches Ar⸗

mengeſetz vom 5. Mai 1870 und württemberg .

Geſetz von 1873 .

währte ärztliche Behandlung und Heilmittel

an Dienſtboten , Gewerbegehilfen , Lehrlingen ,

Fabrik⸗ und anderen Lohnarbeitern auf 90

ad 2. )

Tage . Das badiſche Geſetz auf acht und das

württembergiſche auf ſechs Wochen . Die Ge —

meinden waren ferner ermächtigt , Beiträge

zu erheben , ferner konnten ſie ſich ihrer Unter —

ſtützungspflicht inſofern erledigen , als ſie dem

Betriebsunternehmer von mindeſtens 50 Ar⸗

beitern dieſe Verpflichtung mit dem Recht der

Beitragserhebung übertragen durften . —

Man kann aus dieſen drei Fürſorgearten ( a —c ) ,

folgenden Schluß ziehen :
ad a. ) Der Arbeitgeber iſt als Einzelperſon

zu ſchwach , ſeinem hilfsbedürftigen Arbeiter

die erforderliche Pflege angedei⸗

hen zu laſſen ; er empfindet , dies außerdem
als eine Härte . Dieſer einſeitige Weg in Ge⸗

ſtalt der Fürſorgepflicht des Arbeitgebers
kann keinen Anſpruch darauf haben zur „ Ver ,

ſicherung “ hinüber geleitet zu haben , wohl
aber der Weg .

inſofern , als wir hier eine Vereini⸗

gung von Arbeitern haben , die eher in der

Lage iſt , die Riſiken zu tragen .
Die preußiſche allgemeine Gewerbeord —

nung vom 17 . Januar 1845 , welche die Ge⸗

meinden ermächtigte , durch Ortsſtatut eine

Beitrittspflicht zu Krankenkaſſen für alle ört —

lich beſchäftigten Geſellen und Gehilfen feſt⸗

zuſetzen bildete den Urſprung des Ver⸗

ſicherungszwanges .
ad c. ) Ziffer 2. Dieſe Einrichtung trägt nicht mehr

den Charakter einer Armenpflege wie Ziff . 1,
ſondern infolge des Rechts auf Unterſtützung

ſeitens der Arbeiter den einer Kranken⸗

verſicherung . Hauptſächlich trifft dies

für die letztere Art der Verpflichtung des

Unternehmers durch die Gemeinde zu , denn

das heutige Krankenverſicherungsrecht hat die —

ſelbe Einrichtung in Form der Betriebskran⸗

kenkaſſen aufzuweiſen . —

Die Notwendigkeit einer wirtſchaftlichen Beſſer —

ſtellung der Arbeiter durch Verſicherung , trat alſo

mit aller Macht an den Vater Staat heran , umſo —
mehr als politiſche Ausſchreitungen dazu hindräng —
ten .

ad b. )

Das bayriſche Geſetz ge⸗

Es kam ſonach am 21 . Oktober 1878 das So —

zialiſtengeſetz zu Stande (d. i . Reichsgeſetz gegen die

gemeingefährlichen Beſtrebungen der Sozialdomo⸗

kratie , aufgehoben am 30 . September 1890 ) , das die

ſoziale Stellung des Arbeiters ſichern ſollte .

Man kam aber zu der beſſeren Ueberzeugung ,

daß die Heilung der ſozialen Schäden nur durch

Förderung des Wohles der Arbeiter zu erreichen ſei .

Demzufolge wurde dann 1882 der Entwurf eines

Krankenverſicherungsgeſetzes dem Reichstag vorge —

legt , der am 15 . Juni 1883 zum Geſetz erhoben

wurde mit 216 gegen 99 Stimmen .

2. Entſtehung des Krankenverſicherungsgeſetzes .

In der Erwägung . daß die durch Unfall herbeige —

führte Erwerbsunfähigkeit bezw . die dadurch bedingte

Unterſtützung mit der Unfallverſicherung inſofern

nicht vereinbar ſei , weil die zentralen Organe der

letzteren nicht ſo raſch funktionieren können , wie die

ſoziale Lage des Arbeiters es erheiſche u. Simulatio⸗

nen leichter möglich wären ſchritt man zur Schaffung

einer ſelbſtändigen Krankenverſicherung

In den Kreis der Verſicherten ſollten zunächſt ,

alle Perſonen , die der Unfallverſicherung unterlagen ,

einbezogen werden . Der Kaſſenzwang ſollte

Prinzip werden . Die beſtehenden Verhältniſſe bo⸗

ten dazu keine Grundlage , ſo die Gewerbeordnung

von 1876 , das Hilfskaſſengeſetz von 1876 und die

Ortsſtatute .

Der geſetzlichen Verſicherung ſollten unter —

liegen : 1. alle gegen Unfall verſicherten Arbeiter , 2.

alle im Handwerk beſchäftigten Geſellen und

Lehrlinge .

Freiwilliger Beitritt bezw . ortsſta⸗

tutariſcher Zwang ſollte eintreten : 1. für die

vorübergehend Beſchäftigten , 2. für Perſonenklaſſen
im Gewerbebetrieb , für die der Zwang nicht durch —

weg gerechtfertigt erſcheint (z. B. Handlungsgehil —

fen und ⸗Lehrlinge , Gehilfen und Lehrlinge in Apo —

theken ) und ohne beſondere örtliche Regelung nicht

durchzuführen iſt (z. B. bei Arbeitern wenn ſie

außerhalb der Betriebsſtätte ihres Gewerbebetriebes

beſchäftigt ſind , ferner im Transportgewerbe und

in der Hausinduſtrie . ) .

Die landwirtſchaftlichen Arbeiter

hatte man , da ſie einer Verſicherung noch nicht ſo

bedürftig waren wie die gewerblichen Arbeiter , nicht
in die Verſicherung genommen .

Die Kaſſenarten baute der Geſetzgeber auf
dem Prinzip der gegenſeitigen Verſicherung
der Berufsgenoſſen auf . Es ſollten Kaſſen für Ar⸗

beiter desſelben Berufs mit Selbſtverwaltung er —

richtet werden . Die Gemeinde hätte für deren Er —

richtung zu ſorgen . Wie bereits angeführt , exiſtier —
ten ſchon ſolche Kaſſen , nämlich die von den Ge —

meinden für in ihrem Bezirke beſchäftigten Geſellen ,

Gehilfen und Arbeiter eines oder mehrer Gewerbe



Betriebe erichteten

( Fabrik⸗ )
und die für die Arbeiter größerer

Kaſſen . ( Dies ſind die jetzigen Betriebs —

und Ortskrankenkaſſen . )

Die Knappſchafts⸗ , Innungs - und Hilfskranken⸗

kaſſen ſollten weiter beſtehen .

Neu ſollten Baukrankenkaſſen errichtet werden .

Als Ergänzung aller dieſer Kaſſen ſollte

die Gemeindekrankenverſicherung die⸗

nen . Letzteres war notwendig , als ſonſt keine er —

zwingbare Verſicherung zu Stande gekommen

wäre . Da die Organiſation der Gemeindekranken⸗

verſicherung mit empfindlichen Nachteilen verbun —

den war , ſo u. a. durch die ſtarke Belaſtung der Ge —

meindefinanzen , ſollte ſie nunmehr auf —— Grün⸗

dung korporativer Kaſſen hinwirken . Mit der Ge —

meindekrankenverſicherung war alſo nur eine Acber⸗
gangsform bezweckt .

3. Organiſation der beiden Kaſſenarten .

a. Ortskrankenkaſſe . Dieſelbe iſt ju⸗

riſtiſche Perſönlichkeit . An der Spitze ſteht ein ge⸗

wählter Vorſtand , der die Kaſſe nach außen ver —

tritt . Die Haltung den Gläubigern gegenüber be —

ſchränkt ſich auf das Kaſſenvermögen .

Die Mitgliedſchaft beginnt mit dem Tage des

Eintritts in die Beſchäftigung und endigt : 1. durch

Austritt aus der Beſchäftigung , 2. durch Kündigung .

Letzteres iſt nur zuläſſig auf Schluß eines Kalender —

jahres , wenn der Antrag drei Monate zuvor einge —

bracht und die Mitgliedſchaft bei einer Hilfskaſſe

nachgewieſen wird .

Die Ortskrankenkaſſe wird in der Regel für den

Bezirk einer Gemeinde und für die in einem

Gewerbezweige Beſchäftigten errichtet . Bei hun⸗

t Verſicherungspflichtigen darf die Gemeinde eine

Ortskrankenkaſſe errichten ; ſie muß ſie errichten ,

wenn mindeſtens 100 Verſicherungpflichtige es ver —

langen .
Geſchloſſen wird die Ortskrankenkaſſe : 1.

die Mitgliederzahl dauernd unter 50 ſinkt ,

Leiſtungsunfähigkeit .

Aufgelöſt wird ſie : bei einfacher Ortskran⸗

kenkaſſe : auf Antrag der Gemeindebehörde , 2. bei

gemeinſamer Ortskrankenkaſſe : auf Antrag der Ge —

neralverſammlung .

wenn

ue bei

Das Statut wird von der Gemeindebehörde

aufgeſtellt .
Die Selbſtverwaltung der Kaſſe iſt erſter

Grundſatz .
Der Staat hat das Aufſichtsrecht .

Außer dem Vorſtand beſteht als weiteres Or —

gan die Generalverſammlung , die nur bei Kaſſen

über 500 Mitgliedern aus Vertretern zuſammenge —

ſetzt iſt .
Die Form der Verwaltung , Anlage der Gelder

und die Beſtimmungen über den Reſervefond ſind

geſetzlich geregelt .

Mindeſtbetrag des letzteren iſt die durchſchnitt⸗

liche Ausgabe der 3 letzten Jahre . Hö

Doppelte dieſer Ausgabe . Weſentlich

hielt es ſich mit der

b. Gemeindekrankenverſicherung .

Dieſelbe iſt bezw . war ( da ſie ab 1. Januar 1914

wegfällt ) lediglich Verwaltungszweig der Gemeinde

und trat für die Verſicherung der die

öchſtbetrag das

anders ver⸗

Perſonen ,

bei keiner Zwangskaſſe Mitglied ſind , ein :

Die Organe der Gemeinde führen die Verwal

tung unentgeltlich d. h. nicht aus Kaſſen⸗ , ſondern

aus Gemeindemitteln .

4 . Krankenfürſorge nach der Reichsverſicherungs⸗

ordnung . Man war ſich ſchon lange bewußt , daß

über kurz oder lang eine Vereinheitlichung der drei

Verſicherungszweige eintreten müſſe , was zum größ —

ten Teil auch durch die neue Reichsverſicherungsord —

nung erreicht wurde . Die wichtigſte Aenderung der

im 2. Buch untergebrachten Beſtimmungen über die

Krankenverſicherung beſteht in der Beſeitigung der

Gemeindekrankenverſicherung . Für Baden traten

an deren Stelle die allgemeinen oder beſonderen

Ortskrankenkaſſen , wozu auch die ſeitherigen Orts

krankenkaſſen ausgebaut wurden . Der Krei

verſicherten Perſonen iſt nunmehr vergrößer

er iſt demjenigen der Invalidenverſicherungspf

tigen angepaßt worden .

Als neu kommen hinzu u. a.

Hausgewerbetreibenden , die im Wandergewerbe B

ſchäftigten , die unſtändigen Arbeiter , Dienſtboten ,

die land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Arbeiter .

Die Organiſationsfrage hat ebenfalls eeingrei⸗

fende Aenderungen erfahren .
So wird jetzt durch Eintritt in eine Erſatz tzkaſſe

die Mitgliedſchaft durch Kündigung nicht

beendet , ſondern ſie ruht nur . Die Ortskranken⸗

kaſſen werden in der Regel für den Bezirk eines

Verſicherungsamts errichtet und zwar

alle Gewerbsarten . Neue Errichtungen von be —

ſonderen Ortskrankenkaſſen gibt es nicht mehr

Nur die ſeither beſtandenen Ortskrankenkaſſen durf⸗

ten unter gewiſſen Vorausſetzungen als beſon⸗

dere Ortskrankenkaſſen weiterbeſtehen .

Sie können aber geſchloſſen werden , wenn ſie den

geſetzlichen Anforderungen nicht entſprechen

( Sinken der Mitgliederzahl unter 250 2c. ) .

löſt werden ſie auf Beſchluß ihrer Ausſchüſſe .

Ferner kann auch eine allgemeine Ortskranken⸗

kaſſe geſchloſſen werden , wenn ſie nur für Bezirks⸗

teile eines Verſicherungsamts errichtet iſt und 1.

ihr Mitgliederſtand dauernd unter 250 ſinkt und 2

ihre Beiträge , obwohl ſie 6 Proz . erreicht haben ,

zur Deckung der Regelleiſtungen nicht mehr aus⸗

reichen .
Der Ausſchuß , der die Stelle der früheren Gene⸗

ralverſammlung einnimmt , ſetzt ſich jetzt nur aus

gewählten Vertretern zuſammen .
Die jährliche Zuführung zum Reſervefond be —

hauptſächlich alle

Ze⸗

mehr

für

n,

mehr

Aufge⸗



trägt nur noch 5 Proz , ferner kommen noch hinzu

diejenigen Beitragsteile, die Arbeitgeber für Mit⸗

glieder von Erſatzkaſſen an die allgemeine oder be⸗

ſondere Ortskrankenkaſſe zu zahlen haben .

Ueber weitere Einzelheiten einzugehen , dürfte

Gegenſtand ſpäterer Abhandlungen ſein .

Erfüllung der Wartezeit für die Altersrente ſei⸗
tens der im Jahre 1844 geborenen Altersrentenbe⸗

werber . Wie früher , ſoll auch in dieſem Jahre ge⸗

zeigt werden , wieviel Mindeſtbeitragswo⸗

chen zur Erlangung der Altersrente für die

im Jahre 1844 geborenen Verſicherten durch Mar —

50

kenklebung ( oder anrechnungsfähige Krankheitszei⸗

ten ) bei Vollendung des 70 . Leben nsjahres erforder⸗

lich ſind .

Dieſe Mindeſt beitragswochen ſind au⸗

ßer von dem Lebensalter der Verſicherten auch von

dem Tage abhängig , an dem für den Berufszweig
der Verſicherten die Verſicherungsp flicht in

Kraft getreten iſt .
Es iſt deshalb in nachſtehender Tabelle bei den

in Ziffer 1 bis 6 genannten Perſonen jeweils ange⸗

geben , wann der Verſicherungszwang für

ſie eingeführt worden iſt .

Hiernach ſind folgende Mindeſtbeitrags⸗

wochen nachzuweiſen :

Bezeichnung der Verſicherten

1. Bei Perſonen , für welche der Verſicherungs —⸗

zwang mit 1. Januar 1891 eingetreten iſt . ( Es ſind

dies ſämtliche Fabrikarbeiter , Dienſtboten , Geſellen ,

Gehilfen , niedere Gemeinde - Kirchen - Kreis⸗ ꝛc. Be⸗

dienſtete , unſtändige Arbeiter - , Wäſcherinnen , Putz⸗

frauen , Störnäherinnen , Hausſchlächter , Taglöhner

* Waldarbeiter , Handlungsgehilfen , Werkmei⸗

ter
2. Bei Perſonen, für Walche der Verſicher ungs⸗

zwang mit dem 4 . Januar 1892 eingetreten iſt . ( Es

ſind dies die der Tabakfa⸗

brikation ) SS

3 . Bei Perſonen , für welche der Verſicherungs⸗

zwang mit dem 2. Juli 1894 eingetreten iſt . ( Haus⸗

Gewerbetreibende der tilinduſtrie )
4. Bei Perſonen , für welche der Verſicherungs⸗

zwang mit dem 1. Januar 1896 eingetreten iſt .

( Gleichfalls Hausgewerbetreibende der Textilindu —

ſtrie . — Erweiterung des Kreiſes der verſicherungs —

pflichtigen Nebenarbeiten yhoy .

5. Bei Perſonen , für welche der Verſicherungs —

zwang
mit dem 1. Januar 1900 eingetreten iſt . ( Hie⸗

runter fallen Lehrer und Erzieher , Muſiklehrer ,
ohrrr , Fachlehrer an gewerblichen Schulen ,

8

ſt

For
TLCL

Induſtrie - ( Handarbeits - ) Lehrerinnen , ſowie Ange —

ſtellte in gehobener ung , wenn die dienſtliche

Beſchäftigung den Hauptberuf bildet , z. B. Ratſchrei⸗
ber , Gemeinderechner , Stiftungsrechner , Steuerer —

heber , Poſtagenten , Stadtmiſſionäre , Offiziere der

Heilsarmee , Bezirksbauſchätzer , Bezirksbaukontrol —

leure , Feuerſchauer , Repräſentantinnen , Hausdamen

EERRRo

Bei Perſonen , für welche der Verſicherungs⸗

zwang mit dem 1. Januar 1912 eingetreten iſt .
( Hierunter fallen die Gehilfen in Apotheken , die

3 8
nen⸗ und Orcheſtermitglieder ) .

Stellu

*

Es iſt dringend zu empfehlen , daß die Verſicher —

ten , welche 1914 ihr 70 . Lebensjahr vollenden und

Wenn der Geburtstag Tällt in die Zeit :
1.

bis bis
28 . III . 44

bis
VII . 44

VI
bis
X. 44 *

44

27 . LI . 44 8. XII . 44

920 935 - 947 948 — 960

8 —760

600O Q560 561 - 574

80 81 —94

welche die obigen Mindeſtbeitragswochen nachweiſen

können , rechtzeitig Antrag auf Bewilligung der Al⸗

95 108 108 —120

„ —



tersrente beim Bürgermeiſteramt oder beim Ver⸗

ſie — ſtellen . Vielfach unterbleibt zum Scha⸗

den der Verſicherten die Antragſtellung in der irrigen

Annahme , die Wartezeit ſei nicht erfüllt , weil noch

keine 1200 Beitragswochen nachgewieſen ſind . ( 8 1278

R. ⸗V. ⸗O. )

Nach dem Einführungsgeſetz ( Art . 65 Abſ . 2)

zur R . V. ⸗O . genügen die in obiger Darſtellung an⸗

gegebenenMindeſtbeitrags swochen zur Erlangung der

Altersrente , wenn der Nachweis erbracht iſt , daß

die um Altersrenten nachſuchenden Verſicherten in

den 3 Jahren unmittelbar vor dem Inkrafttreten

der Verſicherungspflicht für ihren Berufszweig be —

rufsmäßig wenn auch Unterbrechun —

gen eine Beſchäftigung ausgeübt haben , die be⸗

reits verſicherungspflichtig war , 8 inzwiſchen ge⸗

worden iſt ; aber auch von dieſem Nachweis wird ab —

geſehen , wenn die betr . Verſicherten in den erſten

fünf Jahren nach Eintritt des Verſicherungszwan⸗

ges mindeſtens für 200 Wochen anrechnungsfähige

Marken auf Grund der Verſicherungspflicht geklebt

haben .
Am beſten iſt es , jeder Altersrentenbewerber ,

der die Mindeſtbeitragswochen beiſammen hat , be —

ſteht darauf , daß ſein Geſuch unbedingt dem Vor —

ſtand der Landesverſicherungsanſtalt mitg eteilt wird .

6 . Sonſtiges .
Ladenburg ( bei Mannheim ) . ürgeraus⸗

ſchuß genehmigte die Einrichtung einer Hilfsklaſſe

an der Volksſchule und die Erweiterung der Unter —

richtszeit in den ſechſten Klaſſen . Ebenſo genehmigt

wurde der Antrag auf Aufnahme eines Anlehens der

Stadtſparkaſſe bei der Gemeinde Seckenheim im Be⸗

trage von 70 000 Mark für die Koſten der Realſchul⸗

erweiterung , deren Geſamtkoſten 145000 Mark be⸗

tragen .

Gaggenau ( Amt Raſtatt ) . Der Bürgerausſchuß

genehmigte drei Schuldentilgungspläne , eine Kapi⸗

talaufnahme zur Beſtreitung des Aufwandes für Er⸗

weiterung der Waſſerleitung im Jahre 1913 und

beſchloß einſtimmig die Umwandlung der hieſigen ,

ſeit 1908 im Hauptamte beſtehenden gewerblichen

Fortbildungsſchule in eine Gewerbeſchule . Es ſoll

vorerſt noch ein weiterer Lehrer — Gewerbelehrer

als Maſchinenbautechniker — angeſtellt werden . Wei⸗

ter wurde beſchloſſen , die 8. Klaſſe der Volksſchule

an vier Nachmittagen mit je zwei Unterrichtsſtunden

zu erweitern und ſobald genügend Räume und Lehr⸗

kräfte vorhanden ſind , dieſe erweiterte Unterrichts⸗

zeit auch der 7. und 6. Klaſſe zugute kommen zu

laſſen .

Appenweier . Von einem bedauernswerten Miß⸗

geſchick iſt der hieſige Bürgermeiſter Wiedmer betrof —

fen worden . Der im 65 . Lebensjahr ſtehende Mann

wurde auswärts von einem Schlaganfall betroffen .

In dieſen Tagen hätte er ſein 25jähriges Jubiläum

Der Bü
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feiern ſollen . Die geplanten Ehrungen mußten in⸗

folge der Erkrankung unterbleiben .

Lahr i. B. Hier fand eine Beſprechung von Mit⸗

gliedern aller Fraktionen des Bürgerausſe chuſſes über

die Frage des Gemeinſchaftswer kes ſtatt . Nach einem

ausführlichen Referat des Rechtsanwalts Gebhardt ,

der die neuer 3 von der Elektrizitäts ge⸗

ſellſchaft ( E. S. G. ) , wie auch von der Rheiniſchen

Schu Kertgeſelſh141 ( R. S . G . ) der Stadt gemachten

Angebote erläuterte , erfolgte eine Ausſprache , die

eine weitgehende Uebereinſtimmunged der anweſenden
Bürgerausſchuf zmitg

lieder ergab .

Freiburg . r Grund⸗ und Hausbeſitzerverein

Freiburg hat 19 wie die übrigen Hausbeſitzervereine

B0adens , ſeit längerer Zeit ſchon mit der Hypotheken⸗

geldfrage beſchäftigt . Es wurden dabei bei annähernd

25 Städten Erkundigungen eingezogen über die dor⸗

tigen Hypothekenverhältniſſe und über die Art und

Weiſe der Beſchaffung von Geldern . Aus dem ge⸗

ſamten Material ergab ſich, daß nur auf dem Wege

der Selbſthilfe Wandlung geſchaffen werden kann .

Da die Stadtverwaltung eine nennenswerte Unter —

ſtützung in Ausſicht ſtellte , beſchloß der hieſige Grund —

und Hausbeſitzerverein eine Hypothekenſicherungsge —

noſſenſchaft m. b. H. zu gründen . Eine ſpätere

Hauptverſammlung wird ſich mit der endgültigen

Gründung zu befaſſen haben .

In Freiburg hat ſich der Uml agebedarf gegen⸗

über dem 1913er Voranſchlag um über 300 000 Mk .

erhöht . Gedeckt er durch eine Umlagenerhöh —

ung von 32 auf 34. Pfg . , durch den Ertrag der Um —

lage aus dem neu ——— — Littenweiler und

durch den Mehrertrag infolge Steuerwertver —

mehrung .

In Heidelberg iſt die Umlage

auf 36 Pfg . , erhöht worden . Auch

in die Voranſchläge für 1914 —15 der Betrag von

je 500 Mark als Unterſtützung weniger bemittelter

Handwerker zwecks Beteiligung an der Karlsruher

Jubiläumsausſtellung eingeſtellt .

In Wertheim iſt der bisherige Bürgermeiſter

Joh . Bardon wiedergewählt worden . Der Wahl

folgte ein Fackelzug mit anſchließendem Bankett im

Saale zum „ Ochſen “ .

Karlsruhe . An Oſtern dieſes Jahres wird , wie

man hört , an allen Volksſchulen des Landes den

Schülern , welche aus der Schule entlaſſen werden ,

zum erſtenmal ein beſonderes Abgangszeugnis aus⸗

S

um 1 Pfg . , alſo

in Bretten wird

geſtellt . Dieſes gibt Aufſchluß über die erreichten

Fertigkeiten des betreffenden Schülers in allen in

betracht kommenden Unterrichtsfächern . Dieſe Neu

erung iſt inſofern beſonders zu begrüßen , als da⸗

durch ein beſſerer Einblick in den Stand der Kennt⸗

niſſe des die Schule verlaſſenden Schülers gewon⸗

nen werden kann . ( An einigen Städtiſchen Schulen ,

ſo an denjenigen in Karlsruhe , wurde das Abgangs⸗

zeugnis ſchon in nahezu der Weiſe ausgeſtellt , wie

das oben angeführt worden iſt ).
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Sonſtiges . In Hügelheim ( Amt Müllheim ) iſt

die Einführung der elektriſchen Kraft eiren wor⸗

den . Das Ortsnetz ſoll aus Gemeindemitteln erſtellt

und jedem Abnehmer aus der Gemeindekaſſe die

nötigen Mittel zur Verfügung geſtellt werden . Der

Rückzahlungstermin iſt 4 Jahre bei entſprechender

Verzinſung . 32 Motore und 400 Lampen ſind bis

jetzt angemeldet . In Donaueſchingen wurden die

Umlagen um 13 Pfg . , alſo auf den Satz von 60 Pfg .

erhöht . Ein Umlagerückerſatz an die Fürſtenb . Stan⸗

desherrſchaft in Höhe von 25000 Mark , der in Ter —

minen erfolgt , ſowie der Rückgang des um lagepflich⸗

tigen Steuerwerts der Standesherrſchaft ſollen —
Erhöhung verurſacht haben . In Raſtatt hat ſich d
Stadtrat mit der Anſtellung eines Schularztes für
die ſtädt . Volksſchulen befaßt . Als Vergütung iſt

der Betrag von 5 Pfg . für das Schulkind in Ausſicht

genommen . In Wiesloch mußte der Umlageſatz von

44 auf 47 Pfg . erhöht werden , da das Elektrizitäts⸗

werk etwa 6000 Mark weniger Umlagen bezahlt als

bisher . Künftig nehmen alle Gemeinden , die an das

Werk angeſchloſſen ſind , an der Umlage des Elektrizi —

tätswerks teil . In Todtmoos ( Amt St . Blaſien )

hat der Gewerbeverein an den Gemeinderat eine Ein —

gabe gerichtet , wonach er nicht nur um einen Staats⸗

zuſchuß zur Verbilligung der Fahrpreiſe der Linie

Wehr⸗Todtmoos nachſucht , ſondern au ch eine ſtaat⸗

liche Autolinie oder wenigſtens einen Staatszuſchuß

zur Linie Todtmoos⸗St . Blaſien fordern ſoll . In

Vernau ( Amt St . Blaſien ) hat der Bürgerausſchuß

den als Beitrag zum Geländeerwerb für den Bahn⸗

bau Titiſee⸗St . Blaſien geforderten Betrag von 1000

Mark einſtimmig abgelehnt . In Pforzheim bewilligte

der Bürgerausſchuß für die Errichtung eines Schul⸗

hauſes mit 47 Lehrſälen nahezu eine Million Mark .

Dabei machte Oberbürgermeiſter Habermehl die Mit⸗

teilung , daß nach dem vorläufigen Ue berſchlag bis

1919 etwa 4 bis 5 Millionen Mark für Schulhaus —

bauten erforderlich ſein werden . Der 1914 durch Um⸗

lagen zu deckende Aufwand beträgt über 3 Millionen

Umlageſatz von 35 auf 36 Pfg . er⸗

In Bretten iſt die Erhöhung

für Einrichtung von Gasautomaten von

erk auf 5000 Mark , der Ankauf eines Hauſes

zwecks 33 einer ſtädt . Pfründneranſtalt ſo—

wie die Errichtung einer weiteren Lehrerſtelle an der

Gewerbe - und Handelsſchule genehmigt worden . In

Singen wird das für 86000 Mark erworbene Hotel

Waldeck zu Schulzwecken umgebaut , um für das

kommende Schuljahr der Volksſchule die ſo dringend

benötigten Räume zu ſchaffen . Dadurch wird auf

eine Reihe von Jahren von einem Schulhausneubau

abgeſehen werden können . 1914 werden an Bauten

in Frage kommen beſ . der Krankenhausneubau , denn

die beengten Einrichtungen entſprechen ſchon lange

nicht mehr den Anforderungen . Dazu kommt der

am 1. Januar 1914 in Kraft getretene Ausbau der

Allg . Ortskrankenkaſſe , der noch erhöhte Spitalan —

Mark , ſo daß der

höht werden mußte

Kred dit⸗
2000 M.

ſprüche bringt . Genehmigt wurden die Sicherung

eines Induſtriegeländes vom Alluminiumwerk im

Betrage von 16444 Mark , die Kanaliſation des Bau⸗

gebietes der Gemeinſamen Baugenoſſenſchaft und der

Beitritt der Stadt zur Genoſſenſchaft durch Ueber —

nahme von 7 Anteilſcheinen . Der Rechnungsab —

ſchluß auf 1. Jan . war ein ſehr günſtiger , ſo daß wie

derum ein erheblicher Betrag ( 59000M . ) dem Umlage —

ausgleichfonds wird überwieſen wer den können . In

Malſch ( Amt Ettlingen ) wurde eine Kapitalauf⸗

nahme von 200000 Mark bei der Karlsruher Lebens⸗

verſicherung zur Erbauung eines neuen Schulhauſes

genehmigt . 100000 Mark ſollen durch einen in den

nächſten ſechs Jahren vorzunehmenden außerordent⸗

1585
Holzhieb gedeckt werden , während der Reſt mit

100000 Mark in 30 Jahren getilgt werden ſoll . In

Weinheim iſt der mit der Oberrheiniſchen Eiſenbahn⸗

geſellſchaft A. G. wegen Verſorgung der Stadt mit

elektriſcher Energie abgeſchloſſene Vertrag gen ehmigt

worden . Der Gemeinderat Lörrach hat vorbeh . der

Genehmigung des Bürgerausſchuſſes der Aufnahme

eines Anlehens im Betrage von 600000 Mark des

Bezirksverbandes für die Gasfernverſorgung von

Lörrach und Umgebung bei der Stuttgarter

verſicherungsbank , ſowie der nebern der vollen

Bürg⸗ und Selbſtſchuldnerſchaft für die Kapital⸗

und Zinszahlung zugeſtimmt .

Bürgermeiſter⸗Gehälter .

In Städten der Städteordnung Badens

ſind die Gehaltsanſprüche der Oberbürgermeiſter wie

folgt geregelt : Mannheim 20 000 Mark und freie

Wohnung . — Freiburg 18 000 Mark und freie Woh⸗

nung . — Heidelberg 17 000 Mark und freie Woh⸗

nung . — Pforzheim 17000 Mk . und freie Wohnung .

— Baden 15 000 Mark einſchl . Wohnung . — Kon⸗

ſtanz 13 000 Mark einſchl . Wohnung . —Lahr 10 000

Mark und freie Wohnung . — Offenburg 9000 , vom

1. Juni 1914 an 10 000 Mark und freie Wohnung .

Bruchſal 7500 Mark und 1500 Mark für Woh⸗

nung . Alle dieſe Städte — Bruchſal ausgenommen

dem Oberbürgermeiſter noch einen

Lebens⸗

den

haben außer

oder mehrere Bürgermeiſter , für die ebenfalls be⸗

trächtliche Gehälter bezahlt werden .

Hypothekenſicherungs⸗Genoſſenſchaft . Der Stadt⸗

rat Karlsruhe erklärt ſich nach Verhandlungen mit

der Errichtung einer gemeinnützigen Hypotheken⸗

ſicherungs - Genoſſenſchaft einverſtanden . Zweck der

Genoſſenſchaft iſt die Sicherung von Hypotheken

durch die Ueberwachung der pünktlichen Zahlung

der Hypothekenzinſen und durch die Uebernahme der

Ausbietungsgarantie . Wegen Errichtung der Ge —

noſſenſchaft tritt der Stadtrat mit dem erwähn⸗

ten Verein in weitere Unterhandlungen .

Diäten . Die Geſchworenen erhielten nach Be —

endigung der diesmaligen Schwurgerichtsperiode zum



erttenmal Diäten . Wie am Schöffengerichte die

Schöffen , erhalten ſie 5 Mark Tagegelder . Außer⸗

dem w erden ihnen für das 3 Mark und

für jeden Eiſenbahnkilomete Pfg . ( Fahrt 2. Kl . )

vergütet , für andere Beförderungsmittel 20 Pfg . pro

Kilometer .

— widerrufene Penſionierungsgeſuch . 7

Beklagte war durch Anſtellungsurkunde

Januar 1901 als Polizeiwachtmeiſter im Dienſte

Stadtgemeinde auf Lebenszeit angeſtellt

Im September 1910 beſch der Magiſt

Klägerin die ni Beklagten

zum 1. Januar 1911 . Der Beklagte widerſprach dem ,

erklärte jedoch A22 . ktober 1910 einer Be —

dem Regierungsrat der Königl

a. O. , dem die Berichterſtattun —

elegenheiten der ſtädtiſchen Verwaltun

438u8 er

vom 22 .

R

klagenden
worden .

rat

O0B

der des

er

bei

vor
12. 99—

Regie

gen

obhlag , im Beiſein des Bürgermeiſters der Klägerin ,

daß er bereit ſei , zum 1. April 1911 ſeine Penſio⸗

nierung zu beantragen , wenn der Magiſtrat ſeinen

Antrag auf Penſionie g zurückziehe . Der Magiſt⸗

rat der Klä E des

Betlagtenn einen Penſion 9 „ und beſchloß

am 26 . Oktober 1910 , —8 früh eren Beſchin ß; zurück

zuziehen das Penſionierungsgeſuch des Bek

ten zu genehmigen . Auch die Stadtverordnete

ſammlung faßte am 29 . Oktober 1910 den

daß der Beklagte zum 1. April 1911
.—ꝗ—

werde . Am 1. November 1910 teilte Masder

dem Beklagten unter Bezugnahme auf deſſen vor3
Königl . Regierung zu Frankfrut a. O. abgegebenen

Erklärung mit , daß der BeſcheidBeſcheid , betreffend ſeine
uar 1911Pe iſionie rung zum zurückgezogenPe 5

werde und am 9. Mär die ihm vom 1.

1 de P auf 1269 Mk

Inzw
te der Beklagte dem

8. Februar 1911 angezeigt, daß er ſeine

85
vom 22 . Oktober 1910 „ kziehe reſp .

widerrufe “ . Der Regierungspräſident zu Frank —

furt a. O. erklärte in einem an den Beklagten ge⸗

richteten Beſcheid vom 22 . Februar 1911 dieſen

Widerruf für rechtlich bedeutungslos . Der Be —

klagte legte nun Beſchwerde gegen den Penſionie⸗

rungsbeſchluß ein ; er beſtritt , einen Antrag auf

Penſionierung geſtellt zu haben und beantragte , die

Penſionierung als nicht zurecht beſtehend zu erklä⸗

ren , und den ſtädtiſchen Behörden aufzugeben , ihm
bis zur geſetzlichen Beendigung des Dienſtverhält —

niſſes das Gehalt weiter zu zahlen und die Dienſt —⸗

wohnung zu belaſſen . Der Bezirksausſchuß wies

durch Beſchluß vom 26 . April 1911 dieſen Antrag
als unbegründet ab .

Die — —
richtlichen ?

tung des

nung . D

beantragte darauf im landesge —

Verfahren die Feſtſtellung der Verpflich —

Beklagten zur Räumung der Dienſtwoh —
Das Landgericht wies dieſe Klage ab . Be —
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einete
erkannten aber nach dieſem An

as Reichsgericht führt dazu in ſeinen

Ent ſcheibungsgründen
rufung und

tre .

aus :

Danach

tungsbehörd

Entſcheidung der Verwal

de darüber , ob und zu welchem Zeitpunkt

ein Beamter in den Ruheſtand zu verſetzen iſt , je

denfalls inſoweit auch hinſichtlich der ſtädtiſchen Be

amten für die Gerichte maßgebend , als es ſich um

alſo dieſt

da

die Beurteilung eines Penſionsanſpruches han

delt . Es kann aber nicht angenommen werden , daß

dieſelbe Entſcheidung , welche bei der Erhebung

eines Penſionsanſpruches die ordentlichen Gerichte

bindet , dann
5

unterworfen ſein

ſollte , wenn der Beamte die Rechtmäßigkeit der Zu

ruheſetzung beſtrei tet und die Weiterzahlung ſeines

Gehaltes fordert . Die Vorſchrift des § 12

Rdahin verſtan

numittelbaren

muß vielmehr

für
di

die
lbeamtengeſetzesmuna

werden , daß damit der

Stadtbeamten geltende Grundſatz , daß jene Entſchei

du . — der

richte

Disziplinar - und Verwaltungsbehörden

maßgebend ſeien , für die vermö

uſprüche eines mit Penſion in den Ruhe

ſtädtiſchen ? chthin , alſo

„ wenn es ſich um die Beurteilung ei

Beamten ſchlee

ſolchen Beamten handelt , für

R. ⸗& öm 28. November 1913 III

t von Dr. Hans Lieske , Leipzig ) .

ärt oße

Lage , die nicht teuer ſei zu e
e werbe

n

und ne Hypothek von 600

3. 4Zinſe n in Zahlung zu gebPro hen . Sie
einem Grundſtück in H. hinter nur 38000 J

erkaſſe 65000 , Mietserſatz bei aboee ſehrU billige 1

Mieten über 3600 Mark . Der Kläger ſchickte in ei

nem Schreiben von demſelben Tage einen Lageplan
und erklärte ſich mit der Hypothekenhingabe „ nach

Prüfung derſelben gern einverſtanden “ , d. h. „ falls

es ſo ſei , wie es angegeben “ . Darauf kam am 26 .

1¹ ein notarieller rag zuſtande , wo

tac Kläger von ſeinem Grundſtück B. Bd . 36

——
0729

. —
die Bauſtelle Kartenblatt

3 Nr. 765/14 ꝛc. von 635 a mit uß eines da⸗

rauf beſindlichen für 5600 Mark verkauft

und dagegen die Hypothek auf H. Bd . 9 Bl . 283 8
Abt . III Nr . 13 in Zahlung 5 Das Grund —

ſtück kam am 28 . Dezember 1911 zur Zwangsver⸗

ſteigerung und wurde vom Beklagten , der nur die

vorgeſchriebenen Hypotheken von 24000 Mark und

14000 Mark ausbot , erſtanden . Der Kläger fiel aus .



Wegen des Schadens von

Zinſen ſeit dem 1. Juli 1911 hat der Kläger den

Beklagten in Anſpruch genommen , weil dieſer ihn

durch unrichtige Angaben über die Hypothek , die

Feuerverſicherung und Mietsertrag argliſtig getrö —

ſtet habe .
Berufung und Reviſion haben nach dem Klag⸗

antrag verurteilt . Dazu führt das Reichsgericht in

den

Entſcheidungsgründen
über das Weſen einer guten Hypothek aus .

Den Schadenserſatzanſpruch des Klägers hat der

Berufungsrichter , übereinſtimmend mit dem Land —

gericht , an ſich für begründet erachtet . Er hat feſt⸗
geſtellt , daß der Beklagte ſich der argliſtigen Täuſch⸗

ung und vorſätzlichen Schädigung des Klägers ſchul —

dig gemacht habe . Der Beklagte habe nach der ihm

wohlbekannten Entſtehungsgeſchichte der Hypother

dieſe nicht als „ gut “ bezeichnen dürfen , zum min⸗

deſten nicht unter Verſchweigung der ihre Unſicher⸗

heit begründenden , mit Notwendigkeit auf eine

Zwangsverſteigerung hindrängenden Verhältniſſen

alſo vor allem der üblen , nicht einmal Zinszahlung

ermöglichenden Vermögenslage der Eigentümerin

und der Unſicherheit der Mietsverträge . Auf den

Umſtand , daß Sachverſtändige unter der Voraus⸗

ſetzung des vollen Eingangs der Mieten den Wert

des Grundſtückes ſo hoch geſchätzt hätten , daß die

Hypothek ſich nach dem Verkaufswert des Grund⸗

ſtückes beſtimmte und irgend eine Wahrſcheinlichkeit,
das Grundſtück zu einem die Hypothek deckenden

Preiſe zu veräußern , nach der Vorgeſchichte

Grundſtückes nicht beſtanden habe . Das argliſtige

Verhalten des Beklagten ſei für den Entſchluß des

Klägers beſtimmend geweſen . Dem Kläger ſelbſt
könne man höchſtens Fahrläſſigkeit zum Vorwurf

machen und dieſe könne gegenüber der Argliſt des

Beklagten nicht in Betracht kommen . Für die Höhe

des Schadens ſei nach §S 249 BGB . der tatſächlich

Wert der für die Hypothek hingegebenen Vermögens —

ſtücke maßgebend .

Dieſe Ausführungen ſtehen , ſoweit ſie rechtli —

cher Natur ſind , mit der Rechtſprechung des Reichs —

gerichtes im Einklang und laſſen einen Rechtsirrtum

nicht erkennen . Daß für die Sicherheit einer Hypo —

thek nicht irgend welche auf unrichtigen Vorausſet —

zungen beruhende Schätzungen , ſondern der Ver⸗

kaufswert des Grundſtückes maßgebend iſt , verſteht

ſich von ſelbſt und iſt in dem Urteil des II . Senats

Jur . Woch . 1912 S . 536 Nr . 15 ausdrücklich aus⸗

geſprochen .
Urteil des R. - G.

365/1913 .

( Mitgeteilt von Dr . Hans

des

08

0

vom 6. Dezember 1913 . V.

Lieske , Leipzig ) .

Die Lebensverſicherung verweigert die Auszah⸗

lung der Verſicherungsſumme wegen infolge grober

Fahrläſſigkeit erlittenen Unfalls . Der Erblaſſer der

Kläger , Karl K. , war auf Grund der Police vom 23 .

54

ſtellungen liefen darauf hinaus , daß

K . eine Trunkenheit angemerkt habe .

6000 Mark nebſt 5 Proz . März 1906 bei der Beklagten in ſeiner Eigenſchaft

als Fuhrwerksbeſitzer in Höhe von 5000 Mark gegen

Unfall verſichert und zwar auf die Zeit vom 23 .

März 1906 bis dahin 1911 . Am 20 . März 1911

abends zwiſchen 8 und 9 Uhr wurde K. auf der

Fahrt vom Bramfeld nach Hamburg bei einem Zu⸗

ſammenſtoße mit dem ihm entgegenkommenden
Fuhrwerk einer Frau H. vom Wagen geſchleudert .

Er erlitt eine Gehirnerſchütterung , die am nächſten

Tage ſeinen Tod zur Folge hatte . Ueber die Ver⸗

pflichtung zur Bezahlung der Verſicherungsſumme
entſtand unter den Parteien Streit . Kläger wurden

deshalb mit dem Antrage klagbar , die Beklagte zur

Zahlung von 5000 Mark nebſt vier Proz . Zinſen

ſeit Klagzuſtellung zu verurteilen . Die Beklagte be⸗

antragte Abweiſung . Sie machte geltend , daß K.

den Unfall in offenbarer Trunkenheit erlitten und

außerdem inſofern durch eigene grobe Fahrläſſigkeit
herbeigeführt habe , als er auf der linken Seite der

Straße gefahren ſei und kein Licht am Wagen ge⸗

habt habe .
Alle Inſtanzen haben nach dem Klagantrag ver —

urteilt . Das Reichsgericht führt in ſeinen Ent⸗

ſcheidungsgründen dazu aus :

Nach § 1 Abſ . 5 der allgemeinen Verſicherung

bedingungen ſind „ Unfälle in offenbarer Trunken —

heit “ von der Verſicherung ausgeſchloſſen . Der Be⸗

rufungsrichter beurteilt das Beweisergebnis dahin ,

daß von einer offenbaren Trunkenheit des Erblaſſers

der Kläger keine Rede ſein könne . K. hat am Tage

des Unfalls zwar viel Spirituoſen zu ſich genommen ,

aber anſcheinend habe er ſehr viel vertragen könen

und ſei weder betrunken noch angetrunken geweſen .

Die Reviſion bemängelt , daß der Berufungs —

richter nicht dargelegt habe , was er unter „offen⸗

barer Trunkenheit “ verſtanden habe . Seine Feſt⸗
niemand dem

Dauach müſſe

er angenommen haben , daß es darauf ankomme , ob

die Trunkenheit anderen erkennbar geworden .

rin liege aber eine Verkennung des Begriffes der

offenbaren Trunkenheit ; eine ſolche ſei immer dann

anzunehmen , wenn Zweifel an ihrem Vorhanden⸗

ſein nicht beſtehen könnten . Dieſe Rüge iſt nicht

begründet . Die Reviſion meint , es hätte doch we —

nigſtens geprüft werden müſſen , ob der erwieſene

Alkoholgenuß nicht auf die ſchweren Folgen des

Sturzes von Einfluß geweſen war . Allein zu einer

ſolchen Prüfung lag durchaus kein Anlaß vor , da

die Beklagte nicht beſtritten hatte , daß der Tod des

K. durch den Unfall verurſacht worden iſt . Der

Sachverſtändige N. hat zwar begutachtet , daß ſtar —

ker Alkoholgenuß die Herztätigkeit ſchwäche und in⸗

ſofern auch neben einer Gehirnerſchütterung ſür den

tötlichen Ausgang eines Unfalls mit urſächlich ſein

könne ; er hat aber ausdrücklich hinzugefügt , daß hin⸗

ſichtlich der Wirkung der Alkoholgenuß hinter dem

Moment der Gehirnerſchütterung bei weitem zurück⸗

ſtehe . Demnach wurde bei dem Alkoholgenuß der

5⸗

Da⸗



ng zwiſchen dem Unfaller⸗

dem Wagen und dem Tode
Urſächliche

eigniſſe , dem S
Zuſamme

Sturze aus

des K. nicht ausgeſchloſſen , und darauf allein konnte

es nach den Allgemeinen Verſicherungsbedingungen

( 8S8 1, 6, 7) ankommen . Nach § 1 Abſ . 5 der Allg

Verſ . Bed . ſind von der Verſicherung außerdem aus —

geſchloſſene Unfälle „ durch eigene grobe Fahrläſſig⸗

keit “. In dieſer Beziehung war von der Beklagten

zunächſt behauptet worden , daß K. auf der linken Seite

der Straße gefahren ſei . hat

die für erheblich erachtet und den Be —

weis darüber Die Ausſagen der Zeugen

lauten aber verſchieden . Der Berufungsrichter hat

die Glaubwürdigkeit der einzelnen Zeugen geprüft
die

BerufungsrichterDer

erhoben .

MRo⸗Beund iſt zu dem Ergebnis gekommen , daß

klagte den ihr obliegenden Beweis nicht geführt habe .

Urteil des R. ⸗G. vom 25 . November 1913 . VII .

268/1913 .

( Mitgeteilt von Dr . Hans Lieske , Leipzig ) .

sunterricht in der

r Religionsunterricht iſt in Er —

füllung des Schulgeſetzes von 1910 eine ſehr

begrüßenswerte Verordnung und Bekanntmachung

des badiſchen Unterrichtsminiſteriums erſchienen mit

näheren Beſtimmungen über den äußeren Unter

richtsbetrieb , über die Beaufſichtigung des Religions⸗
unterrichts und über die Teilnahme der ler an

gottesdienſtlichen Veranſtaltungen . Dieſe neuen

ſtimmungen ſind geeignet , den Konfliltsſtoff , den

frühere Beſtimmungen bei genauer Anwendung in

ſich trugen , unter denen das Verhä ältnis der Schule

zur Kirche und beſonders der Lehrerſchaft zur Geiſt⸗

lichkeit oder gar der konfeſſionellen Gemeinde man⸗

chen Erſchütterungen ausgeſetzt war , ganz aus der

Volksſchule .

Schü
Be

Welt zu ſchaffen . Denn die Beſtimmungen geben

ſowohl der Kirche als der Schule ihr Recht und

ſtellen die religibſe Unterweiſung und Betätigung

an die rechte Stelle . Ueber den äußeren Unterrichts⸗

betrieb wird des näheren beſtimmt , daß jede Schul⸗

klaſſe auch eine Religionsklaſſe bilden ſoll ſoweit

nicht in konfeſſionell gemiſchten Gemeinden eine 3

ſammenziehung von Klaſſen zu einer katholiſchen und

proteſtantiſchen Religionsklaſſe ſtattfindet . Niemals

U⸗

aber ſoll eine Religionsklaſſe ohne Not größer ſein

als die Klaſſen für den Profanunterricht . Dies iſReine ſelbſtverſtändliche Beſtimmung , da doch der Re

ligionsunterricht zum allermindeſten als ebenſo Wich⸗
tig angeſehen werden muß , wie irgend ein anderes

Fach ; ſie iſt aber notwendig gegenüber da und dort

zutage getretenen Anläufen , durch Kombination von

Religions⸗ und Geſangsklaſſen Ueber ſtunden wegzu⸗

ſchaffen . Ein gedeihlicher Religionsunterricht

braucht die gleichgünſtigen Unterrichtsbeſtimmunger

Auch für ganz geringe konfeſſionelle Minderheiten

werden auf dem Weg der Ueberſtunden beſtmögliche

religiöſe Unterrichtsbedingungen geſchaffen.
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Neu iſt die klare Beſtimmung , daß bei Erkrankung

oder dienſtlichen inderung der Religionsunter

richt erteilenden Geiſtlichen der Klaſſenlehrer die

Stunden Geiſtlichen übernehmen muß , ſoweit

ſei onsſtundendeputat damit nicht über ſechs

Wochenſtunden hinausgeht . Kommt der Lehrer in

dieſem Fall bei längerer Vertretung ſein Ge

R hir

i

des
Nen Reli git

HorU0

ſamtſtundendeputat von 32 Wochenſtu ihinaus ,

ſo tritt nach den allgemeinen Beſtimmungen eine

g dafür ein von 60 Mark pro Stunde und

Jahr ; iſt die Ve
—

im Nebenort zu leiſten , tre

ten noch Gangped hühren hinzu .

Die Geiſtlichen unterſ Religionsleerſtehen als hrer

genau ſo den Beſtimmungen der Schulordnung und

der Dienſtweiſung über die Handhabung der Schul⸗

It wie die Lehrer ſelbſt . Auch dieſer Paragraph

iſt geeignet , manche früheren Unzuträglichkeiten zu

beſeit ägen⸗Die örtliche Aufſicht über die Erteilung des Re⸗

lgionsunderrichts 55 Ortspfarrer , bei mehreren

cheGeiſtlichen der gleichen Konfeſſion der von der oberen

Kirchenbehörde hierzu beſtimmte . Ein von denkirch

lichen Behörden beſtellter Prüfu
tor

hält alle

2 Jahre eine amtliche PPrüfung . Zwiſchen

jahre angeordnete pfarramtliche Jal ung ſoll

tunlichſt ohne Störung des Unterrichtsbetriebs wäh

d den Religionsunterricht ſtundenplan

ten Zeit geſchehen . Zu den Seuſeen
ulräte zieht die Serſte Schulbehörd

zelegenheit auch Vertreter der Prüfungsin ſpel⸗
für den Religionsunterricht zu , damit

die Erfahrungen und Wünſche betr reffs der

öſen Unterweiſung beſprochen werden können

Die Schule von nun an gehalten , die
&

Beſuch des Gottesdienſtes an zuuhalten.
Berktage bleibt der wöchentlich zwei malige Schü

0 ottesdienſt beſtehen . Die Pfarrämter ſollen die auf

Werktag fallenden Gottesdienſte und ſonſt igen kirch

liſten Veranſtaltungen tunlichſt ſo legen , daß der

Unterrichtsbetrieb dadurch nicht beeinträchtigt wird ,

Auch die Organiſtendienſt ver ſehenden Lehrer ſollen

dahin wirken , daß Ausnahmen ohne Not vermieden

werden . Fällt irgendwie ein Teil ſolcher gottes⸗

dienſtlichen Veranſtaltungen doch der an⸗

geſetzten Unterrichtszeit , ſo iſt der ausfallende Un⸗

terricht nachzuholen , ſofern die Klaſſe nicht mehr als

An Allerſeelen , Aſchermitt⸗

nen iſt
20 Wochenſtunden hat .

woch , Bittagen und bei ortsüblichen Proz —
den kathol iſchen Schülern zur Teilnahme a idieſen

Veranſtaltungen freizugeben . Die örtliche S chulbe⸗

hörde kann an ſolchen Tagen , wie auch zum Beiſpiel

bei Abhaltung der Firmung , den Unterricht ganz

ausſetzen , wenn dieſe Tage an den allgemeinen ?

rien in Abzug gebracht werden .

Die Miniſtrantenbeſtimmungen erfahren jetzt

auch eine befriedigende Interpretation . Die Orts⸗

pfarrer ſind von ihrer Behörde gehalten , alljährlich

ine genügend große Zahl von Schülern des vierten

0

e⸗

eine



bis achten Schuljahres als Miniſtranten auszubilden

und die Namen derſelben dem Schulleiter bekannt

zu geben . Dieſen Schülern iſt dann im Bedarf —Sfall

Urlaub zu geben .

Die Berufswahl der Schüler und Schülerinnen .

Das Kultusminiſterium erläßt folgende amtliche Be⸗

kanntmachung : Wenn die Knaben und Mädchen aus

der Schule entlaſſen werden , tritt die ernſte Frage

an ſie heran , welchem Lebensberufe ſie ſich zuwenden

ſollen . Dieſe Frage wird leider oft nicht mit der

nötigen Umſicht entſchieden . Daher kommt es , daß

mancher Schüler und manche Schülerin einem Be⸗

rufe zugefühhrt wird , für den ſie nicht vereigenſchaftet

ſind , und daß es einzelnen Berufsarten am nötigen

Zugang fehlt , während andere in bedenklicher Weiſe

überfüllt ſind . Zu den hauptſächlich für Knaben ge⸗

eigneten Berufsarten , die einen fühlbaren Mangel

an Zugang zu verzeichnen haben , gehört in Sonder —

heit das Handwerk . Die Urſache liegt wohl zu einem

guten Teile darin , daß die Eltern mit den einſchlägi⸗
gen Verhältniſſen vielfach nicht vertraut ſind , und

daß die Knaben , die vor der Berufswahl ſtehen , nicht

wiſſen , an wen ſie ſich in dieſem entſcheidenden Au —

genblick ihres Lebens um Rat und Auskunft wenden

ſollen . Man iſt in Handwerkerkreiſen all gemein zur

Anſicht gelangt , daß hier ein Mißſtand vorliege , der

ſich nur unter der kräftigen Mitwirkung der Volks —

ſchule und des Lehrerſtandes beſeitigen laſſe . In der

gegenwärtigen Zeit ſind aber auch vielfach die Mäd —

chen gezwungen , ſofort 100 der Schulentlaſſung eine

Berufswahl zu treffen . Den Eltern fehlt häufig die

Kenntnis der verſchiedenen Ausbildungsmömlichtel
ten in Fachſchulen und dergl . Daher iſt auch in die⸗

ſem Fall eine ſachdienliche Beratung der Lehrer in

den oberſten Mäde chenklaſſen ſehr wünſchenswert .

Wenn auch die Volksſchule nicht die Aufgabe einer

Stellenvermittel 8 übernehmen darf und

die Schullehrer , die für alle Stände da ſind , ſich da —

vor hüten mü ſſen, für dieſen oder jenen Stand mit

befonberkmn
Nachdruck einzutreten , ſo hat doch die

Schule ein großes Intereſſe daran , daß es ihren Zög —

lingen im ſpäteren Leben gut geht . Es machen ſich

deshalb namentlich die Lehrer in den größeren Ge —

meinden um ihre Schüler und Schülerinnen ver —

dient , wenn ſie dieſelben ermahnen , ſich alsbald nach
der Schulentlaſſung einem beſtimmten Beruf oder

einer für ſie geeigneten Beſchäftigung zuzuwenden ,
wenn ſie ihnen mit dem nötigen Rat an die Hand

gehen , wenn ſie insbeſondere ſolche Knaben , die Luſt
und Liebe zu einem Handwerk zeigen , über die not —

wendigen Schritte belehren , und den Mädchen für
ihre Ausbildung und ihr Fortkommen geeignete

Wege zeigen . Man iſt in dieſer Weiſe bereits in

mehreren Städten vorgegangen und hat günſtige

Erfolge erzielt .
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Wir ſehen uns deshalb veranlaßt , folgendes an —

zuordnen : 1. Alle Lehrer und Lehrerinnen der oberen

Knaben⸗ und Mädchenklaſſen ſollen die abgehenden

Schüler und Schülerinnen darauf aufmerkſam ma —

chen , wie wichtig es für ſie iſt , ſich alsbald nach der

Schulentlaſſung einem Berufe , der ſie ſpäter er nährt ,
— einer geeigneten Beſchäftigung zuzuwenden was

ſie tun müſſen , um ſich für den gewählten Beruf

gründlich auszubilden , und welche Schritte die El —

tern hierwegen zu tun haben . 2. Die Volksſchul —

rektorate und erſten Lehrer nehmen die „ Fragebo —

gen “ und „ Führer “ entgegen , die ihnen von den

Handwerkskammern oder Nachweisſtellen zugeſendet

werden , und übergeben ſie den Lehrern der oberſten

Knabenklaſſen . 3. Die Lehrer der oberſten Knaben⸗

klaſſen übergeben denjenigen Knaben , die Luſt zu

einem Handwerk bezeigen , die „ Fragebogen “ und

„ Führer “ , damit ſie und ihre Eltern in der Lage

ſind , eine zweckdienliche Entſcheidung zu treffen .

und Staatsangehörigkeit .

Am 1. Jan . 1914 iſt anſtelle des bis jetzt gel⸗

tenden Geſetzes über die Erwerbung u. den Verluſt

der Bundes - u. Saatsangehörigkeit vom 1. Juni 1870

das neue „ Reichs⸗ u. Staatsangehörigkeitsgeſetz vom

22 . Juli 1913 “ in Kraft getreten . Nach wie vor gilt

noch der Grundſatz , daß die Staatsangehörigkeit Vor⸗

bedingung der Reichsangehörigkeit iſt .
An weſentlichſten Aenderungen gegenüber dem

alten Geſetz wären hier zu beachten :

Findelkinder beſitzen bis zum Beweiſe des Ge —

genteils die Staatsangehörigkeit des Bundesſtaates ,
in dem ſie aufgefunden wurden .

Die Vorſchriften über die Aufnahme eines Deut —

ſchen in einem Bundesſtaat ſind ſich gleich geblieben ,

dagegen iſt die Einbürgerung , wie jetzt die Natura⸗

liſation genannt wird , erſchwert . Die Einbürgerung

in einem Bundesſtaat darf erſt erfolgen , nachdem

durch den Reichskanzler feſtgeſtellt worden iſt , daß

keiner der übrigen Bundesſtaaten Bedenken dagegen

erhoben hat . Erhebt ein — Bedenken , ſo

entſcheidet der Bundesrat . Die Anhörung der an —

deren Bundesſtaaten iſt nicht Der n, wenn

es ſich um Einbürgerung ehemaliger Angehöriger
des Bundesſtaates handelt , oder um ſolche Auslän⸗

der , die im deutſchen Reiche geboren ſind , letztere
aber nur , wenn ſie ſich in dem Bundesſtaate , bei dem

der Antrag geſtellt wird , bis zur Vollendung des 21 .

Lebensjahres dauernd aufgehalten haben und ſie die

Einbürgerung innerhalb zweier Jahre nach dieſem

Zeitpunkt beantragen .
Ein ehemaliger Deutſcher , der als Minderjäh —

riger aus der Reichs - und Saatsangehörigkeit ent⸗

laſſen wurde , muß auf ſeinen Antrag von dem Bun⸗

desſtaat , in deſſen Gebiet er ſich niedergelaſſen hat ,
eingebürgert werden , wenn er den allgemein geſtell —⸗
ten Erforderniſſen entſpricht und den Antrag inner⸗

halb zweier Jahre nach der Volljährigkeit ſtellt .

Reichs⸗

We⸗



ſentlich neu iſt , daß ein Ausländer , der mindeſtens

Jahr wie ein Deutſcher im Heere oder in der Ma⸗

rine aktiv gedient hat , auf ſeinen Antrag von dem

Bundesſtaat , in deſſen Gebiet er ſich niedergelaſſen

hat , eingebürgert werden muß , wenn er den allge⸗
meinen Erforderniſſen entſpricht und die Einbürge⸗

rung nicht das Wohl des Reiches oder eines Bun⸗
desſtaates gefährden würde .

Vom 1. Januar 1914 an , geht die Staats⸗ und

ſomit auch die Reichsangehörigkeit verloren bei Nicht —

erfüllung der Wehrpflicht und durch den Erwerb

einer ausländiſchen Staatsangehörigkeit .
Die Entlaſſung aus der Staatsangehörigkeit in

einem Bundesſtaate bewirkt gleichzeitig die Entlaſ⸗

ſung aus der Staatsangehörigkeit in jedem anderen

Bundesſtaate , ſoweit ſich der Entlaſſene nicht die

Staatsangehörigkeit in einem anderen Bundesſtaate

durch eine Erklärung gegenüber der zuſtändigen Be⸗

hörde des entlaſſenden Staates vorbehält . Dieſer

Vorbehalt wird in der Entlaſſungsurkunde vermerkt .

Entgegen dem bisherigen Recht , nach dem die

Reichs - und Staatsangehörigkeit ohne weiteres durch

ununterbrochenen zehnjährigen Aufenthalt im Aus⸗

lande verloren geht , falls der Betreffende kein gül⸗

tiges Heimatspapier beſitzt und keine Eintragung in

die Matrikel des deutſchen Konſuls erfolgt iſt , kann

nach dem neuen Recht die Reichs - und Staatsange⸗

hörigkeit durch bloße Abweſenheit nicht mehr verlo —

ren gehen . Sie geht aber vom 1. Januar 1914 ab

verloren durch den Erwerb einer ausländiſchen

Staatsangehörigkeit .
Weiter kommt in dem neuen Geſetz zum Aus⸗

druck , daß ein militärpflichtiger Deutſcher , der im

Inland weder ſeinen Wohnſitz , noch ſeinen dauern⸗

den Aufenthalt hat , mit der Vollendung ſeines 31 .

Lebensjahres ſeine Staatsangehörigkeit verliert , ſo —

fern er bis zu dieſem Zeitpunkt noch keine end —

gültige Entſcheidung über ſeine Dienſtverpflichtung

herbeigeführt hat , auch eine Zurückſtellung über die⸗

ſen Zeitpunkt hinaus nicht erfolgt iſt .
Ein fahnenflüchtiger Deutſcher , der im Inland

weder ſeinen Wohnſitz , noch ſeinen dauernden Au —

fenthalt hat , verliert ſeine Staatsangehörigkeit mit

dem Ablauf von zwei Jahren nach Bekanntmachung
des Beſchluſſes , durch den er für fahnenflüchtig er⸗

klärt worden iſt .
Neu iſt die Beſtimmung , daß gegen die Ableh⸗

nung des Antrags auf Aufnahme , Einbürgerung
und Entlaſſung der Rekurs zuläſſig iſt .

Schmiergelder . Rund 30000 Mark Geldge —

ſchenke unbekannter Geber ſind im vergangenen

Jahre der Reichskaſſe zugeführt worden . In der

Hautſache handelt es ſich hierbei um ſogenannte

„ Schmiergelder “ , die den ſtaatlichen Behörden und

ihren Beamten von Lieferanten als Dank für irgend
einen Vorteil zugeſandt , aber nicht angenommen

wurden . Solche Schenkungen ſchwanken zwiſchen 3
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Vor allem werden Zahlmeiſter ,

und mitunter 1000 Mark . und mehr und kommen

am häufigſten im Bereich der Militärverwaltung vor .

Bezirksfeldwebel ,

Frontfeldwebel , ſeltener Offiziere durch Schmier⸗

gelder zu beeinfluſſen geſucht . Oft werden auch Ge⸗

brauchsgegenſtände der mannigfachſten Art übermit —

telt . Der aus dem Verkauf erzielte Erlös wird

ebenfalls der Reichskaſſe überwieſen . Gelingt es ,

einen ſolchen „ Schmierer “ zur Anzeige zu bringen ,

ſo erfolgt ſchwere Strafe wegen Beleidigung und

Verleitung zum Treubruch .

Verſchmelzung ſchweizeriſcher Hypothekenban⸗

ken . Nachdem in letzter Zeit mehrere Zuſammen⸗

ſchlüſſe ſchweizeriſcher Kreditbanken erfolgten ( Inte —

reſſengemeinſchaft zwiſchen der Aktien⸗Geſellſchaft Leu

und Co . in Zürich und der Solothurner Handels —

bank , ferner Intereſſengemeinſchaft zwiſchen der

Schweiz . Bankgeſellſchaft und der Aargauiſchen Kre —

ditanſtalt in Aargau ) , ſollen auch jetzt zwei ſchweize⸗

riſche Hypothekenbanken zuſammengeſchloſſen wer —

den , nämlich die Schweizeriſche Boden⸗Kreditanſtalt

in Zürich und die Thurgauiſche Hypothekenbank in

Frauenfeld . Bei dem neuen Zuſammenſchluß han⸗

delt es ſich aber im Gegenſatz zu den Kreditbanken

um ein vollſtändiges Aufgehen der Thurg . Hypo⸗

thekenbank in die Schweizeriſche Bodenkreditan —

ſtalt . Auch erfolgt ohne Zweifel der Zuſammenſchluß

der beiden Hypothekenbanken aus einer gewiſſen

Zwangslage des Thurgauiſchen Inſtituts heraus ,

deſſen Verhältniſſe bekanntlich unter der früheren

Verwaltung durch eine höchſt anfechtbare Beleih —

ungstätigkeit , namentlich auch nach dem Auslande ,

recht ſchwierige geworden waren . Nach einer Mit⸗

teilung aus Zürich iſt zwiſchen den Verwal⸗

tungsräten der beiden Banken vorbehaltlich
der Genehmigung der Generalverſammlungen ver —

einbart worden , daß alle Geſchäfte des

Thurgauiſchen Inſtituts an die Boden⸗Kreditanſtalt

übergehen . Letztere erhöht ihr Aktienkapital derart ,

daß auf je fünf Aktien der Thurgauiſchen drei Bo⸗

denkreditanſtalt⸗Aktien entfallen Außerdem werden

Frs . 9 bar für jede Aktie der Thurgauiſchen Hypo⸗

thkenbank anſtelle einer Dividende für 1913 ge⸗

währt . Die Boden⸗Kreditanſtalt errichtet im Thur⸗

gau Filialen und übernimmt das geſamte Perſonal

des Thurgauiſchen Inſtituts . Wenn jetzt die Thur⸗

gauiſche Hypothekenbank verſchwindet und in die

Schweizeriſche Boden⸗Kreditanſtalt aufgeht , ſo wird

damit wohl in erſter Linie bezweckt , den Namen des

Thurgauiſchen Inſtituts zu beſeitigen . Der Kurs

ſeiner Aktien war angeſichts der unerfreulichen Ver⸗

hältniſſe einem ſtarken Kursdruck unterworfen , und

dieſer Kursſturz wäre wohl ſchon im vorigen Jahre

ſtärker hervorgetreten , wenn nicht die damalige Di⸗

rektion in keineswegs berechtigter Weiſe eigene Ak⸗

tien in Höhe von nicht weniger als 1136 Stück zu

einem Durchſchnittspreis von Frs . 596 erworben
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hätte , die dann ſchließlich von einer Aktionärgruppe tete , daß angeblich die Thurgauiſche Hypothekenbank
zum Kurs von Frs . 450 übernommen wurden , alſo für 1913 dividendenlos bleiben ſolle . Für den Um—⸗
dem Inſtitut ſtarke Verluſte brachte . Gegenwärtig tauſch des geſamten Grundkapitals der Thurgaui —
notieren die Turg . Aktien in Zürich Frs . 330 , die — ſchen Hypothekenbank von Frs . 20 Millionen in dem

jenigen der Schweizeriſchen Boden - Kreditanſtalt Frs . ] [ vorerwähnten Verhältnis ſind insgeſamt Frs . 12

570 . Das Umtauſchangebot bietet alſo den Aktio — Millionen neue Aktien der Schweizeriſchen Boden —

nären der Thurg . Hypothekenbank eine kleine Marge , Kreditanſtalt erforderlich , womit dann das gegen —
außerdem erhalten ſie für die letztjährige Dividende wärtig Frs . 12 Millionen betragende Grundkapital

Frs . 9 bar , alſo 1/10 Proz , während neulich verlau - —auf Frs . 24 Millionen anwachſen wied.
7. Verband der Land⸗ kleinen Stadtgemeinden .

Ergebniſſe der Verbandsrechnung 1913.
Soll Hat Reſt

A. Einnahmen .
4 2 2 4 . 2

§ 1. Kaſſenvorrat 179 [ 43 179 43 ü

§ 2. Rückſtände 103755 80760 229 95

§ 3. Beiträge 7710 — 768650 2350

§ 4. Ertrag der Zeitung 669 32 442 — 227 32
§ 5. Sonſtige Einnahmen 372 . 36 372 36 — —
§ 6. Vorſchüſſe und Wiederſatz von ſolchen 10250 102 50 —

—

§ 7. Ausgleichungspoſten 4443 4443 — —

§ 8. Heimbez . Kapitalien 5100 01 5I601 88 1800 01

Summa 15 215 60 [ 12934 ( 82 2280 78

B. Ausgaben .
§ 1. Rückſtände 563 94 56394 — —

§ 2. Gehalte und Gebühren der Vorſtandsmitglieder 1434 45 143445 — —

§ 3. für das —
a . Perſünlicher 280450 280450 — —

b. Sachlicher 586 [ 95 586 [ 95 — —
§ 4. Sonſtiger Verwaltungsaufwand 128143 126043 21 —

§ 5. Für die Zeitung 1363 [ 47 136347 — —

§ 6. Sonſtige Ausgaben 23590 235 90 — —

§ 8. Vorſchüſſe und Wiedererſatz von ſolchen 107 50 105 — 2 50

§ 9. Ausgleichungspoſten 44 43 4443 — —
§ 10 . Angelegte Kaptalien 4349 34 4349 34 — —

12766 71 12748 J1 23 50

Abſchluß .
Die Einnahmen betragen 12934 [ 82
Die Ausgaben betragen 12743 41

ſomit Kaſſenreſt 191 41

Vermögensſtand .
1. Kaſſenvorrat 8 191 & 4 41 3
2. Rückſtände . 8 8 480 77 „
3. Ausſtehende Kapitalien 8 . 1800 01ꝗ „
4. Fahrniſſe . 5 688 76

Summa 3160 % 95

darauf haften

Schulden .
Ausgaberückſtände 8 5 5 5 5 23 C , 5050 8.

Reſt reines Vermögen 5 5 157 ⁴nοο0
nach voriger Rechnung betrug dasſelbe . 8 8 5 . 2046 6565 . 0.

ſomit Vermehrung 10590 8⸗
nämlich :

laufende Einnahmen . 8751 68

laufende Ausgaben . . 7706 70

erſtere mehr 1044 98

Fahrniszuwachs 45 C 82

gibt wieder 1090 K „ 80 3
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Feuerverſicherungsverein „ Badenia “

Rechnungs⸗Ergebnis für das zweite Geſchäftsjahr 1913 .

§ 1. Kaſſenvorrat
§ 2. Rückſtände
§ 3. Prämien
§ 4. Eintrittsgelder
§ 5. Aus Vergünſtigungsverträgen
§ 6. Zinſen
§ 7. Heimbezahlte Kapitalien
§ 8. Erſatz der Rückverſ . Geſellſchaft

§ 9. Sonſtige Einnahmen

Summa

Ausgaben .
§ 1. Entſchädigungen für verſichertes Mobilar

§ 3. Prämien an die Rückverſicherung
§ 5. Verwaltungskoſten
§ 7. Kapitalanlagen .
§ 8. Sonſtige Ausgaben

Summa

Abſchluß .
Die Einnahmen betragen
Die Ausgaben betragen

ſomit Kaſſenreſt

Vermögensſtand .
1. Ausſtehende Kapitalien
2. Rückſtände
3. Kaſſenvorrat

Summa

ab Schulden : Ausgabsrückſtände

bleibt reines Vermögen
dasſelbe betrug am Schluß der vorigen Rechnungsperiode
es hat ſich hiermit vermehrt um

Sicherheitsfond .
§ 32 Abſ . 2 d. Satzungen 1912

1 Prozent der Verſicherungs⸗
ſumme welche betrug am Jah⸗

1913

resſchlRmß 1463400 V 2351500 /%

ſomit Sollbetrag des Sicher —
he fondess 14634 l 23515 f

derſe ' be betrug 5682 &, 9484 / .

das ſind 38,8 Proz . 40, 3 Proz .
des Sollbeſtandes , alſo Zunahme um 155 Prozent .
Die Zahl der abgeſchloſſenen Verſicherungen betrug
am 31 . Dezember 1913 225 . Brandfälle wurden in

dieſem Jahr entſchädigt 3, wovon wir nur für einen

mit 50 Prozent rückverſichert waren , für einen wei —

teren waren wir nur mit einem geringen Anteil und

für den dritten gar nicht rückverſichert , wir mußten
ſomit den größten Teil der Entſchädigung allein

zahlen .

Soll Hat Reſt

23 40 3 46 2

87 39 8730 3

11310 11310 — 4 —

169045 [ 167085 1960

358140 [ 3571 — 10 40

620 620 2

302 [ 09 302 09 — —

9484 09 — — 9484 [ 09

70 55 70 55 — —

12665 126 65 — —

15461 92 [ 594783 [ 951409

877 40 877 40 — —

789 50 789 50 — —

42026 23669 18357

3802 09 [ 380209 — —

126 40 108 — 18 40

6015 65 5813 68 201 757

5947 83

581368

134 15

948409

30 —

13415

9648 224

201 ( 97

9446 27

9446 C , 27 5
5880 28 3

3565 9

Es handelte ſich in dieſen Fällen um elektriſche

Leitungen , für welche wir keine Rückverſicherung er⸗

langen konnten , weil unſer Prämienzuſchlag der

Rückverſicherungsgeſellſchaft zu niedrig war .

Aus Anlaß dieſer Schadensfälle haben wir die

Prämie entſprechend erhöht und wurden ſolche von

den Verſicherten anerkannt , worauf wir auch in die —

ſen beiden Fällen für die Zukunft durch 50 Proz .

Rückverſicherung gedeckt ſind .

Bezirksverſammlung .

Arlen , 7 .ͤ März . Heute fand hier Bürger —

meiſterverſammlung ſtatt , zu der nahezu ſämtliche

Ortsvorſtände erſchienen waren . Um 11 Uhr er⸗

folgte die Beſichtigung des neu erbauten Rat - und

Schulhauſes ſowie der ten Brink ' ſchen Induſtrie —⸗
werke nebſt den dazu gehörigen in hygieniſcher , ſozi —
aler und wirtſchaftlicher Hinſicht als Muſter zu



nennenden Einrichtungen wie Spital , Sanatorium

ꝛc. , wobei die Teilnehmer Gelegenheit hatten , die

Frau Gemahlin des Herrn ten Brink ( dieſer war

verreiſt ) kennen und ihre Liebenswürdigkeit und

Freundlichkeit ſchätzen zu lernen . Bei
5 ſich hie⸗

ran anſchließenden Mittageſſen im „Rößle “ begrüßte
der Bezirksvorſtand Bürgermeiſter Engeſſer von Iz⸗

nang mit herrlichen Worten die Erſchienenen und

beſonders auch Herrn Bürgermeiſter Thorbecke von

Singen . ( Herr Bürgermeiſter Bleſch von Radolf —

zell war dienſtlich verreiſty ) . Bürgermeiſter Graf

begrüßte die Erſchienenen namens der Gemeinde

Arlen . Nachmittags halb 3 Uhr fand in der „ Gemſe “

die eigentliche Sitzung ſtatt , zu der auch der Amts —

vorſtand , Herr Geh . Reg . Rat Dr . Belzer , erſchienen
war . Nach herzlicher Begrüßung desſelben wurde

in die Beſprechung der verſchiedenen Gemeinde —

fragen eingetreten . Die Ausſprache , an der ſich beſ .

der Herr Amtsvorſtand und zahlreiche Kollegen be —

teiligten , war eine recht vielſeitige und intereſſante .

Beſonders behandelt wurden die Landtagsverhand —

lungen betreffs der Eemeindebeamten - Fürſorge ,

die Maul⸗ und Klauenſeuche , das Deſinfektionswe —

ſen und eine Reihe ſonſtiger Gemeindeangelegenhei —

ten . Unter Bezug auf das Seite 12 der Zeitſchrift für

—5 veröffentlichte Mitgliederverzeichnis tadelt der

zorſitzende , daß in vielen Bezirken , beſonders im

unte cland , noch ſo viele Gemeinden dem Verband ,

er doch zur Vertretung der Intereſſen —
Land⸗

berufen ſei , fern ſtehen . Im Bezirk Kon⸗

ſtanz fehle keine einzige Gemeinde und was hier

möglich ſei , müſſe auch in anderen Bezirken erreicht

werden können . Im weiteren wurde angeregt , die

Verbandsbeiträge durch die einzelnen ein⸗

ziehen und 10 bis 15 Proz . zur Deckung derBe —

zirksverbandskoſten abziehen zu laſſen, da

der Schwerpunkt der Verbandstät keit da nur

eine Hauptverſammlung im Jahr ſtattfinde — in

die Bezirksverſammlungen Epen ſei . Ferner

die und die dadurch er —

einheitlichung begrüßt ,

Kollege angewieſen
den Rechner je ein Exem⸗

ſei Ehrenſache eines jeden

Verbandsmitgliedes „ für “ und nicht gegen die Ver⸗

bandsbeſtrebungen zu arbeiten , denn wenn im Ver⸗

band etwas erreicht werden wolle , müſſe man einig

ſein und geſchloſſen für die Verbandssſache eintreten .

Weiter wurde die Zufertigung der künſtleriſch ge —

haltenen Bürgervechtsurkunde an alle Neubürger

( bei J . Winter in Konſtanz erhältlich zu 25 Pfg .

das Stück ) ebenſo empfohlen wie die Gemeindechro —

nik , deren erſter Teil im Beſitze aller Amtsgemeinden

iſt . Wie beſ . vom Herrn Amtsvorſtand ausgeführt

kann man an den ſchön zuſammengeſtellten

geſchichtlich wertvollen Aufzeichnungen in den Ge⸗

zu

iſt Zeitſchriftgemeinſchaft 1
zielte Verbilligung und Ver

allſeits gutgeheißen und

worden , fürs Rathaus u.

plar zu halten . Es

jeder

wurde ,

meinden , die ihre Bogen bereits ausgefüllt haben

oder ausfüllen laſſen , nur ſeine Freude haben .
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Schließlich wies der Vorſitzende auch auf das neue

Gemeinderecht von Dr . Walz hin , das von Herrn

Amtsvorſtand als ein vortreffliches Werk bezeichnet
und daher den Gemeinden empfohlen wurde . Nach

etwa dreiſtündiger Beratung wurde die Verſamm —

lung mit Worten des Dankes an Hr . Geh . Rat D

Belzer für ſeine belehrenden Ausführungen und mit

einem kräftigen Hoch auf unſern Landesfürſten ,

Königl . Hoheit den Großherzog Friedrich , vom Vor —

ſitzenden geſchloſſen .

—.

Bürgermeiſterwahlen .

Wiedergewählt wurden als Bürgermeiſter in

Liptingen ( Amt Stockach ) Bürgermeiſter Breinlinger

mit großer Mehrheit , in Unterſiggingen ( Amt Ueber⸗

lingen ) Joſef Bottling ; ( damit tritt der Gewählte in

ſeine 5. Amtsperiode ein ) ; in Bettmaringen Benj .

Preiſer ( dieſe einſtimmige Wahl iſt erfreulich und

bezeichnend für die Einmütigkeit der Bürgerſchaft ,

aber auch ehrend für den Gewählten , dem dadurch

für ſeine Amtsführung ein ſchönes Vertrauensvotum

ausgeſtellt worden iſt . Leider wird dieſe Einmütig —

keit in den Gemeinden immer ſeltener ) ; in Kürnbach

( Amt Bretten ) der langjährige verdienſtvolle Bür —

germeiſter Henninger mit 142 Stimmer ; in St . Mür⸗

gen ( Amt Freiburg ) Peter Rombach mit großer

Mehrheit ; in Leimen ( Amt Heidelberg ) Ch. Lingg .

Herr Lingg , der auch ein tätiges Vorſtandsmitglied

im Verband , iſt damit zum drittenmal gewählt wor⸗

den ; in Lausheim Bürgermeiſter Scherble .

Neugewählt wurden in Schriesheim ( Amt Hei⸗

delberg ) Gemeinderat Hartmann ; in Steinenſtadt

( Amt Müllheim ) Alfred Scherer ; in Hertingen ( Amt

Lörrach) Gemeinderat Ludwig Aenis ; in Buchheim

( Amt Freiburg ) Gemeinderat J . Germmer ; inFried⸗

richstal ( Amt Karlsruhe ) Wilh . Albert ; in Bammen⸗

tal ( Amt Heidelberg ) Wirt Winnewiſſer ; in Oberrim⸗

ſingen ( Amt Breiſach ) Gemeinderat Joſ . Ott .

Nachdem in Rickenbach ( A. Säckingen ) auch im

ritten Wahlgang die Wahl ergebnislos verlief , wird

nunmehr vom Miniſterium des Innern der Bürger —

meiſter auf zwei Jahre ernannt werden .

Unterömisheim ( Amt Bruchſal ) . In der letzten

Sitzung des Bezirksrats wurde über die Einſprache
gen die Bürgermeiſterwahl verhandelt . Die da⸗

mals beanſtandeten Stimmzettel wurden heute für

gültig erklärt und ſomit Herr Gemeinderat Jakob

Valet als Bürgermeiſter von Unteröwisheim be⸗

ſtätigt .

Zum Bezirksvorſtand
wurde Bürgermeiſter

wählt .

; iſteiſt

*0

für den Bezirk Weinheim

Fath von Rippenweier ge⸗

B.

einer

Regelung

. . . Jüngſt wurden die hieſigen Bürger

Gemeindeverſammlung einberufen , zwecks

r Gehälter der Gemeindebeamten . Bür⸗

*

de



germeiſter H. eröffnete die Verſammlung und gad

als erſten Punkt die Regelung des Bürgermeiſterge

haltes bekannt . Er wies darauf hin , daß ein jähr

licher Gehalt von 200 Mark für ihn entſchieden zu

wenig ſei und daß auch immer mehr Anforderungen

an die jetzigen Bürgermeiſter geſtellt werden gegen

früher . Nach verſchiedenen Auseinanderſetzungen

zeigte die Abſtimmung , daß die meiſten Bürger die

Forderung als gerecht erachteten , ſodaß der Antrag
auf Gehaltserhöhung auf 300 Mark mit 40 gegen

15 Stimmen angenommen wurde . Hierauf folgte

Punkt 2, Regelung des Gehalts des Ratſchreibers .

Ratſchreiber W. ergriff das Wort und legte den Bür —

gern nahe , ihm ebenfalls aufzubeſſern . beziehe

einen Gehalt von 140 Mark und bitte um Erhöhung

auf 200 . Der Antrag wurde mit 30 gegen 28 Stim —

men abgelehnt . Hierauf beantragten die Gemeinde —

räte ebenfalls eine kleine Aufbeſſerung . Kaum war

jedoch der Antrag geſtellt , ſo verließen die Bürger
teils mit munteren , teils mit unmutigen Geſichtern

den Rathausſaal . Somit war dieſer Punkt raſch ent —

ſchieden . Den übrigen Gemeindebeamten waren in —

zwiſchen die Aufbeſſerungsgedanken vergangen .

zeigt es ſich wieder , daß die viel geprieſene

waltung der Gemeinden beſonders

Hier

dann zur
eGeltung

kommt , wenn es ſich darum handelt , älteren ver —

dienten Gemeindebeamten eine kleine Aufbeſſerung

zukommen zu laſſen .

den ſich

Wann werden bei uns in Ba —

dieſe Verhältniſſe endlich einmal ändern ?

Hauſen i . Wieſental .

ſtarb hier Altbürgermeiſter
lernte in ſeiner Jugend das Handwerk eines Ham —

merſchmieds , das damals in Hauſen ( vergleiche He⸗

bels „ Der Schmelzofen “ ) in hoher Blüte ſtand . Schon

Im Alter von 92 Jahren

Roths . Herr Roths er —

frühzeitig wurde er des Meiſtertitels für würdig be⸗

funden . Das Ehrenamt als Bürgermeiſter der Ge —

meinde Hauſen übertrug man ihm im Jahre 1880

nachdem er einige Jahre zuvor dem Gemeinderat

angehörte . Volle 31 ſtand er an der Spitze

der Gemeindeverwaltung , bis er dann im Jahr 1911

als der älteſte Bürgermeiſter Badens ſein Amt an

eine jüngere Kraft abtrat .

Feuerverſicherung . Stand nach der letzten

Veröffentlichung in Nr . 2 2501400 /

Zugang bis 3. März :

Mühlbach 200 Kſl
Hörden

24800 oli

Friedrichsfeld 9500 ¼

Allmendshofen 6300 Jl

Sinzheim 48500 /

Summe 2594700 /

Haftpflichtverſicherung . Wir werden von jetzt

b auch periodiſche Mitteilungen über die Entwik —ab
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kelung der Haftpflichtverſicherung bei

trags geſellſchaft , der

unſerer Ver

Oberrheiniſchen Verſicherungs —

geſellſchaft in Mannheim , ſoweit es ſich um Verſiche —

rung unſerer Verbandsgemeinden handelt , machen

und beginnen damit heute , indem wir diejenigen Ge

meinden hier verzeichnen , welche ſeit 1. Januar d.

Is . Verſicherungen abgeſchloſſen haben , wobei wir

bemerken , daß die geſperrt gedruckten Gemeinden

ſeither anderweit oder garnicht verſichert waren . Es

haben alſo Verſicherungen abgeſchloſſen :

Buchholz , Amt Waldkirch ; Gaienhofen , Amt Kon —

ſtanz ; Ottersdorf , Amt Raſtatt ; Zimmern ,
Amt Adelsheim ; H Muggenſturm , Amt Raſtatt ;

Mingolsheim , Amt Bruchſal ; Kronaa , A. Bruchſal ;
D
Dörlinbach , Amt Zindelſtein , N.

Donaueſchingen ; Volkertshauſen , Amt Stock —

ach ; Horn , Amt Konſtanz ; Dertingen , Amt

heim ; Friedrichst al , Amt Karlsruhe ; Helmsheim , A.

Bruchſal ; Miſtelbrunn , Amt

Wartenberg , Amt Donaueſchingen ; Niederwei —

ler , Amt Müllheim ; Steinmauern , Amt Ra⸗

ſtatt ; Kirchen , Amt Lörrach ; Berwangen , Amt Ep —

pingen ; Gausbach , Amt Raſtatt ; Scherzingen ,
Amt Freiburg ; Götzingen , Amt Buchen ; Sickingen ,

Amt Bretten ; Dinglingen , Amt Lahr ; Au i.

M. , A. Raſtatt ; Ruit , Amt Bretten ; Münzesheim , A.

Knielingen , Amt Karlsruhe ; Dainbach , A.

Unterbränd , Amt Donaueſchingen ; Für —

Amt Donaueſchhingen ; Steinach , Amt

Rotenberg , Amt Wiesloch .

Wert⸗

Bretten ;

Boxberg ;

ſtenberg ,
Wolfach ;

Indem wir unſerer Freude über dieſen ſchönen

Zugang an Verſicherungen Ausdruck verleihen und

hoffen , daß derſelbe auch fernerhin zahlreiche Ge —

meinden zur Nachahmung ermuntert , müſſen wir

leider auch einige Verluſte beklagen , indem die Ge⸗

meinden :

Zell , Amt Bühl ; Neibsheim , Amt Bretten ;

Zwingenberg , Amt Eberbach und Staffort , Amt

Karlsruhe Verſicherungen auf den Ablaufter⸗

min gekündigt haben , ohne daß wir den Grund d

Kündigung hätten erfahren können .

98 . Rechnerverband .

Anfrage .

Welche Mittel ſind mir zu empfehlen , um mich

in eine gründliche Rechnungsſtellung einzuarbeiten ?

Antwort .

Vor Inangriffnahme der zu ſtellenden Gemein⸗

derechnung empfiehlt ſich ein aufmerkſames Durch —

leſen der bez zügl
der Gem . Rechnungs —

anweiſung ( 8 51 ) . Nach gründlicher Durchſicht

der letztgeſtell ten Rechnung ſamt zugehör . Abhör —

beſcheid und der Rubrikenordnung — R. S . 191/219

G. ⸗R. ⸗A. werden zuerſt die Belege nach Para⸗

graphen geordnet und dabei nach Kaſſenbuchſeite



gelegt . Alsdann erfolgt der Eintrag in den betr .

Paragraphen der vorher ſchon durch Abſchrift der

ſtändigen Vorträge und Aenderung bezw . Erweite —

rung derſelben entſprechend den hierfür vorhande —

nen Belegen , Protokolle ꝛc. vorbereiteten Rechnung .

Jeder Beleg erhält in der oberen rechten Ecke die

Seite der Rechnung . Verteilt ſich ein Beleg auf

mehrere Pharagraphen , ſo iſt vor jeder Buchung

daſelbſt die Seite anzugeben .

Nach erfolgtem Eintrag ſämtlicher vorhandener

Belege ( etwa mangelnde ſind beim Ratſchreiber

alsbald zu erheben , bezw . in Abſchrift fertigen zu

laſſen ) werden dieſelben im Kaſſenbuch in der hier —

für vorhandenen Spalte ſorgfältig ausgetragen , wo —

bei darauf zu achten iſt , daß der Betrag des Be⸗

legs mit dem Eintrag im Kaſſenbuch jeweils genau

übereinſtimmt . Iſt ein Betrag zu hoch oder zu min —

der eingetragen , ſo erfolgt ein entſprechender Nach —

trag am Schluſſe des Kaſſenbuches .

Für die Zuſammenſtellung der einzelnen Para⸗

graphen — Rechnungsabſchluß — und die Ver⸗

mögensſtands⸗Darſtellung verwende man die vor —

gedruckten — bei Spachholz u. Ehrath in Bonndorf

erhältlichen — Impreſſen . Einige Beſchwerlichkeit

im Anfang ſollte keinen Rechner abhalten , die Stel —

lung ſeiner Rechnung ſelbſt zu übernehmen , umſo —

mehr , als die die Rechnung ſelbſt ſtellenden Nach⸗

barkollegen und insbeſondere die Herren Amtsrevi —

ſoren einem ſolchen Rechner bei der erſtmaligen

Stellung gerne an die Hand gehen . K.

Geſtorben ſind :

Gemeinderechner Joh . Gg. Federlin in Blan —

ſingen ( Amt Lörrach ) am 14 . Febr . 1914 .

Gemeinderechner Gg. Nikol . Renner in Bet⸗

tingen Amt Wertheim ) 27 . Febr . 1914 .

9 . Bücherſchau .

Für jede Hausfrau iſt es in Krankheitsfällen

wichtig , die Krankenkoſt oder vegetariſche Küche zu

kennen oder für Zuckerkranke ꝛc. geeignete Speiſezet⸗

tel aufzuſtellen , wie man ſie in den Kochbüchern in

der Regel nicht findet .

Krankenkoſt . Fleiſchloſe Küche . Speiſezettel

für alle Jahreszeiten . Diätetiſche Präpa⸗

rate . Von Elfriede Beetz . Preis 90 Pfennig .

( Porto 10 Pfennig ) . Verlag E. Abigt ,

Wiesbaden , 2

bringt für den Privathaushalt , Sanatorien und Pen⸗

ſionate ꝛc. in ſachgemäßer Zuſammenſtellung ein

kleines Handbuch für die diätetiſche Küche , das über —

all als Ergänzung der allgemeinen Küchenhandbü —

cher wertvoll iſt . Der geringe Preis geſtattet Jeder⸗

mann die Anſchaffung und da man in teurer Zeit

vielfach den Fleiſchgenuß einſchränkt es geht auch
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ſo recht gut — ſo werden abwechslungsreiche Küchen —

zettel ohne Fleiſchgerichte recht willkommen ſein , w—

man im Haushalte ſparen will und muß !

Das badliche Gemeinderecht von Dr. Ernſt Valz .

Oberbürgermeiſter und ord . Hon . ⸗Profeſſor der Rechte in

Heidelberg . Dargeſtellt in Ausführungen zur Gemeindeord —

nung , zum Bürgerrechtsgeſetz , dem Gleichſtellungsgeſetz , der

Städteordnung und dem Fürſorgegeſetz für Gemeinde - und

Körperſchaftsbeamte , nebſt den dazu erlaſſenen Vollzugsver⸗
ordnungen . X, 769 Seiten . Preis broſchiert Mk. 12 50 ,

in Leinwand gebunden mit Schutzhülſe Mk. 14,50

Schon längſt macht ſich in den Kreifen der Gemeinde —

verwaltung ein dringendes Bedürfnis für eine neue Darſtel⸗

lung des badiſchen Gemeinderechts geltend . Das zum letzten
Male 1893 in dritter Auflage erſchienene beliebte und weit⸗

verbreitete Fielandt ' iche Bandbuch des badiſchen Gemeinde -

rechtes kann heute nicht mehr den Anſprüchen der Gemeinde —

verwaltung entſprechen . Denn gerade die wichtigſten Geſetze

auf dieſem Gebiete ſind in der Zwiſchenzeit teils von Grund

aus neu geformt , teils ſehr erweitert und ausgebaut worden

und ſchreiben in ihrer neuen Faſſung den zu ihrer Durch⸗

führung Berufenen neue Wege und Pflichten vor .

Es wird daher der nunmehr vollſtändig vorliegende

und dem neueſten Stand der Gemeindegeſetzgebung entſprechende
Kommentar des Oberbürgermeiſters Dr . Walz in Heidelberg

von allen an Gemeinderechtsfragen Beteiligten willkommen

geheißen werden , umſomehr als der Verfaſſer ſich des Rufes

eines bewährten Fachmanns erfreut und ein ganzes Leben

im Dienſte der Verwaltung zugebracht hat
Beſonders den Bürgermeiſtern und Ratſchreibern wird

mit dieſer vorzüglichen Darſtellung und Auslegung des für

ſie allerwichtigſten Rechtes die denkbar beſte Unterſtützung und

Beratung in Berufsfragen geboten . Das Buch iſt ſomit von

größter Bedeutung für alle Rathäuſer des Landes , und wir

können allen Gemeinden Vadens in deren eigenſtem Intereſſe

zu einer baldigen Anſchaffung des Walzſchen Werkes raten .

10 . Briefhaſten .
Herrn Gemeinderechner F. in Sch . Zur Er⸗

gänzung der Antwort auf Seite 30 dieſer Zeit⸗

ſchrift diene noch folgendes : Die Umlage iſt als

Steuer eine perſönliche Schuld desjenigen , dem ge —

genüber ſie in rechtsgiltiger Weiſe feſtgeſtellt iſt . Ue⸗

ber die daneben beſtehende Haftung anderer Per⸗

ſonen ſagt § 96 Abſ . 5 der Gemeindeordnung : „ Wo

geſetzliche Beſtimmungen für die Staatsſteuer eines

Steuerpflichtigen eine andere Perſon als haftbar

erklären , gelten dieſe Beſtimmungen ſinngemäß

auch für die Gemeindeſteuer . “ Soweit die Umlage

auf die Steuerwerte der Grundſtücke und Gebäude

entfällt , beſitzt ſie nach § 3 des Ausf . ⸗Geſetzes zum

Reichsgeſetz über die Zwangsverſteigerung vom 18 .

Juni 1899 ( Faſſung vom 28 . September 1906 ) 8

Ziffer 2 die Eigenſchaft einer öffentlichen Laſt und

genießt demnach im Vollſtreckungsverfahren die im

§ 10 Abſ . 1 Ziffer 3 und 7 des genannten Reichs⸗

geſetzes angeführten Vorteile .

Herrn F. in Rg . Die evang . Kirchengemeinde
in Konſtanz läßt die Steuerausrechnung in dem

jeweiligen Ortskirchenſteuer - Regiſter duch den Er⸗

heber ( nicht durch den Gr . Steuerkommiſſär ) beſor⸗

gen und zwar mit Genehmigung des evangeliſchen

Oberkirchenrats in Karlsruhe .



Herr Z3. Der lateiniſchen Münzkonvention ge —
hören alle Münzen an , die dem Frankenſyſtem un⸗

tergeordnet ſind . Der Unterſchied zwiſchen einer Sil —

bermünze oder Courantmünze und einer Silber —

ſcheidemünze iſt der , daß die erſtere ſtreng nach dem

Hauptmünzfuß der Silberwährung geprägt iſt , alſo

den vollen Silberwert hat , den ſie anzeigt , während
die Scheidemünzen nach einem beträchtlich geringeren
Fuß gemünzt ſind , alſo weniger Silberwert haben ,
als ſie angeben . Die Fünffrankenſtücke mit der ſit⸗

zenden Helvetia ſind außer Kurs . Selbſt Liebhaber

werden ſolche ſchwerlich in Zahlung nehmen .

Herr Sparkaſſenrechner F. in Sch .
bekannt geworden iſt , haben in letzter Zeit einige
größeren Sparkaſſen die loſen Konten für Aktiv⸗

kapitalien eingeführt . ( Heiligenberg , Engen und an⸗
dere ) . Die Sparkaſſe Radolfzell hat ſie ſeit 1909
im Gebrauch .

Zeitſchrift für ' s Rechnungsweſen ꝛc. 1909 Nr . 131
und 1913 Nr . 176 .

ſog . Papyrolin⸗Karton ( mit Baumwollgewebe durch —

zogener Karton ) , wie ihn die Papyrolin - und Cou⸗
vertfabrik Konſtanz ( die einzige badiſche Papyrolin⸗
und Couvertfabrik ) herſtellt . Dieſer Karton iſt von
einer ganz hervorragenden Haltbarkeit und eignet
ſich deshalb für die loſen Konten , ſelbſt bei jahre⸗
langem Gebrauch , beſſer als jeder andere Karton ,
beſonders für die gefalzten Doppelkonten , da infolge
der Gewebeeinlage des Papyrolinſtoffes durch das
öftere Auf - und Zuklappen die Konten nicht brechen ,
was bei jedem andern Karton der Fall iſt .

Herrn Gemeinderechner 3. in Gr . : Nach Ihrer
Anfrage beträgt das Einkaufsgeld ins Bügerrecht
dortiger Gemeinde für Badener 44 Mark 20 Pfg . und
in Fällen , in denen der Bewerber eine Bürgerstoch —
ter heiratet , die Hälfte . Sie fragen nun , was der
Bewerber zu zahlen hat , wenn er als Fremder erſt
4 Wochen nach der Verheiratung um Aufnahme ins

Bürgerrecht nachgeſucht hat . Der Betreffende hat
eine Bürgerstochter geheiratet .

Dieſe Frage haben wir bereits in Nummer 171
24 . dieſer Zeitſchrift 1913 eingehend beantwortet .

Falls Sie dieſe Nummer nicht beſitzen , können Sie
ſolche zweifellos auf dem Rathauſe einſehen .

Hr . Sparkaſſenbuchhalter M. in Rad : Sie
ſind in Ihrer Eigenſchaft als „ Sparkaſſenbuchhalter “
krankenverſicherungspflichtig vorausgeſetzt , daß Ihr
jährlicher Gehalt 2500 Mark nicht ' überſteigt oder

Ihnen vertraglich gegen Ihren Arbeitgeber ein An⸗
ſpruch mindeſtens entweder auf Krankenhilfe in

Höhe und Dauer der Regelleiſtungen der Kranken⸗
kaſſen (§S 179 der R. V. O. ) oder für die gleiche Zeit
auf Gehalt , Ruhegeld , Sterbegeld oder ähnliche Be —

züge im anderthalbfachen Betrage des Kranken⸗
geldes ( § 182 R. V. O. ) gewährleiſtet iſt . (§S 165 und
169 R. V. O. ) . Nach Ziffer 43 der Anleitung über
den Kreis der Verſicherten (ſ . Kr. ⸗Verſ . ⸗Geſ. von E.

Muſer , Seite 714 , fallen Sie unter die Kategorie
zandere Angeſtellte in ähnlich gehobener Stellung “ .
Der Umſtand , daß Sie Mitglied der Fürſorgekaſſe
ſind , kann bei Beſtimmung der Verſicherungspflicht
nicht in Betracht kommen , da nach den einſchlägigen
Beſtimmungen des Fürſorgegeſetzes kein Kranken⸗

geld oder ähnliche Bezüge gewährt werden .

C
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Wie uns

Sprachecke des Allgem . deutſchen Sprachvereins .
O dieſe Fremdwörter !

Wer ſich gereizt fühlt , iſt pikiert ,
Wer recht ſtumpf iſt , iſt blaſiert ,
Wer beſchränkt iſt , iſt borniert ,
Und wer ſpottet , ſich mokiert ,

Wer Anteil nimmt partizipiert ,
Wer anbietet offeriert ,

Wer etwas annimmt —akzeptiert ,
Wer tüchtig prahlt , der — renommiert ,
Wer beläſtigt — moleſtiert ,

Wer da angreift — attackiert ,
Wer zerſtört , der — konſpiriert ,
Wer Geld anlegt , —deponiert ,

Wenn einer ſtutzt , iſt er — frappiert ,

Näheres hierüber finden Sie in der

Zu den Konten empfiehlt ſich

Was Eindruck macht , das — imponiert ,

Wer brandmarkt —ſtigmatiſiert ,
Wer bloßſtellt — kompromittiert ,
Wer abrichtet , der —dreſſiert ,
Wer aufgeregt iſt , ſich — echauffiert ,
Wer Fremdwörter braucht , ſich leicht — blamiert .

Die nächſte Nummer wird

Inſerate und ſonſtige Ein —

27 . April an die

Mitteilung .

Ende April erſcheinen .

ſendungen wären ſpäteſtens bis

entſprechende Adreſſe zu ſenden .

Die Schriftleitung .

Soeben erschienen :

Das badische Schulgesets
Gr . Oberrevisor Schuster

im Unterrichtsministerium .

Der Verlag: Spachholz & Ehrath
Bonndorf .

Muſer , Anweiſung über das Verfahren beim

Einzug d. Invalidenversicherungsbelträge
durch die Krankenkaſſen und deren Ein⸗

zugsſtellen Mk . 1 . 80 .

Muſer , Badiſche Voranſchlagsanweiſung .
Mk . 2 . 30

Muſer , Grundſtock und Wirtſchaft der Ge⸗

meinden , Mk . 2 . —

empfiehlt der Verlag

Spachholz u. Ehrath , Bonndorf ( Baden ) .



Stadtrechnerſtelle . Otto Sauer , Wreil . had. Beometer

Technisches Burgau für Vermessungs- u. Ingenieurarbeiten
Infolge Ernennung des ſeitherigen Inhabers zum

Sparkaſſenrechner iſt die hieſige Stadtrechnerſtelle ſo⸗ Karlsruhe i . B . , Maraustr . 29.

fort zu beſetzen . Nach der Gehaltsordnung iſt die Telephon 3255 .

Stelle mit 1600 Mk . Mindeſtgehalt und 3300 Mk . Fertigung von amtlichen Messurkunden für Grund -

Höchſtgehalt dotiert . Zulagen 100 Mk . alle 2 Jahre . stücksteilungen , Neuvermessung von Strassen - und

Qualifikati 9 K Bahnanlagen , Ausarbeitung von Bebauungsplänen ,

Vei entſprechender Qualifikation
kann der Anfangsge⸗ Durchfuhrfurg von Bauplatzumlegungen , Ent -

halt den Mindeſtgehalt überſteigen . Wurfsarbeiten für Strassen - und Bahnprojekte , so -

Eberbach , 4. März 1914 .
wie Kanalisationen , Bauaufsicht bei Ausführung

7
derselben , Ausführung von Geländeaufnahmen ,

Bürgermeiſteramt Massenberechnungen für Erdarbeiten , Vorarbeiten

Dr . Weiß .
für Baugesuche und Bauausführungen , Bauab -

Infolge Neuuniformierung hat die Stadtgemeinde

Zell i . W. folgende — — — — — — — — —

un
7 Rasfufter Uniformfabrik .

alte Uniformſtücke Aere Tdbere
1 irei Hoflieferant

für Polizeibeamte db Gegr . 1872

der Landgemeinden zu verkaufen und ſieht diesbezüg⸗ Raſtatt i . B .

lichen Angeboten entgegen : Lieferant der Königl . Armee , ſowie ſtaatlicher

3 Helme , Kopfweite 54 und 56 , und ſtädtiſcher Behörden , empfiehlt ſich in

1 Mütze , Kopfweite 54 , 3 Säbel , Uniformen u . Ausrüſtungsgegen⸗
5 Waffenröcke , 1 Tuchhoſe , 1 Mantel , ſtänden für Polizei , Jeuerwehr ,
3 Litewken .

Sanitätskolonnen , Livreen ete .

Zell i . W. , den 20 . Februar 1914. Großes Lager in Uniformtuchen .

Der Gemeinderat :

C. Walz .

— Tr — —

BüloW - Pianin Grabnummernpflöcke

lechnungen usw .

Vorzugs - Offerte aus gewalztem TEisen , welche nicht abbre -

It . Vertrag sowohl bei Barzahlung wie bei Teil . chen , empfiehlt in 3 Ausführungen

— ——
Gelegenheitskäufe in kurze Zeit

Johs . Dobler . Eisenhandlung

gespielten Piauinos
8 . „ Els 5

Man verlange Prachtkatalog .
Beutelsbach ( Remstal )

Fr . Siering , Mannheim C7 Nr . 6

Vertragsfirma seit 1906 .

Ei

Sur gefälligen Beachtung !
Sendungen ſind zu richten :

in Angelegenheiten
a )

75
(7) an deſſen Geſchäftsſtelle in Heidelberg — Obere Neckar⸗

raße — ;

b) des Rechnerverbandes ( 8) an deſſen Vorſitzenden — Stadtrechner Kaufmann in Schopfheim — ;

e) der Bestellung und des Uersands der Zeitſchrift an die Geſchäftsſtelle in Bonndorf und

d) im übrigen an die Schriftleitung in Konſtanz — Schützenſtraße 20 —.

Verlag : die Bad . Landgemeinde⸗ , Amtsreviſoren⸗ und Rechner⸗Verbände . Geſchäftsſtelle in Bonndorf

Schriftleitung : Oberreviſor Bundſchuh in Konſtanz . — Druck : Spachholz & Ehrath , Bonndorf.
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